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1.) Einleitung 
 
a.) Fragestellung 
 
Im November 2007 wurde in Deutschland eine Entscheidung getroffen, die zu einigen 
Kontroversen führte. Es ging um die Frage,  ob Deutschland eine nationale Akademie 
der Wissenschaften brauche, eine Institution, die in der vom Föderalismus geprägten 
Bundesrepublik Deutschland bisher nicht denkbar schien. Schließlich fasste das 
Bundesministerium für Bildung und Forschung unter Annette Schavan den Entschluss, 
die Deutsche Akademie der Naturforscher Leopoldina in Halle an der Saale zur 
Nationalen Akademie aufzuwerten: 
„Die Leopoldina hat als Nationale Akademie die anspruchsvolle Aufgabe, in voller 
Unabhängigkeit wichtige gesellschaftliche Zukunftsthemen wissenschaftlich zu 
bearbeiten und die Ergebnisse der Öffentlichkeit und Politik in geeigneter Form 
zu vermitteln. Zudem ist sie die Stimme der deutschen Wissenschaft in 
internationalen Zusammenhängen, soweit dies nicht Aufgabe anderer 
Wissenschaftsorganisationen ist.“1 
Freilich ist dies nicht der erste Versuch, eine Nationale Akademie der Wissenschaften in 
Deutschland zu etablieren. Da das Thema einer „Stimme der deutschen Wissenschaft in 
internationalen Zusammenhängen“ noch immer ein aktuelles Thema zu sein scheint, ist 
es lohnend auf die Geschichte dieser Idee in den Wissenschaftsakademien hinzuweisen. 
Das möchte diese Arbeit leisten. Seit 1892 gibt es verschiedenste Versuche der 
Kooperation und Zusammenarbeit zwischen den deutschsprachigen Akademien der 
Wissenschaften, in der Zeit des Nationalsozialismus gab es sogar für kurze Zeit das 
Projekt einer Reichsakademie der deutschen Wissenschaft. Hier wird die Geschichte der 
Kooperation der deutschsprachigen Wissenschaftsakademien neu aufgerollt, um eine 
besseres Verständnis für die Idee einer nationalen Vertretung zu bekommen und diese in 
einen historischen Kontext zu stellen. Diese Aufgabe wird dabei aus Sicht der Akademie 
der Wissenschaften in Wien begonnen, da sie stets Mitglied in diversen 
deutschsprachigen Akademiekooperationen war, und an Hand der Quellen im Archiv der 
Wiener Akademie die Geschichte der Kooperation zwischen den deutschsprachigen 
Wissenschaftsakademien gut nachvollzogen werden kann. 
                                               
1
 Presseaussendung des BMBF, zitiert nach: http://www.bmbf.de/press/2236.php - 16.5.2010 
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Die Geschichte der Österreichischen Akademie der Wissenschaften im „Verband 
wissenschaftlicher Körperschaften“, in der Literatur hat sich der Begriff „Kartell der 
deutschsprachigen Akademien“, durchgesetzt2, ist eine Geschichte geprägt von Brüchen 
und Kontinuitäten. Dabei ist die Zeit von der Gründung des Kartells 1893, über die 
vielfältigen Auseinandersetzungen nach dem ersten Weltkrieg, bis zur Zeit der 
nationalsozialistischen Herrschaft einige Male in der Literatur behandelt worden. Wenig 
Beachtung hat bisher die Geschichte der Akademien der Wissenschaften nach 1945 im 
Allgemeinen, und die Frage nach einer Zusammenarbeit der Wissenschaftsakademien in 
den drei deutschsprachigen Staaten, DDR, BRD und Österreich gefunden. Tatsächlich 
erfolgte ein Versuch einer solchen Zusammenarbeit von 1956 bis 1963 im Rahmen der 
sogenannten Arbeitsbesprechungen der Präsidenten. Bei diesen Arbeitsbesprechungen 
wurde bewusst an die Zusammenarbeit der Wissenschaftsakademien, die im Rahmen 
des sogenannten Kartells begonnen worden war, angeknüpft. Dass diese Geschichte der 
Zusammenarbeit zwischen den Akademien bisher wenig Beachtung in der Literatur 
gefunden hat, ist aus mehreren Gründen verwunderlich. Zum einen deshalb, weil die 
Geschichte der außeruniversitären Forschung in Westdeutschland in der Zeit des 
Nationalsozialismus und die Übergänge zur Situation nach 1945 in den letzten Jahren 
zunehmend in das Blickfeld von WissenschaftshistorikerInnen gerückt sind. Zum 
anderen ist die Nicht-Thematisierung der Geschichte der Wissenschaftsakademien seit 
1945 in Westdeutschland und Österreich umso verwunderlicher, als die Geschichte der 
Wissenschaftsakademien in der Ostzone und in der späteren DDR seit der deutschen 
Wiedervereinigung ebenfalls an Bedeutung gewonnen hat. Die Deutsche Akademie der 
Wissenschaften in Berlin rückte dabei als zentrale außeruniversitäre 
Forschungsinstitution der Deutschen Demokratischen Republik in den Mittelpunkt des 
Interesses.  
Meine Arbeit versucht sich der Zusammenarbeit zwischen Wissenschaftsakademien in 
den drei deutschsprachigen Nachfolgestaaten des NS Regimes nach 1945 anzunähern. 
Dabei wird vor allem die Frage nach Brüchen und Kontinuitäten zur Vergangenheit im 
NS Regime sowie zur Zusammenarbeit mit anderen deutschsprachigen Akademien, im 
Besonderen in der Österreichischen Akademie der Wissenschaften, im Vordergrund 
stehen. Daran anknüpfend werden verschiedene Fragen nach dem Agieren von 
Wissenschaftern in ihrem politischen Umfeld gestellt werden. Der Fokus auf die 
Österreichische Akademie der Wissenschaften ist keineswegs inhaltlich, etwa durch ihre 
                                               
2
 Die Frage nach der korrekten Bezeichnung wird im Kapitel, das sich mit der 
Gründungsgeschichte des Kartells beschäftigt, ausführlicher behandelt. 
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größere Bedeutung, bedingt. Er ergibt sich viel mehr pragmatisch dadurch, dass die 
Quellen aus dem Archiv der ÖAW in Wien bearbeitet wurden. Eine ergänzende Sicht auf 
die Zusammenarbeit der Akademien wird, wo möglich, aus der Sekundärliteratur 
gewonnen. Eine umfassende Sichtung der Aktenbestände in den anderen Akademien 
scheint dennoch wünschenswert.  
In der jüngeren Literatur wurde vermehrt darauf hingewiesen, dass die oftmals 
angenommenen großen Brüche entlang der Linien des politischen Wandels in der 
Wissenschaftsgeschichte mit Vorsicht zu betrachten sind. Tatsächlich gab es oftmals 
eine erstaunliche inhaltliche und personelle Kontinuität in der Forschung. Das wurde vor 
allem für die Forschung im Nationalsozialismus und ihre Übergänge in die 
Nachfolgestaaten des dritten Reiches in letzter Zeit von der Wissenschaftsgeschichte 
aufgezeigt. Sowohl die Frage nach Brüchen und Kontinuitäten in den Biographien von 
WissenschafterInnen, als auch jene nach der internationalen Zusammenarbeit unter 
WissenschafterInnen kann in der vorliegenden Arbeit als Beispiel für solche 
Kontinuitäten zur Wissenschaft im NS-Regime dienen. Beide Fragen sind außerdem 
sehr aktuell. Stellvertretend kann hier etwa auf die Frage nach der Zusammenarbeit mit 
WissenschafterInnen im Iran, oder die Frage nach der Zusammenarbeit mit Ländern, die 
im Israel Palästina Konflikt verwickelt sind, verwiesen werden, mit der die internationale 
Organisation zur Zusammenarbeit der Wissenschaftsakademien im Bereich der 
Naturwissenschaften erst kürzlich betraut war.3 
Für die hier vorliegende Arbeit, die der Zusammenarbeit von Wissenschaftsakademien in 
BRD, DDR und Österreich auf den Grund geht, ergeben sich aus den skizzierten 
Themenkomplexen mehrere Fragen. Allen voran, inwieweit das Jahr 1945 für die 
Zusammenarbeit zwischen den Wissenschaftsakademien in den deutschsprachigen 
Staaten, sowie zwischen den deutschsprachigen Akademien und internationalen 
Organisationen von Wissenschaftsakademien einen Bruch darstellt. Daran schließt sich 
die Frage an, inwieweit die unterschiedlichen politischen Systeme in den 
deutschsprachigen Staaten nach 1949 dazu führten, dass eine Zusammenarbeit 
zwischen Wissenschaftsakademien in BRD, DDR und Österreich erschwert wurde. In 
einem weiteren Schritt wird untersucht werden, ob sich die unterschiedlichen politischen 
Ausrichtungen der Staaten sowie die Vorstellungen der beteiligten Akteure auch in den 
Projekten niederschlugen, welche die Arbeitsbesprechungen von 1956 bis 1963 
                                               
3
 ICSU Aussendung bezüglich Boykott israelischer Wissenschafter auf internationalen 
Konferenzen: zitiert nach: http://www.nature.com/nature/journal/v447/n7147/full/447908a.html 
16.5.2010 
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verfolgten. Besondere Betrachtung findet das Agieren der Österreichischen Akademie 
der Wissenschaften (ÖAW) im Kartell sowie in den Arbeitsbesprechungen der 
Präsidenten. 
 
b.) Literatur zum Kartell der Akademien der Wissenschaften  
 
Die Literatur zum sogenannten Kartell der Akademien der Wissenschaften beschäftigt 
sich beinahe ausschließlich mit der Geschichte dieser Zusammenarbeit der 
Wissenschaftsakademien bis 1945. Dabei sind die Publikationen von Conrad Grau, der 
die Geschichte des Kartells an Hand der Akten beschrieben hat, als Grundlage für die 
Ereignisgeschichte maßgeblich.4 Einige Bemerkungen zur Geschichte des Kartells bis 
1918 finden sich in Publikationen zur internationalen Zusammenarbeit in den 
Wissenschaften vor dem ersten Weltkrieg.5 Die Geschichte des Kartells wurde vor allem 
für die Jahre nach dem ersten Weltkrieg oftmals behandelt. Dabei wurden zur Frage 
einer „Spaltung der internationalen Wissenschaftsgemeinde“ nach 1918, in der das 
Kartell eine maßgebliche Rolle spielte, weil es einen Vertretungsanspruch für die 
„deutsche Wissenschaft“ für sich reklamierte, etliche Aufsätze und Publikationen 
veröffentlicht.6 In der jüngsten deutschsprachigen Literatur wurde für die gesamte 
Periode von der Gründung des Kartells bis 1945 auch die Frage nach der Positionierung 
der Wissenschaftsakademien in der außeruniversitären Forschung im jeweiligen Land 
gestellt. Die aktive Politik des Kartells auf internationaler Ebene wird dabei mit einem 
                                               
4
 Conrad Grau: Die Wissenschaftsakademien in der deutschen Gesellschaft. Das „Kartell“ von 
1893 bis 1940. in: Eduard Seidler (Hg.): Leopoldina-Symposion Die Elite der Nation im Dritten 
Reich. Das Verhältnis von Akademien und Ihrem Wissenschaftlichen Umfeld zum 
Nationalsozialismus vom 9. bis 11. Juni 1994 in Schweinfurt (= Acta historica Leopoldina 22, 
Leipzig, Berlin, Heidelberg 1995) 31-56 
5
 Elisabeth T. Crawford: Nationalism and Internationalism in Science, 1880 – 1939. Four Studies 
of the Nobel Population (New York 1992) 
Schroeder Gudehus: Die Akademie auf internationalem Parkett. 
6
 Daniel J. Kevles:“ Into Hostile Political Camps“. The Reorganization of International Science in 
World War I. In: Isis 62 (1970) 47-60 
Brigitte Schroeder-Gudehus: Challenge to Transnational Loyalties. International Scientific 
Organizations after the First World War. In: Science Studies 3/2 (Apr., 1973) 93–118 
Paul Forman: Scientific Internationalism and the Weimar Physicists. The Ideology and Its 
Manipulation in Germany after World War I. In: Isis 64 (June 1973) 151–180 
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Bedeutungsverlust der Wissenschaftsakademien in der außeruniversitären Forschung in 
Zusammenhang gebracht.7  
WissenschaftshistorikerInnen haben erst in der jüngsten Vergangenheit begonnen, sich 
explizit mit der Geschichte der Akademien während des Nationalsozialismus zu 
beschäftigen.8 Diese Arbeiten sind für dieses Thema insofern relevant, als aufgezeigt 
werden kann, dass sich die Vorstellungen des Kartells über die Ordnung der 
internationalen Zusammenarbeit von Wissenschaftsakademien mühelos in die Ideologie 
des Nationalsozialismus integrieren ließen, und diesen überdauerten. Für die Zeit nach 
1945 ist zeitgenössische Literatur zur Geschichte der Akademien im Allgemeinen, sowie 
zu deren Zusammenarbeit im Speziellen, rar. Am ehesten finden sich Informationen in 
der Beschreibung der Geschichte der Wissenschaftsakademien nach 1945.9 Diese 
Beschreibungen haben den Nachteil, dass sie meist von Akademiemitgliedern selbst, 
etwa anlässlich eines Jubiläums, verfasst wurden, und daher mit entsprechender 
Vorsicht zu behandeln sind. Für das vorliegende Thema sind für die Zeit nach 1945 vor 
                                               
7
 Hubert Laitko: Die Preußische Akademie der Wissenschaften und die neuen Arbeitsteilungen. 
Ihr Verhältnis zum „Kartell“ der deutschsprachigen Akademien und zur Kaiser-Wilhelm-
Gesellschaft. In: Jürgen Kocka (Hg.): Die Königlich Preußische Akademie der Wissenschaften 
zu Berlin im Kaiserreich (= Forschungsberichte / Interdisziplinäre Arbeitsgruppen, Berlin-
Brandenburgische Akademie der Wissenschaften 7, Berlin 1999) 148 – 173 
Peter Nötzoldt: Strategien der deutschen Wissenschaftsakademien gegen Bedeutungsverlust 
und Funktionsverarmung. In: Wolfram Fischer (Hg.): Die Preußische Akademie der 
Wissenschaften zu Berlin 1914 - 1945 (= Forschungsberichte / Interdisziplinäre 
Arbeitsgruppen, Berlin-Brandenburgische Akademie der Wissenschaften 8, Berlin 2000) 237 - 
277 
8
  Herbert Matis: Zwischen Anpassung und Widerstand. Die Akademie der Wissenschaften in 
den Jahren 1938–1945 (Wien 1997) 
Wolfram Fischer (Hg.): Die Preußische Akademie der Wissenschaften zu Berlin 1914 - 1945 (= 
Forschungsberichte / Interdisziplinäre Arbeitsgruppen, Berlin-Brandenburgische Akademie der 
Wissenschaften 8, Berlin 2000) 
Heidelberger Akademie der Wissenschaften: Die im Dritten Reich entrechteten und 
vertriebenen Mitglieder der Heidelberger Akademie der Wissenschaften. Biographische 
Porträts (Heidelberg 2009) 
9
 Johannes Feichtinger, Heidemarie Uhl: Die Österreichische Akademie der Wissenschaften 
nach 1945. Eine Gelehrtengesellschaft im Spannungsfeld von Wissenschaft, Politik und 
Gesellschaft. In: Margarete Grandner, Gernot Heiss, Oliver Rathkolb (Hg.): Zukunft mit 
Altlasten. Die Universität Wien 1945 bis 1955 (= Querschnitte 19, Innsbruck 2005) 313-337 
Otto Hittmair, Herbert Hunger (Hg.): Akademie der Wissenschaften. Entwicklung einer 
österreichischen Forschungsinstitution (= Denkschriften der Gesamtakademie / 
Österreichische Akademie der Wissenschaften 15, Wien 1997) 
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allem auch die Publikationen zur Wissenschaftsgeschichte in der Ostzone/DDR, hier 
besonders bezüglich der Akademie in Berlin, wichtig.10  
 
c.) Methoden und Quellen der Arbeit 
 
Die Fragen der Arbeit werden angeleitet durch die neueren Theorien der 
Wissenschaftsgeschichte nach einer Kontinuität der deutschsprachigen 
Nachkriegswissenschaft zur NS-Zeit. Die Zusammenarbeit der Wissenschaftsakademien 
soll dabei als ein Beispiel dienen um diese Kontinuitäten aufzuzeigen. Einer der Ersten 
der auf diese Problematik hingewiesen hat ist Mitchell G. Ash.11 Er spricht von einer 
Entflechtung von Wissenschaften aus ihren bisherigen kollaborativen Zusammenhängen 
1945, und zu einer Neuverflechtung in anderen Zusammenhängen. Dass dabei eine 
inhaltliche Kontinuität oftmals gegeben war zeigt Ash am Beispiel der Genetik und 
Psychologie auf. Hier soll eine Neuverflechtung am Beispiel der wissenschaftlichen 
Kooperationen zwischen den Akademien demonstriert werden. Ein weiterer theoretischer 
Ansatz, der für die Arbeit von Nutzen sein kann, ist die Frage nach einer „völkischen 
Wissenschaft“, die sich als Zuarbeiterin des Nationalsozialismus positionierte.12 Die 
Frage, inwiefern diese völkische Wissenschaft nach 1945 in den Wissenschaftsbetrieb 
integriert und eine inhaltliche Kontinuitäten zur NS- Wissenschaft hergestellt wurde wird 
in der Arbeit an Hand der Kartell-Projekte untersucht werden.  
Als Quellen für die Arbeit dienten Archivbestände im Archiv der Österreichischen 
Akademie der Wissenschaften. Dabei wurden die Bestände zu den 
Arbeitsbesprechungen der Präsidenten ebenso durchgesehen, wie die Bestände zur 
Mitarbeit der ÖAW in den internationalen Akademiegremien nach 1945. Die gesichteten 
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 Dieter Hoffmann, Kristie Macrakis (Hg.): Naturwissenschaft und Technik in der DDR (Berlin 
1997) 
Jürgen Kocka, Peter Nötzoldt (Hg.) Die Berliner Akademien der Wissenschaften im geteilten 
Deutschland 1945 - 1990 (= Forschungsberichte / Interdisziplinäre Arbeitsgruppen, Berlin-
Brandenburgische Akademie der Wissenschaften 9, Berlin 2002) 
11
 Michtell Ash: Verordnete Umbrüche – Konstruierte Kontinuitäten. Zur Entnazifizierung von 
Wissenschaftern und Wissenschaften nach 1945. In: Zeitschrift für Geschichtswissenschaften 
43/10 (1995) 903-923 
12
 Ingo Haar, Michael Fahlbusch, Matthias Berg: Handbuch der völkischen Wissenschaften. 
Personen, Institutionen, Forschungsprogramme, Stiftungen (München 2008) 
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Akten werden mit Informationen aus der Sekundärliteratur abgeglichen und kritisch 
hinterfragt. Außerdem wird an Hand begleitender Literatur versucht, die Geschehnisse in 
den Arbeitsbesprechungen durch eine Schilderung der Rahmenbedingungen 
verständlich zu machen. Ein noch vollständigeres und differenzierteres Bild der 
Arbeitsbesprechungen könnte die Einbeziehung von Archivmaterial aus anderen 
Akademien bieten, da sich die vorliegende Arbeit hauptsächlich auf das Material in der 
ÖAW stützt und daher zuweilen aus „österreichischer Sicht“ argumentiert. Weil eine 
umfangreiche Sichtung der Quellen in den deutschen Akademien nicht möglich war, wird 
die Situation der anderen Akademien aus der Sekundärliteratur erschlossen.  
 
d.) Kurze Zusammenfassung der Ergebnisse 
 
Die Hauptthese, die in dieser Arbeit vertreten wird, ist, dass die Möglichkeit einer 
Zusammenarbeit zwischen den deutschsprachigen Wissenschaftsakademien in den 
1950er Jahren der erstaunlichen Kontinuität der Idee von einer „großdeutschen 
Wissenschaft“ geschuldet ist. Das gemeinsame Bewusstsein der beteiligten 
Akademievertreter von einer „deutschen Wissenschaften“ war stärker als politische 
Differenzen, ignorierte die Realität einer politischen Teilung des deutschsprachigen 
Raumes über mehrere Jahre, und ermöglichte eine Zusammenarbeit zwischen den 
Akademien bis in die frühen 1960er Jahre. Die idée fixe von einer „deutschen 
Wissenschaftskultur“ mit gemeinsamen Interessen trat dabei vor allem gegenüber den 
internationalen Organisationen der Wissenschaftszusammenarbeit als deutschnational 
geprägte Arroganz in Erscheinung. Sie wurde vor der Herrschaft des 
Nationalsozialismus von den Akademien, auch der Wiener Akademie, einhellig vertreten, 
ließ sich nach der Machtergreifung der Nationalsozialisten zuerst in Deutschland und 
dann in Österreich relativ mühelos in die NS-Ideologie integrieren und äußerte sich auch 
nach 1945, etwa im Versuch eines koordinierten Vorgehens der Akademien in den 
internationalen Gremien, selbst unter den Bedingungen eines geteilten Deutschland. 
Erst die politischen Differenzen zwischen BRD und DDR machten eine Zusammenarbeit 
unmöglich, obwohl diese auch nach dem Mauerbau 1961 noch versucht wurde. Vor 
allem von Seite der österreichischen Wissenschafter wurde dabei eine vermittelnde 
Rolle eingenommen. Das war dem großdeutschen und teilweise nationalsozialistischen 
Hintergrund der handelnden Personen in der ÖAW geschuldet. Dabei agierten innerhalb 
12 
der ÖAW ausgewiesene Nationalsozialisten wie Fritz Knoll, neben Vertretern des 
national- konservativen Lagers wie Richard Meister.13  
Eine weitere These, die ich in meiner Arbeit für die Zeit nach 1945 vertrete, ist jene, die  
Peter Nötzoldt für die Situation der Akademien seit der Gründung anderer 
außeruniversitärer Forschungseinrichtungen vor 1945 formuliert hat. Ein Grund für ihre 
Zusammenarbeit und das lautstarke Auftreten der Akademien in internationalen Fragen 
war ihr Bedeutungsverlust in der außeruniversitären Forschung. Dieser Abstieg begann 
mit der Gründung anderer Forschungsgesellschaften um 1900, setzte sich nach 1945 in 
BRD, DDR und Österreich jedoch nicht gleichmäßig fort, sondern es wurden 
verschiedene Wege beschritten. Dennoch prägte die Konkurrenz mit anderen 
Forschungseinrichtungen und das Bemühen um die Erschließung von Mitteln das 
Vorgehen der Akademien auch nach 1945. Der eigene Bedeutungsverlust war für die 
Vertreter der westdeutschen und der österreichischen Akademie ein Motiv um mit den 
ostdeutschen Akademien, insbesondere mit der Berliner Akademie, 
zusammenzuarbeiten. Das Bemühen um eine größere Bedeutung der Akademien wurde 
etwa in einem Vortrag Richard Meisters über die „Lage der Akademien“, gehalten auf 
einer Besprechung der Akademiepräsidenten am 8. November 1958 in Göttingen, 
deutlich. Die Gedanken, die sich der Präsident der ÖAW Richard Meister anlässlich der 
Arbeitsbesprechungen mit den deutschen Präsidenten machte, wurden schließlich auch 
in einer Denkschrift mit dem Titel „Der Aufgabenkreis der Wissenschaft und die Reform 
der Akademie“14 publiziert. Wie ich zeigen werde, sollte die eigene Verortung in der 
außeruniversitären Forschung die Arbeitsbesprechungen mehrere Jahre hindurch 
beschäftigen. Auf ostdeutscher Seite war der Versuch, mit den anderen 
deutschsprachigen Akademien zusammenzuarbeiten, auch dadurch begründet, dass es 
innerhalb der Berliner Akademie unterschiedliche Auffassungen über die richtige Politik 
bezüglich der außeruniversitären Forschung gab. Das Modell der Akademie als zentraler 
außeruniversitärer Forschungseinrichtung war dabei innerhalb der DDR umstritten.  
Die genaue Untersuchung einzelner Projekte der gemeinsamen Arbeitsbesprechungen 
wirft auch einen genaueren Blick auf die ideologisch bedingten unterschiedlichen 
Sichtweisen der Vertreter der verschiedenen Staaten. Ein Grund für das Scheitern der 
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Arbeitsbesprechungen war, dass staatlich- ideologische Konflikte zunehmend auf der 
Ebene wissenschaftlicher Ergebnisse ausgetragen wurden. 
Zuletzt wird durch die Beschäftigung mit der Zusammenarbeit der deutschsprachigen 
Akademien die These gestützt, die bereits Heidemarie Uhl und Johannes Feichtinger 
vertreten haben, dass nämlich die ÖAW nach 1945 versuchte sich selbst neu zu 
erfinden. Dabei gehen Feichtinger und Uhl davon aus, dass nach 1945 eine 
„österreichische Tradition“ der Akademie regelrecht erfunden wurde.15 Die in der Arbeit 
vorgenommene Untersuchung der Vertretungspolitik der Wiener Akademie in den 
internationalen Wissenschaftsgremien der Zwischenkriegszeit stützt diese These 
vollkommen. Die Wiener Akademie ordnete sich in ihrer Politik bezüglich internationaler 
Wissenschaftsgremien vollkommen dem Verhalten der deutschen Akademien und dem 
Kartell unter, obwohl sie anders behandelt wurde. Das ist nur durch ein starkes 
deutschnationales Selbstverständnis der Akademie in der ersten Republik erklärbar. Die 
Beharrlichkeit von gesamtdeutschen Vorstellungen innerhalb der Akademie in Wien wird 
durch das Verhalten der österreichischen Vertreter in den Arbeitsbesprechungen auch 
nach 1945 gestützt. Die Arbeitsbesprechungen kamen maßgeblich auf Initiative 
österreichischer Vertreter zu Stande, und diese vermittelten oft in Konflikten zwischen 
Vertretern deutscher Akademien. Alleine die Tatsache, dass neben der bereits erfolgten 
Wiederaufnahme der internationalen Zusammenarbeit in der Union Académique 
Internationale abermals der Versuch einer eigenen deutschsprachigen Zusammenarbeit 
unternommen wurde, illustriert den andauernden Wunsch nach einer gesamtdeutschen 
Zusammenarbeit, mit der oftmals eine gesamtdeutsche Geschichtsauffassung 
einherging. 
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2.) Die Gründung des Kartells und sein Verhältnis zu 
internationalen Akademiegremien von 1892 bis 
1945 
 
Die Österreichische Akademie der Wissenschaften (ÖAW) hat eine lange Geschichte der 
Zusammenarbeit mit anderen deutschsprachigen Akademien der Wissenschaften. Die 
Treffen westdeutscher, ostdeutscher und österreichischer Wissenschafter nach 1956 
sind der Versuch einer Fortsetzung dieser Zusammenarbeit, die bereits 1892 
institutionalisiert stattfand. Deshalb soll hier ein Abriss der Geschichte dieser 
Zusammenarbeit gegeben werden.  
Der eigentliche, in den Statuten festgehaltene, Name der Kooperation zwischen den 
Akademien im deutschen Reich und der kaiserlichen Akademie zu Wien war „Verband 
wissenschaftlicher Körperschaften“, und blieb bis zur Umgestaltung in den 
Reichsverband der Akademien im August 1940 bestehen.16 Er wurde bereits von den 
Gründungsakteuren selbst, zum Beispiel in der Denkschrift von Wilhelm von Hartel, 
durch den kürzeren Begriff „Cartell“ ersetzt.17 In den Besprechungen  der kartellierten 
Akademien, sowie in der Literatur zum Thema, hat sich dieser Begriff durchgesetzt, 
weshalb er auch hier verwendet wird. Dem Kartell gehörten ursprünglich die Kaiserliche 
Akademie zu Wien, die Bayrische Akademie der Wissenschaften in München, die 
Königlich Sächsische Gesellschaft der Wissenschaften in Leipzig sowie die Akademie 
der Wissenschaften zu Göttingen an. 1906 trat die Preußische Akademie der 
Wissenschaften in Berlin dem Kartell bei. 1911 war die großherzoglich badische 
Akademie der Wissenschaften in Heidelberg die letzte Akademie, die bis 1938 dem 
Kartell beitrat. Während des zweiten Weltkrieg war die Prager Akademie ab 1940 Teil 
des Reichsverbandes der deutschen Akademien.18  
Im Folgenden soll eine kurze Darstellung der Geschichte des Kartells bis 1945, vor allem 
in Hinblick auf die Themen, die 1945 bis 1963 wichtig waren, erfolgen. Dabei kann nicht 
                                               
16
 Sh. die „Statuten des Verbandes wissenschaftlicher Körperschaften“ abgedruckt in: Almanach 
der kaiserlichen Akademie der Wissenschaften 1893. 208 
17
 Wilhelm von Hartel: Denkschrift betreffend die Bildung eines Verbandes wissenschaftlicher 
Körperschaften. In: Almanach der kaiserlichen Akademie der Wissenschaften 1893. 183-198 
18
 Herbert Matis: 1938 bis 1945. In: Hittmair, Hunger (Hg.): Akademie der Wissenschaften. 
Entwicklung einer österreichischen Forschungsinstitution (= Denkschriften der 
Gesamtakademie / Österreichische Akademie der Wissenschaften 15, Wien 1997) 32 
15 
im Detail auf alle wissenschaftlichen Projekte des Kartells eingegangen werden. Diese 
Projekte werden nur kurz beschrieben, und wenn eine genauere Auseinandersetzung mit 
diesen Projekten verfügbar ist, wird auf die jeweilige Literatur verwiesen. Die 
Periodisierung erfolgte an Hand bedeutender Ereignisse hinsichtlich der internationalen 
Zusammenarbeit der Akademien sowie der Institutionengeschichte des Kartells. Ein 
Bruch wird mit dem Beginn des ersten Weltkrieges 1914 angesetzt, der für die 
internationale Ausrichtung des Kartells entscheidend ist, ein zweiter Bruch mit dem 
Beginn der Zentralisierungsversuche der Akademien im nationalsozialistischen 
deutschen Reich, ab 1938. Die relativ spät einsetzende Zentralisierung in diesem 
Bereich, verglichen etwa mit der NS Politik an den Hochschulen, ist zum Einen in der 
autonomen Tradition der Akademien zu suchen. Zum Anderen waren die Akademien 
keine Ausbildungsstätten, wodurch sie weniger Bedeutung für die NS-Propaganda 
hatten als die Hochschulen. 
 
a.) 1892–1914: Die Gründungsjahre des Kartells 
 
Die ersten Jahre des Kartells waren gekennzeichnet von der langsamen Formierung 
dieser neuen Körperschaft. Dabei spielte vor allem die Institutionalisierung von 
wissenschaftlicher Zusammenarbeit auf internationaler Ebene eine Rolle. Eine 
Institutionalisierung der internationalen wissenschaftlichen Zusammenarbeit war dabei in 
dieser Epoche durchaus nichts Außergewöhnliches.19 Im konkreten Fall entstand die 
Zusammenarbeit rund um die Herausgabe eines umfassenden lateinischen 
Wörterbuches, des Thesaurus Linguae Latinae, an der sich alle Akademien beteiligen 
sollten.20 Die beiden maßgeblichen  Wissenschafter bei der Gründung des Kartells, 
Theodor Mommsen, Sekretär der philosophisch-historischen Klasse der Preußischen 
Akademie der Wissenschaften (PAW), und Wilhelm Ritter von Hartel, ordentliches 
Mitglied der Kaiserlichen Akademien zu Wien (KAW), waren beide Altphilologen. 
Einem Gespräch der beiden im Frühjahr 1892 folgte eine Denkschrift, die Wilhelm von 
Hartel der kaiserlichen Akademie zu Wien am 12. Juni 1892 vorlegte. In der Sitzung der 
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kaiserlichen Akademie am 30. Juni 1892 wurde die Rede vorgetragen.21 In dieser 
Denkschrift begründete Hartel die Notwendigkeit eines wissenschaftlichen Verbandes 
der Akademien vor allem mit zwei Gründen. 
Zum einen sollte die Zusammenarbeit der Akademien zu einer besseren Koordination 
von gemeinsamen Projektarbeiten führen. Dabei sprach von Hartel eine Kooperation 
auch über die Grenzen der deutschsprachigen Akademien hinaus an. Die Kooperation 
sollte zuerst die deutschsprachigen Akademien umfassen. Danach würden allmählich 
auch nicht-deutschsprachige Akademien zur Zusammenarbeit eingeladen werden.22 Ob 
von Hartel dabei bereits konkrete Akademien im Auge hatte, ist aus der Denkschrift nicht 
ersichtlich. Auffallend ist die kontinuierliche Zusammenarbeit mit der Royal Society in 
London nach der Gründung des Kartells. 
Ein zweiter Punkt, den Hartel bereits in der Denkschrift explizit ansprach, war der 
Versuch, durch die internationale Kooperation neue Mittel von den involvierten 
Regierungen zu erlangen. Dadurch sollte die Bedeutung der Akademien im Vergleich zu 
anderen wissenschaftlichen Körperschaften im jeweiligen Inland gestärkt werden:  
 „Die Nothwendigkeit internationaler Verständigung, welche sie selbst bisher unter 
 sich nicht zu finden vermochten, hat bereits auf manchen Gebieten ausserhalb 
 derselben zu freien Vereinigungen in der Form von Congressen, 
 Gelehrtenversammlungen u. dgl. geführt, welche immer mehr Aufgaben an sich 
 ziehen und damit beträchtliche Unterstützung von Seiten der Regierungen 
 erlangen, die diese weit lieber und in reicherem Masse vielleicht den Akademien 
 zukommen liessen;“23 
Beide Fragestellungen, die Zusammenarbeit auf internationaler Ebene sowie das 
Verhältnis zu anderen wissenschaftlichen Körperschaften im Inland, sollten für das 
Kartell zentral bleiben. 
Am 20. Jänner 1893 fand in Leipzig eine Versammlung von Delegierten der Akademien 
in Berlin, München und Wien sowie der Gelehrtengesellschaften in Leipzig und 
Göttingen statt. Richard Meister, von dem hier noch oftmals die Rede sein wird, 
bezeichnet in seiner „Geschichte der Akademie der Wissenschaften in Wien.“ aus dem 
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Jahr 1947“24 deshalb den 20. Jänner 1893 als Gründungsdatum des Kartells. Die 
Satzung musste jedoch noch in den beteiligten Akademien bestätigt werden.  
Bei der Versammlung legte die Wiener Akademie einen Vorschlag für Statuten vor, der 
diskutiert und leicht abgeändert wurde.25 Die Vertreter der PAW verlangten einige 
Veränderungen.  
Der erste Einwand betraf die, in den Statuten vorgesehene, enge Kooperation des 
Kartells mit den jeweiligen Regierungen. Die Vertreter der PAW sprachen sich in Leipzig 
gegen die deutliche Verbindung zu den Regierungen in den Statuten aus. Die Intention 
des Paragrafen war es, laut dem Wiener Vertreter, von Hartel  
 „den Regierungen einen Fingerzeig zu geben, wohin sie sich bei 
 wissenschaftlichen Unternehmungen oder Unternehmungen, bei denen eine 
 Betheiligung der von  wissenschaftlicher Seite erwünscht sei, sowie in Betreff der 
 darauf zu verwendenden Mittel wenden könnten.“26  
Die Vorlage der Statuten war allerdings so unglücklich formuliert, dass es so aussehen 
musste, als ob es eine Art Berichtspflicht aller Akademien bezüglich der von ihren 
jeweiligen Regierungen in Auftrag gegebenen Projekte gäbe. Der Widerstand der PAW 
erklärt sich möglicherweise dadurch, dass sie so eine Einmischung in ihre inneren 
Angelegenheiten ablehnte. Der Paragraf wurde schließlich ganz fallen gelassen.  
Die Überlegungen von Hartels geben einen guten Einblick in die Probleme der 
Akademien am Ende des 19. Jahrhunderts. Für sie ging es darum die zentralen 
Institutionen der Forschung und Forschungsförderung der Nationen zu bleiben. Diesen 
Platz der Forschungsinstitutionen nahmen auf nationaler Ebene zunehmend die 
Universitäten ein. Auf internationaler Ebene war den Akademien in den internationalen 
wissenschaftlichen Kongressen Konkurrenz erwachsen. Dieser Problemstellung wollten 
die Akademien mit einer stärker institutionalisierten, internationalen Zusammenarbeit 
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begegnen. Die neuen internationalen Organisationen sollten eine neue Legitimation für 
nationale Projekte bieten.27  
Der zweite Einwand der Berliner Akademie betraf die Möglichkeit, Korrespondenzen in 
mehreren Sprachen zu führen. Die Berliner Akademie forderte außerdem eine 
zweijährige Aufnahmesperre für „nicht-deutsche“ Körperschaften. Diese 
Einschränkungen hinsichtlich der Korrespondenz und die angedachte Aufnahmesperre 
wurden von der Wiener Akademie, aber auch von den anderen vertretenen Akademien, 
abgelehnt. Von den Wiener Vertretern wurde argumentiert, dass „für die 
naturwissenschaftlichen Classen sofortige Anknüpfungen mit grossen Akademien des 
Auslandes“ eine besondere Bedeutung habe. Wilhelm von Hartel gab außerdem zu 
bedenken, dass auf die „specifisch österreichischen Verhältnisse“ Rücksicht genommen 
werden müsse.  
Dabei wird ein grundlegender Charakterzug der KAW deutlich, nämlich deren enge 
Verbindung zum Habsburger-Staat. Die Akademie stand der österreichischen Regierung  
ebenso nahe, wie die Berliner Akademie der Regierung des Deutschen Reiches. Dass 
es aus der Sicht einer Akademie im Vielvölkerstaat Österreich unsinnig war, die 
Zusammenarbeit und die Korrespondenz auf rein deutschsprachige Körperschaften zu 
beschränken, scheint logisch. Von Anfang an gab es dabei unterschiedliche 
Erwartungshaltungen an den neuen Verband. Von Wiener Seite wurde versucht den 
Verband auch für nicht-deutschsprachige Akademien, etwa die Akademie in Budapest, 
offen zu halten, während die Berliner eine rein deutschsprachige Verbandsgründung 
anstrebten. Die Berliner Vertreter nannten den Verband jedenfalls stets „Verband 
deutscher Körperschaften“, und das war wohl auch das Ziel der PAW. Das Beitrittsverbot 
für nicht „deutsche Körperschaften“ wurde schließlich bei der Abstimmung abgelehnt, 
wobei sich die Vertreter der PAW mit Verweis auf ein Votum ihrer Gesamtakademie der 
Stimme enthielten. Die Korrespondenz sollte gemäß dem Beschluss ebenfalls weiterhin 
in mehreren Sprachen möglich sein.  
Meines Erachtens ist das der Grund, weshalb sich die Berliner Akademie den Beitritt 
vorerst vorbehielt. Dabei spielten die unterschiedlichen politischen Rahmenbedingungen 
die entscheidende Rolle. Die Frage des Fernbleibens der Berliner Akademie vom Kartell 
bis 1906 hat die jüngere Forschungsliteratur beschäftigt und dabei einige Fragen offen 
gelassen, die an Hand der Wiener Quellen eindeutig beantwortet werden können. Hubert 
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Laitko präsentiert in seinem Beitrag drei verschiedene Erklärungsmodelle für das 
Fernbleiben der PAW.28 
Der Nachfolger Theodor Mommsens als Sekretar der philosophisch-historischen Klasse 
der PAW, Hermann Diels, brachte als Erklärung eine mögliche Geldnot der Berliner 
Akademie ins Spiel. Das scheint, wie Hubert Laitko in einem Artikel bemerkt, 
unrealistisch, da das Kartell ja gerade gegründet wurde, um neue Mittel für gemeinsame 
Projekte zu erschließen. Ein Fernbleiben vom Kartell mit mangelnden Mitteln zu 
erklären, ist deshalb nicht plausibel.29  
Eine zweite Erklärung, die allerdings wenig konkret geblieben ist, liefert Hubert Laitko 
selbst. Er vermutet, dass die mathematisch-naturwissenschaftliche Klasse das Projekt 
nicht unterstützt hätte, da Mommsen persönlich ein Mitinitiator des Projekts war, und 
wohl als Sekretar der philosophisch-historischen Klasse diese hinter sich wusste. Es 
mag sein, dass sich besonders die mathematisch-naturwissenschaftliche Klasse einem 
Beitritt zum Kartell verwehrt hat, allerdings gibt das keinen Aufschluss über den Grund 
der Verweigerung. 
Die letzte Erklärung, die Conrad Grau eingebracht hat, erscheint am plausibelsten. Er 
geht davon aus, dass in der Berliner Akademie eine gewisse Kränkung bestanden habe, 
weil die anderen Akademien ihr keine Rolle als „Oberakademie“ innerhalb des Kartells 
zugestanden hätten. Diese Erklärung kommt der Wahrheit am nächsten, sie ist jedoch 
noch zu unkonkret und muss erweitert werden.  
Der Grund warum die Berliner Akademie dem Kartell fernblieb, ist, dass sie ihre 
Vorstellung eines rein deutschsprachigen Kartells 1893 wegen der Wiener Widerstände 
nicht durchsetzen konnte. Damit verbunden war sicherlich die Vorstellung, dass die 
Berliner Akademie in einem rein deutschsprachigen Kartell eine gewisse Vorrangstellung 
innehaben sollte. Ob die philosophisch-historische Klasse oder die mathematisch-
naturwissenschaftliche Klasse das Projekt besonders abgelehnt haben, bleibt sekundär. 
Der Grund der Ablehnung liegt in verschiedenen Zielsetzungen für das Kartell in Wien 
und Berlin, die durch unterschiedliche politische Rahmenbedingungen bedingt waren. 
Dabei erscheint das Fernbleiben der PAW vom Kartell 1893 in meinen Augen weniger 
brisant und erklärungsbedürftig als ihr Wiedereintritt ins Kartell 1906, unterstützt jedoch 
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die These von der erwünschten Vorrangstellung der PAW im deutschsprachigen Raum. 
Dass 1906, nachdem mit der IAA bereits eine internationale Kooperation der Akademien 
begründet war, die rein deutschsprachige Zusammenarbeit durch den Beitritt der PAW 
nochmals in ihrer Bedeutung gestärkt wurde, macht deutlich, dass die PAW auf diese 
Zusammenarbeit nicht verzichten wollte  
Die kartellierten Akademien trafen sich ab 1893 einmal im Jahr, wobei der Vorsitz 
zwischen den vier Akademien wechselte. Dieser sogenannte Vorort versandte die 
Einladungen und agierte während des Jahres seines Vorsitzes als organisatorisches 
Zentrum. Den Briefverkehr bezüglich des Kartells erledigten die Sekretäre der 
Akademien, oder eigens bestimmte Vertreter.  
Die Projekte, die vom Kartell in den ersten Jahren seines Bestehens gemeinsam in 
Angriff genommen wurden, sind vielfältig. Mitglieder aller Akademien beteiligten sich 
etwa an der Herausgabe des Thesaurus Linguae Latinae, eines einsprachigen Latein-
Wörterbuches, das auch den Anstoß für die Gründung gegeben hatte. Außerdem wurde 
im Bereich der Geisteswissenschaften beispielsweise an einer Septuaginta-Ausgabe 
sowie an der Herausgabe von Bibliothekskatalogen des Mittelalters gemeinsam 
gearbeitet. Im Bereich der Naturwissenschaften wurden etwa Schweremessungen zur 
Bestimmung der genauen Form der Erde vom Kartell koordiniert.30  
Das Bemühen um eine Zusammenarbeit auch mit nicht-deutschsprachigen Akademien 
ist in den ersten Jahren in den Projekten des Kartells nachvollziehbar. Es wurden 
gemeinsame Projekte mit nicht-deutschsprachigen Akademien, vor allem der Royal 
Society in London, verfolgt. Ein Beispiel für ein solches Projekt, das zusammen mit der 
Royal Society durchgeführt wurde, war die Katalogisierung sämtlicher 
naturwissenschaftlicher Publikationen.31 Schließlich wurde für eine internationale 
Kooperation mit nicht-deutschsprachigen Akademien jedoch eine eigene Körperschaft 
gegründet.  
Bei der 6. Sitzung des Kartells in Göttingen, am 31. Mai und 1. Juni 1898, wurde die 
„Gründung einer das Kartell umfassenden internationalen Assoziation gelehrter 
Körperschaften.“ besprochen.32 Das Thema kam in der darauffolgenden Sitzung in 
München, am 23. und 24. Mai 1899 abermals zur Sprache. Zu dieser Sitzung waren 
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neben Vertretern des Kartells auch Vertreter der PAW eingeladen worden. Gemeinsam 
mit der Royal Society verständigten sich die anwesenden Vertreter der Akademien auf 
die Gründung der „Internationalen Assoziation der Akademien“ (IAA). Die PAW sollte alle 
anderen Akademien  zur Gründungssitzung einladen. Diese fand schließlich am 9. und 
10. Oktober 1899 in Wiesbaden statt. Die PAW war in der IAA also, im Gegensatz zur 
Gründung des Kartells, von Anfang an involviert.  
1906 trat die PAW auch dem Kartell bei. Das erscheint bemerkenswert, weil die IAA 
genau jene Zwecke der internationalen Zusammenarbeit verfolgte, welche ursprünglich 
mit der Gründung des Kartells beabsichtigt waren. Durch den Beitritt der Berliner 
Akademie erfolgte eine Betonung des „deutschen Charakters“ des Kartells, die auch 
durch zwei Satzungsänderungen nachvollziehbar ist. Zum einen wurde der Name des 
Kartells von „Verband wissenschaftlicher Körperschaften“ auf „Verband deutscher 
wissenschaftlicher Körperschaften“ geändert. Außerdem wurde §5 der Satzung des 
Kartells, der ausdrücklich eine Korrespondenz in verschiedenen Sprachen ermöglicht, 
und bereits bei der Gründung für unterschiedliche Positionen gesorgt hatte, gestrichen.33 
Beide Satzungsänderungen waren vor ihrem Beitritt von der Berliner Akademie 
ausdrücklich gefordert worden, was die These über die Gründe des ursprünglichen 
Nicht-Beitritts von Berlin weiter erhärtet.34 
An dieser Stelle sollte erwähnt werden, dass die Bedeutung des Kartells bis zum 
Ausbruch des ersten Weltkrieges 1914 offenbar abnahm. Das wird etwa an der 
abnehmenden Anzahl der Sitzungen deutlich. Während von 1893 bis 1906 keine einzige 
Kartellsitzung entfallen war, entfielen von 1907 bis 1914 gleich vier. 
Diese Verminderung der Bedeutung, welche die kartellierten Akademien dem Kartell im 
Vergleich zur IAA beimaßen, ging jedoch mit einer Stärkung des „deutschen Charakters“ 
des Kartells einher. Dass das Kartell erhalten blieb, erscheint vor allem aus Wiener 
Perspektive bemerkenswert. Die Wiener Vorbehalte gegenüber einer rein 
deutschsprachigen Zusammenarbeit waren offenbar mit der Gründung der IAA 
ausgeräumt worden. In der IAA waren auch andere Akademien aus dem 
Habsburgerreich, beispielsweise die ungarische Akademie der Wissenschaften in 
Budapest, vertreten.   
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Dass die Berliner Akademie 1906 dem Kartell beitrat, kann mit ihrem Bedürfnis erklärt 
werden, eine „Oberakademie“ unter den deutschsprachigen Akademien zu sein. Dass 
sich die Wiener Akademie nun einer rein deutschsprachigen Zusammenarbeit und einer 
Mitgliedschaft in einem „ Verband deutscher wissenschaftlicher Körperschaften“ nicht 
mehr verwehrte, erscheint dringend untersuchenswert und ist mit der Parallelstruktur der 
IAA meines Erachtens nur unzureichend erklärt. Die Mitgliedschaft der Wiener Akademie 
im Kartell zeigt vielmehr deren doppelten Charakter auf. Zum einen war durch das 
Naheverhältnis zum Habsburger-Staat ein klares Bekenntnis zu einer rein 
deutschsprachigen Zusammenarbeit unmöglich, zum anderen wurde diese aber gerne 
beibehalten, wenn die Möglichkeit bestand.  Die Wiener Akademie verstand sich 
innerhalb des Kartells als „deutsche Akademie“, und unterschied sich dadurch etwa von 
der Schweizerischen Naturforschenden Gesellschaft in Zürich, die, obgleich in einer 
deutschsprachigen Stadt gelegen, zwar Mitglied in der IAA, jedoch niemals im Kartell 
war.35 Das Selbstverständnis des Kartells, und damit auch der Wiener Akademie als 
deutsche Akademie wird etwa durch die Einladung an die Berliner Akademie 1905 
deutlich, welche vermerkte: 
 „Denn bei den vier in einem Verband vereinigten deutschen Akademien besteht 
 nach wie vor, immer in gleicher Stärke der Wunsch, daß auch die Königlich  
 Preußische Akademie geneigt sein möchte, unserem Verbande beizutreten, an 
 dessen Gründung sie selbst einen hervorragenden Antheil gehabt … Ueber alle 
 solche Fragen innerhalb der deutsch redenden und denkenden Gelehrtenwelt 
 durch einen losen Verband regelmäßig wiederkehrende Gelegenheit zu einer 
 Aussprache haben zu können, dürfte auch für die Königlich Preußische 
 Akademie der Wissenschaften nicht ohne Werth sein.“36 
Wenngleich diese Aussage von einem Vertreter der Akademie in Leipzig stammt, wurde 
ihr doch nicht widersprochen. Die Wiener Akademie wurde von den anderen kartellierten 
Akademien wie selbstverständlich als eine „deutsche Akademie“ wahrgenommen, die 
eben der „deutsch denkenden Gelehrtenwelt“ zuzurechnen sei.  
Besonders interessant wäre es zu untersuchen, ob der immer deutlichere, „deutsche“ 
Charakter des Kartells auch die gemeinsamen Projekte beeinflusste. Ein Beispiel für ein 
Projekt, das dabei untersucht werden könnte, ist die Sammlung der mittelalterlichen 
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Bibliothekskataloge. Dieses Projekt, das die Kaiserlichen Akademie zu Wien 1897 
begann, wurde auf Antrag der Wiener Akademie ab 1906 ein Projekt des Kartells.37 Im 
Antrag heißt es: „Sie gedachte, die mittelalterlichen Bibliothekskataloge und 
Bücherverzeichnisse aus Deutschland, der Schweiz und Österreich, also im 
wesentlichen jene des alten deutschen Kulturkreises und seiner Ableger zu sammeln.“38 
Eine umfassende Untersuchung dieses Projekts kann hier nicht erfolgen, sie könnte aber 
Aufschluss darüber geben, ob sich die großdeutsche Einstellung innerhalb des Kartells 
auch in dessen Projekten vor dem ersten Weltkrieg niederschlugen. 
1911 wurde schließlich noch die 1909 gegründete Heidelberger Akademie der 
Wissenschaften in das Kartell der deutschen wissenschaftlichen Körperschaften 
aufgenommen. Das Kartell sollte bis zur Umgestaltung zum Reichsverband der 
deutschen Akademien“, 1940, aus diesen sechs Akademien bestehen.39  
Das Kartell hatte 1914 bereits eine Entwicklung von einer international ausgerichteten zu 
einer deutschsprachigen Körperschaft hinter sich. Während in der IAA 1914 bereits 24 
Akademien aus verschiedenen Ländern Europas sowie den USA und Japan40 
versammelt waren, war das Kartell  auf die Zusammenarbeit der 6 deutschsprachigen 
Akademien beschränkt. Obwohl sein Hauptzweck, nämlich der, internationale Kontakte 
zu knüpfen, durch die IAA bereits in weit besserem Ausmaß gewährleistet wurde, blieb 
das Kartell bestehen.   
In der IAA war durch die Gründung des Verbandes eine überproportionale Vertretung der 
deutschsprachigen Akademien zu bemerken. Diese hatten auch dadurch eine wichtige 
Stellung, dass die Berliner Akademie als Exekutivbüro der IAA fungierte.41 Von den 21 
Akademien, welche Richard Meister mit Stand 1913 als Mitglieder nennt, waren vier, 
nämlich die Akademien in Berlin, Göttingen, Leipzig und München, im deutschen Reich. 
Außerdem waren noch zwei Akademien, in Wien und Zürich, zumindest teilweise 
deutschsprachig.  
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Eine genauere Analyse der Geschichte des Kartells von 1893 bis 1914 wäre 
möglicherweise für die Frage nach Brüchen und Kontinuitäten in der internationalen 
Zusammenarbeit von Wissenschaftern bereits vor dem ersten Weltkrieg aufschlussreich. 
Diese Frage nach dem universalistischen Charakter der Wissenschaften vor dem ersten 
Weltkrieg wurde in der Literatur ausführlich behandelt.42 In der Literatur wird in der Regel 
ein Bruch in den internationalen Wissenschaftsbeziehungen mit dem ersten Weltkrieg 
angesetzt.43 Danach wird angenommen, dass eine Zeit des „wissenschaftlichen 
Nationalismus“ folgte, bis nach dem zweiten Weltkrieg wieder die „Normalität“ der 
internationalen Wissenschaftsbeziehungen Einzug fand. Neben der Tatsache, dass diese 
Betrachtung die Tatsache außer Acht lässt, dass Internationalismus auf Nationalismus 
beruht hat sie noch andere Schwächen. Es wird davon ausgegangen, dass nationale 
und wissenschaftliche Interessen zu „normalen“ Zeiten in keinem Widerspruch stehen, 
da eine Art Symbiose zwischen Wissenschafter und Nation bestehe. Der Wissenschafter 
mehrt mit seinen Ergebnissen den Ruhm der Nation, während diese die Grundlagen für 
seine Forschung zur Verfügung stellt.44  
Eine alternative Betrachtungsweise, die besser geeignet erscheint, das vorliegende 
Beispiel zu erklären, wurde von Ronald E. Doel, Dieter Hoffmann und Nikolai 
Krementsov vorgebracht. Sie untersuchten die Frage nach dem Vorrang 
nationalstaatlicher Interessen in drei Staaten zu drei unterschiedlichen Zeitpunkten an 
Hand der Organisation von internationalen wissenschaftlichen Kongressen. Dabei 
kommen die Autoren zu dem Ergebnis, dass in allen drei Fällen die nationalen, 
politischen Interessen einer internationalen wissenschaftlichen Zusammenarbeit im Weg 
standen.45 Das ist auch im hier vorliegenden Beispiel der Gründung des Kartells der Fall 
und widerspricht der These vom reibungslosen Internationalismus in den 
Wissenschaften vor dem ersten Weltkrieg.  
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Es scheint außerdem noch untersuchenswert, warum das Kartell als Organisation 
überhaupt bestehen blieb, obwohl ab 1899 mit der IAA eine Körperschaft entstanden 
war, welche die ursprünglichen Ziele des Kartells verfolgte. Das erscheint nur durch ein 
gemeinsames „deutsches“, also völkisches, Verständnis von Wissenschaft möglich 
gewesen zu sein, das nach dem Beitritt der Berliner Akademie zum Kartell 1906 immer 
deutlicher hervortrat.  
Die Geschichte des Kartells vor 1914 spricht jedenfalls für einen Vorrang der nationalen 
Interessen vor dem wissenschaftlichen Internationalismus gestützt auf 
wissenschaftlichen Universalismus. Dabei sollte freilich die relative Ineffektivität der 
internationalen Kooperation von Wissenschaftsakademien im Auge behalten werden, auf 
die Elisabeth Crawford hingewiesen hat. Die IAA betrieb kaum gemeinsame 
wissenschaftliche Projekte.46 Das könnte auch durch unterschiedliche politische 
Interessenslagen in den beteiligten Staaten erklärt werden.  
 
b.) 1914–1938: Die Spaltung der internationalen scientific 
community 
 
Mit Ausbruch des ersten Weltkrieges stellten sich viele Wissenschafter vollkommen in 
den Dienst der Krieg führenden Nationalstaaten. Eines der bekanntesten Beispiele dafür 
ist der sogenannte „Aufruf an die Kulturwelt“, ein Manifest vom September 1914. Der 
Aufruf, der die Kriegsführung des deutschen Reiches in Belgien rechtfertigte, wurde von 
93 führenden deutschen Intellektuellen, unter ihnen viele Akademiemitglieder, 
unterzeichnet. Darin heißt es:  
 „Wir als Vertreter deutscher Wissenschaft und Kultur erheben vor der gesamten 
 Kulturwelt Protest gegen die Lügen und Verleumdungen, mit denen unsere 
 Feinde Deutschlands reine Sache in dem ihm aufgezwungenen schweren 
 Daseinskampfe zu beschmutzen trachten. Der eherne Mund der Ereignisse hat 
 die Ausstreuung erdichteter deutscher Niederlagen widerlegt. Um so eifriger 
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 arbeitet man jetzt mit Entstellungen und Verdächtigungen. Gegen sie erheben wir 
 laut unsere Stimme. Sie soll die Verkünderin der Wahrheit sein.“47  
Ein ähnlicher Aufruf wurde am 14. Oktober 1914 von mehr als 3.000 deutschen 
Hochschullehrern unterzeichnet.48  
Als Reaktion wurden die deutschen Wissenschafter, welche den Aufruf  unterzeichnet 
hatten, aus der französischen Académie des sciences ausgeschlossen. Auch in der 
Royal Academy gab es ähnliche Überlegungen und öffentlichen Protest gegen das 
Vorgehen deutscher Wissenschafter.49 Die Treffen der IAA wurden für die Zeit des ersten 
Weltkriegs vollkommen eingestellt. Versuche, die Organisation wiederzubeleben und 
unter einem neutralen Vorsitz fortzuführen, scheiterten etwa 1915 am erbitterten 
Widerstand französischer Wissenschafter.50 Während die IAA durch den ersten Weltkrieg 
also lahmgelegt wurde, hielt das Kartell 1915 und 1918 eine Sitzung ab.51 Nach 
Kriegsende dauerte der Schaden, den der Krieg in den internationalen 
Wissenschaftsbeziehungen angerichtet hatte, an.   
Die Spannungen zwischen Wissenschaftern verschiedener Nationen führten dazu, dass  
die Fragen nach der Vertretung der „deutschen Wissenschaft“ in internationalen 
Institutionen die Besprechungen des Kartells dominierten. Das Kartell der Akademien 
stellte dabei zunehmend einen alleinigen nationalen Vertretungsanspruch für die 
„deutsche Wissenschaft“. Peter Nötzoldt hat das mit einem Bedeutungsverlust der 
Akademien gegenüber anderen außeruniversitären Forschungseinrichtungen wie der 
Kaiser Wilhelm Gesellschaft und der Notgemeinschaft der deutschen Wissenschaft in 
diesem Zeitraum in Verbindung gebracht.52 
Bereits 1919 wurden neue Institutionen zur internationalen Zusammenarbeit von 
Wissenschaftsakademien gegründet. Dies waren die Union Académique Internationale 
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(UAI) für die Geisteswissenschaften und das Conseil International de Recherches (CIR) 
für die Naturwissenschaften, das 1931 in International Council of Scientific Unions 
(ICSU) umbenannt wurde. Beide Organisationen hatten ihr Büro in Brüssel. Die Frage 
nach dem Verhältnis zu diesen Organisationen dominierte die Diskussion innerhalb des 
Kartells in der hier behandelten Periode. 
Wissenschafter der ehemaligen Mittelmächte wurden bei der Gründung von ihren 
Kollegen in den Entente-Staaten aus den neuen internationalen Organisationen 
ausgeschlossen.53 Die kartellierten Akademien wiederum betrachteten die neuen 
Organisationen einhellig als „Entente Organisationen“, welche die sogenannte 
„Kriegsschuldlüge“ verbreiteten, und sahen einen Beitritt zu CIR und UAI als unmöglich 
an.54  
Erst nachdem sich die deutsche Reichsregierung wieder stärker an die internationale 
Staatengemeinschaft annäherte, wurden die Beitrittsverbote vorerst in den Statuten des 
CIR ab 1926 aufgeweicht.55 Obwohl das Beitrittsverbot für Wissenschaftsakademien der 
ehemaligen Mittelmächte aufgehoben wurde, und Deutschland eingeladen wurde, dem 
CIR beizutreten, verweigerte sich sowohl das Kartell, als auch Vertreter von deutschen 
Universitäten diesem Vorschlag. Das geschah mit der Begründung, dass das CIR eine 
„Kampforganisation der Völkerbundländer“ sei.56 Als die Reichsregierung im Dezember 
1927 beim Kartell anfragte, ob sie eigenhändig Vertreter in das CIR entsenden dürfe, 
stieß sie abermals auf Ablehnung von Seiten des Kartells. Das Kartell sah eine „legale 
Vertretung der Wissenschaft“ im CIR nur durch eigene Vertreter gewährleistet. Diese 
Vertretung wollte es aber nicht.57 Auch die Umgestaltung des CIR zum International 
Council of Scientific Unions (ICSU), 1931, änderte nichts an der Position der kartellierten 
Akademien. Ein Beitritt deutscher oder österreichischer Vertreter zum ICSU erfolgte bis 
1945 nicht.  
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Eine vergleichbare Position nahmen die kartellierten Akademien gegenüber der UAI ein. 
Obwohl am 14. Mai 1927 Verhandlungen zwischen Vertretern des Kartells und Vertretern 
auswärtiger Akademien geführt wurden, traten die kartellierten Akademien der UAI nicht 
bei.58 Die Akademien setzten ihre Hoffnung, sowohl in Bezug auf das CIR als auch in 
Bezug auf die UAI, in eine Wiederbelebung der IAA. 1928 wurde auf einer Sitzung 
festgestellt, dass „das allmähliche Zusammenbrechen der feindlichen 
Dachorganisationen in Ruhe abgewartet werden kann.“59 Die Sehnsucht nach einer 
Wiederbelebung der IAA war sicherlich auch durch die frühere wichtige Stellung der 
deutschsprachigen Akademien bedingt.  
Nach der Machtergreifung der NSDAP in Deutschland änderte sich das Verhalten der 
UAI gegenüber dem Kartell. Auf der 14. Generalversammlung der UAI, von 22. bis 25. 
Mai 1933 kam die UAI dem Kartell in zwei wesentlichen Forderungen entgegen. Zum 
einen wurde auf Brüssel als ständigen Tagungsort verzichtet, zum  anderen wurden alle 
Sprachen, also auch Deutsch, für die Verhandlungen zwischen den vertretenen 
wissenschaftlichen Körperschaften zugelassen. Es folgten Besprechungen von 
Vertretern des Kartells mit Vertretern des Auswärtigen Amtes. In der Zusammenfassung 
der Diskussionen hieß es:  
 „Die Zuwahl der deutschen Akademien zur Union Académique Internationale 
 ohne besonderen Antrag bedeutet nach Erfüllung der deutschen Bedingungen 
 einen großen Erfolg und würde gerade gegenüber der feindseligen Einstellung 
 ausländischer Kreise zu der deutschen Wissenschaft von großer Tragweite 
 sein.“60 
Nachdem  die Besprechungen mit dem Auswärtigen Amt abgeschlossen waren, und das 
Kartell sich abermals intern beraten hatte, wurde von Seiten der kartellierten Akademien 
Bereitschaft signalisiert, der UAI beizutreten. Auf der 16. Sitzung der UAI, von 13. bis 16. 
Mai 1935, die erstmals nicht in Brüssel sondern in Kopenhagen stattfand, was wohl als 
weiteres Entgegenkommen der UAI gegenüber dem Kartell gewertet werden kann, 
stellten die norwegische Akademie und zwei weitere Akademien den Antrag auf 
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Aufnahme der deutschen Akademien sowie der Akademie in Wien.61 Die Veränderung 
der Position der UAI erscheint umso bemerkenswerter, als das deutsche Reich seit der 
Machtergreifung der Nationalsozialisten seine Unwilligkeit zu  internationaler 
Kooperation ständig unterstrich. Obwohl die UAI als Dachorganisation der 
Wissenschaftsakademien theoretisch autonom von der Außenpolitik der beteiligten 
Länder funktionierte und keine Verbindung zum Völkerbund bestand, ist die Aufnahme 
der deutschen Akademien 1935 nur  vor dem Hintergrund der Appeasement-Politik der 
Westmächte erklärbar. Die Vorgänge innerhalb von UAI und ICSU in den frühen 1930er 
Jahren erscheinen noch dringend untersuchenswert. 
Nach 1918, bis zur Aufnahme der deutschsprachigen Akademien zu ihren Bedingungen, 
hatten die Akademien sowohl den Völkerbund als auch die neu geschaffenen 
internationalen Zusammenschlüsse abgelehnt. Das war bereits aus den Stellungnahmen 
rund um die Annäherung Deutschlands an die internationalen Institutionen der 
Zwischenkriegszeit Mitte der 20er Jahre deutlich geworden. Zumindest in dieser 
Ablehnung der Nachkriegsordnung war sich das Kartell mit den neuen NS- Machthabern 
einig. Von Seiten der NS- Wissenschaftspolitik erfolgte eine genaue Überprüfung der UAI 
hinsichtlich ihrer Verbindungen zum Völkerbund.62 
Es erscheint bizarr, dass viele Kartellvertreter eine Zusammenarbeit mit der UAI in den 
1920er Jahren  ablehnten, und ihr schließlich erst unter den geänderten 
Rahmenbedingungen der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft zustimmten. Diese 
Situation wird durch eine Aussage von Heinrich Lüders, einem deutschen Orientalisten, 
der das Kartell von 1933 an mit Informationen aus der UAI versorgt hatte illustriert: 
 „Während ich früher gegen den Eintritt war, bin ich jetzt, wo die auswärtigen 
 Akademien Entgegenkommen gezeigt haben, persönlich der Ansicht, dass wir die 
 Aufforderung der norwegischen Akademie annehmen sollten. Deutschland hat 
 zur Zeit im Ausland so wenig Freunde, dass wir es uns nicht leisten können, 
 freundschaftliche Anerbieten zurückzuweisen, und vielleicht können die 
 deutschen Akademiker etwas zum Ausgleich der Stimmung beitragen.“63 
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Die Kartellvertreter erlagen dabei einer vollkommenen Fehleinschätzung des neuen 
Regimes. Ihr ganzes Interesse beschränkte sich auf die „Herstellung der Normalität“ in 
den internationalen Wissenschaftsbeziehungen. Das war vor und nach der 
Machtergreifung der Nationalsozialisten ihr Ziel. Dass diese Normalität für sie eine 
Vormachtstellung Deutschlands in den internationalen Wissenschaftsgremien bedeutete 
verschwiegen die Kartellvertreter.  
Vor diesem Hintergrund die Zusammenarbeit in der UAI als “erreichte Normalität der 
internationalen Wissenschaftsbeziehungen“64 zu deuten, wie es auch die 
zeitgenössische Literatur tut, scheint mehr als problematisch. Dabei wird die Position 
des Kartells aus der Zwischenkriegszeit unreflektiert übernommen. Dies wird auch durch 
einen Brief des Präsidenten der Akademie in Wien, Oswald Redlich, vom 18. Mai 1935, 
deutlich:  
 „Möge, nachdem nun alles beseitigt erscheint, was mit der nationalen Würde der 
 kartellierten Akademien unvereinbar war, der Weg für eine wahrhaft internationale 
 Zusammenarbeit auf wissenschaftlichem Gebiete für immer frei bleiben.“65 
Am bisher gezeigten wird deutlich, dass die Machtergreifung der Nationalsozialisten in 
Deutschland und Österreich nicht die entscheidende Zäsur für das Verhältnis des 
Kartells zu  UAI und CRI war. Tatsächlich akzeptierte die UAI 1935 viele Forderungen 
der kartellierten Wissenschaftsakademien, welche diese seit 1919 vertreten hatten, und 
die kartellierten Akademien wurden am 13. Mai 1935 in die UAI aufgenommen.66 Die 
zunehmenden Versuche einer Umstrukturierung der NS-Forschungspolitik, vor allem das 
Projekt einer „Reichsakademie der Deutschen Wissenschaft“  beeinflussten das Kartell 
und seine internationale Politik im Folgenden stark. In diesem Zusammenhang kam es 
1940 zum Versuch der „Übernahme“ der UAI wie noch zu zeigen sein wird.  
Wie stark die Politisierung des Kartells und dessen Vorbehalte gegen die 
Nachkriegsordnung waren wird besonders an der ehemals kaiserlichen Akademie der 
Wissenschaften, die ab 14. Oktober 1921 den Namen „Akademie der Wissenschaften zu 
Wien“ trug, sichtbar. Diese unterstützte in der Zwischenkriegszeit die Forderungen des 
Kartells vorbehaltlos. Das kann nur als Ausdruck der Ablehnung verstanden werden, 
welche die Mitglieder der Akademie der ersten Österreichischen Republik 
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entgegenbrachten. Im Gegensatz dazu steht die Politik von UAI und IRC gegenüber der 
Akademie in Wien, die vom Bemühen um Kooperation gekennzeichnet war: „Im Jahre 
1922 und erneut 1923 wurde der Wiener Akademie durch Amsterdam angeboten, in die 
UAI einzutreten, eventuell als ‚Brücke‘ zu den deutschen Akademien.“67 Während UAI 
und CRI den österreichischen Staat als unabhängiges Gebilde vom deutschen Reich 
behandelten, verweigerte sich die Akademie in Wien trotzig allen Angeboten einer 
Zusammenarbeit. Die Angebote wurden zu Gunsten eines gemeinsamen Vorgehens mit 
den deutschen Akademien abgelehnt. 
Dementsprechend knapp fiel der Bericht aus, den 1947 der damaligen Vizepräsident der 
Akademie in Wien, Richard Meister, über die Situation der ÖAW in der ersten Republik, 
im Austro-Faschismus und unter der NS-Herrschaft verfasste. In seinem, anlässlich des 
100-jährigen Gründungsjubiläums der Akademie, erschienen Werk „Geschichte der 
Akademie der Wissenschaften in Wien. 1847-1947“ spart er diese Zeit, besonders die 
Frage nach der internationalen Zusammenarbeit der Wiener Akademie, geflissentlich 
aus. Meisters Werk bleibt für eine Darstellung der Geschichte der Akademie bis 1947, 
insbesondere zum Auffinden von Quellen zur Geschichte der deutschsprachigen 
Akademien, bei aller Problematik seiner Darstellung jedoch unumgänglich. Heidemarie 
Uhl und Johannes Feichtinger sprechen in Zusammenhang mit Meisters Geschichte der 
Akademie von einer „Meister- Erzählung“, einem „apologetischen Geschichtsbild“ sowie 
einer hobsbawmschen „Invention of Tradition“ im Jahr 1947.68 
Meisters Kapitel über die Zeit von 1918 bis 1945 trägt den Titel „Zeit der Krisen“. Die 
Beschreibung der Tätigkeiten des Kartells erfolgt auf einer halben Seite und fällt sehr 
kurz und nüchtern aus.69 Das steht in auffälligem Kontrast zu der umfangreichen 
Beschreibung des „Internationalismus“ vor dem ersten Weltkrieg. Meisters Kapitel über 
die Zeit von 1898 bis 1918 trägt sogar den Titel „Der Eintritt der Akademie in die 
internationalen Organisationen der Wissenschaft und ihre Unternehmungen“. Das zeigt, 
dass auch Meister die unausgesprochene Vormachtstellung der deutschsprachigen 
Akademien in den internationalen Akademieorganisationen vor dem ersten Weltkrieg als 
„Normalität“ deutete.  
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Dem Verhältnis zwischen Kartell und den 1919 neu entstandenen internationalen 
Verbänden der Akademien, der Union Académique internationale (UAI) sowie Conseil de 
Recherche International (CRI), widmet Meister nur einen Satz: „Die Wiener Akademien 
wurde gleichzeitig mit den deutschen Akademien, nachdem längere Zeit hierüber 
Verhandlungen gepflogen worden waren, am 13. Mai 1935 auf der Tagung in 
Kopenhagen in die Union aufgenommen.“70 Meister verschweigt, dass diese Aufnahme 
nach jahrelanger Verweigerung aller kartellierten Akademien und unter den veränderten 
Bedingungen der Machtergreifung der Nationalsozialisten in Deutschland erfolgte.  
Die ausschließliche Orientierung der Wiener Akademie an Deutschland ist der Grund für 
die Zurückhaltung, mit der Meister die internationalen Kontakte der Wiener Akademie 
nach dem ersten Weltkrieg beschreibt. Die Wiener Akademie der Wissenschaften betrieb 
bereits von 1918 bis 1938 keine eigenständige internationale Vertretungspolitik. Das 
passte allerdings nicht zu Meisters Darstellung im Jahr 1947, dass die Akademie: „durch 
die ganze Zeit ihres Bestandes österreichische Akademie gewesen“71 sei und stützt die 
These von Heidemarie Uhl und Johannes Feichtinger, wonach Meisters Werk 1947 
einen stark apologetischen Charakter hat.72 
Wie sehr die Akademie in Wien sich nach dem ersten Weltkrieg als deutsche Akademie 
fühlte, macht eine Aussage eines Vertreters der Wiener Akademie aus dem Jahr 1920 
deutlich: Es sei  
 „mehr als wünschenswert, daß die Deutschen, im Kartell verbündeten Akademien 
 ein Zeichen ihrer gemeinsamen Tätigkeit geben, daß sie sich mit den großen 
 Schwierigkeiten eingehend beschäftigen, die sich der wissenschaftlichen 
 Betätigung des deutschen Volkes entgegentürmen.“73 
Obwohl die erste Republik in viele Nachkriegsorganisationen, etwa den Völkerbund, dem 
Österreich im Dezember 1920 beigetreten war, integriert war, änderte das nichts an der 
großdeutschen Positionierung der österreichischen Akademievertreter in der 
internationalen Zusammenarbeit. Nicht einmal eine Zusammenarbeit aus pragmatischen 
Gründen war möglich.   
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Wie fließend die Grenzen zwischen konservativen, großdeutschen und 
nationalsozialistischen Ideen in der Akademie waren, belegen einige Zitate aus Kartell- 
Sitzungen. Die Wiener Akademie regte in der Kartellsitzung 1933 eine „Feststellung des 
Einflusses der Leibesübungen auf den somatischen und psychischen Zustand der 
deutschen Bevölkerung“74 an. Die Anregung wurde zwar nicht aufgegriffen, es wurde 
jedoch in Reaktion darauf vermerkt, „daß die Akademien sich jetzt nicht solchen 
Aufgaben verschließen sollten, die sich auf die Gegenwartserforschung des Volkes 
beziehen.“75 Ein weiteres Beispiel für Liebedienerei und Anpassung ist die Aussage des 
Botanikers Hans Molisch, Vizepräsident der Akademie in Wien, auf der Kartellsitzung am 
26. Mai 1933. Auf dieser Sitzung wurden die Auswirkungen der nationalsozialistischen 
Politik auf die „nichtarischen“ Mitglieder der Akademien besprochen. Molisch merkte an, 
„dass man aber auch hier [Anm.: in Wien] in Zukunft in der Wahl nicht arischer Mitglieder 
viel strenger und vorsichtiger sein werde als bisher.“76  
Die Projekte, die das Kartell nach dem 1. Weltkrieg betrieb, waren im wesentlichen die 
selben, die es auch davor gemeinschaftlich verfolgt hatte. Sowohl das Großprojekt 
Thesaurus lingue Latinae, als auch die Septuaginta Ausgabe sowie die Sammlung 
mittelalterlicher Bibliothekskataloge blieben dem Kartell als Aufgabenstellung erhalten.77 
In den Naturwissenschaften wurde die Enzyklopädie der mathematischen 
Wissenschaften weitergeführt, ein Projekt welches ursprünglich mit der Royal Academy 
in London betrieben worden war. Aber es kamen auch neue Projekte hinzu. Für die hier 
vorliegende Arbeit ist dabei vor allem die Sammlung und Herausgabe der „Deutschen 
Inschriften des Mittelalters“ von Bedeutung. Diese sollte von den Arbeitsbesprechungen 
nach 1956 erneut als gemeinsames Projekt aufgegriffen werden und die Geschichte des 
Projekts wird dort ausführlich behandelt. Inwieweit sich die großdeutsche Gesinnung auf 
die Projekte der Akademie in Wien ausgewirkt hat, kann am Beispiel der „Inschriften des 
deutschen Mittelalters“ nur angeschnitten werden, da der Schwerpunkt der Arbeit nach 
dem zweiten Weltkrieg liegt. Eine genauere Untersuchung der Forschungen, die in der 
Zeit vor 1938 von der Akademie und dem Kartell betrieben wurden, könnte Aufklärung 
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darüber schaffen. Ein grober Überblick findet sich in Richard Meisters Darstellung aus 
dem Jahr 1947.78 
 
c.) 1938-1945: Das Kartell als Opfer der NS-
Wissenschaftspolitik? 
 
Mit dem Einschnitt in die Organisation des Kartells durch die Zentralisierungsversuche 
der NS Forschungspolitik, gab es auch Veränderungen in der Vertretungspolitik des 
Kartells. Ziel der NS-Forschungspolitik bezüglich der Akademien war eine 
Zentralisierung in Form einer „Reichsakademie der Deutschen Wissenschaft“.  Diese 
Bestrebungen hingen mit dem Wunsch nach einer „Vertretung der deutschen 
Wissenschaft“ in internationalen Gremien zusammen auf die das Regime leichter Zugriff 
haben sollte.  
Zunächst wurde die preußische Akademie der Wissenschaften gemäß dem 
Führerprinzip neu strukturiert. Der überzeugte Nationalsozialist Theodor Vahlen, ein 
Vertreter der sogenannten Deutschen  Mathematik, wurde zum Jahreswechsel 
1938/1939 kommissarischer Präsident der Akademie in Berlin. Der Ägyptologe Hermann 
Grapow wurde zum kommissarischen Sekretär.79 Im März 1939 berichtete Vahlen über 
die UAI und den Akademienverband dem zuständigen Reichserziehungsministerium 
(REM).80 Er selbst war bis 1935 Chef des Amtes für Wissenschaft in eben diesem 
Ministerium gewesen und verfügte weiterhin über gute Kontakte dorthin.81  
Vahlen hielt den gewählten Vertreter der deutschen Akademien bei der UAI, den 
Orientalisten Heinrich Lüders, für politisch unzuverlässig. Er schlug eine stärkere 
Zentralisierung des Kartells vor, sodass die Vertretungspolitik gegenüber UAI und ICSU 
leichter beeinflusst werden konnte. Die preußische Akademie in Berlin sollte zum 
ständigen Vorort ernannt werden. Das Ministerium machte schließlich den kartellierten 
Akademien den „Vorschlag“, für die Vertretung bei der UAI den klassischen Philologen 
                                               
78
 Meister: Geschichte der Akademie 1847-1947. 179 
79
 Grau: Die Wissenschaftsakademien in der deutschen Gesellschaft. 49 
80
 Grau: Die Wissenschaftsakademien in der deutschen Gesellschaft. 49 
81
 Nötzoldt: Strategien der deutschen Wissenschaftsakademien. 258, FN. 90 
35 
Johannes Stroux82, der wohl auf Grund seiner fachlichen Kenntnisse der Projekte der 
UAI entsandt wurde, und den Präsidenten der Wiener Akademie, die seit dem Anschluss 
Österreichs im März 1938 ebenfalls im deutschen Reich lag, Heinrich Ritter von Srbik83, 
zu bestellen. Die Akademien folgten diesem als Vorschlag getarnten Befehl.84 Dabei wird 
erstmals deutlich, dass das REM seine Interessen in UAI und ICSU vertreten sehen 
wollte. 
Der neu „vorgeschlagene“ Vertreter, Heinrich Ritter von Srbik, stimmte sein Vorgehen in 
der UAI genau mit den neuen NS-Machthabern ab. In einem Brief vom 22. April 1939, 
kurz vor der Sitzung der UAI in London, an das REM heißt es: 
 „Die Wahl der Wiener Akademie ist, wie Ihnen bereits telegraphisch mitgeteilt 
 wurde, gestern auf meine Person und Professor Stroux als Delegierte in die 
 Union académique internationale gefallen. Falls das Reichsministerium keine 
 anderwertige Entscheidung trifft, bin ich bereit, für dieses Jahr diese Delegierung 
 zu übernehmen, bitte Sie aber sehr, hochverehrter Herr Ministerialdirektor, mir 
 am 28. d.M. eine kurze Unterredung im Reichsministerium in dieser 
 Angelegenheit zu gewähren, oder, falls Sie selbst keine Zeit haben, Herrn 
 Ministerialrat Dr. Frey darüber zu informieren, ob Sie irgendwelche besondere 
 Wünsche oder Aufträge mir zu erteilen haben. Ich bin am 28. d.M. anlässlich der 
 Reichstagssitzung als Mitglied des Großdeutschen Reichstages in Berlin.“85 
Nachdem auf der 20. Sitzung der UAI von 8. bis 11. Mai 1939 in London Johannes 
Stroux zum Vizepräsidenten der UAI gewählt worden war, erhielt Vahlen am 12. Mai 
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1939 eine positive Antwort des REM, bezüglich der Zentralisierungsvorschläge. 
Inwieweit damit bereits der Gedanke einer Vorherrschaft der „deutschen 
Wissenschaften“ in der UAI verbunden war, lässt sich schwer sagen. Am 19. Mai 
desselben Jahres erging jedenfalls ein Brief an alle kartellierten Akademien, dass die 
Berliner Akademie zum ständigen Vorort des Kartells erklärt werden sollte. 
 „Bei den anderen Akademien löste sie [Anm.: die briefliche Mitteilung] heftige 
 Proteste aus. Sie weigerten sich unter Berufung auf die Satzung des Verbandes. 
 Das Ministerium gab nach und ein mehr als dreijähriges Tauziehen um die 
 Neufassung von Satzungen des Verbandes bzw. einer Reichsakademie 
 begann.“86 
Es ging vor allem um den Einfluss der kartellierten Akademien bei der 
Entscheidungsfindung. Dabei setzten sich die anderen Akademien hinsichtlich größerer 
Mitbestimmungsrechte in einem revidierten Satzungsentwurf durch.87 Im März 1940 
wurde der konsensuale Satzungsentwurf vom Ministerium jedoch zurückgewiesen. Das 
Ministerium setzte sich schließlich gegen den nur mehr bescheidenen Widerstand der 
Akademien durch. Am 21. August 1940 wurde eine neue Satzung in Kraft gesetzt, die 
keine Mitbestimmungsmöglichkeiten der kartellierten Akademien bezüglich 
Forschungsmöglichkeiten und internationaler Vertretung des Kartells vorsah. Der neue 
Reichsverband der Akademien war damit entstanden und die Berliner Akademie als 
ständiger Vorort etabliert.  
Es folgte eine Einladung Vahlens, nun Präsident des Reichsverbandes der deutschen 
Akademien, für eine Sitzung am 2. September 1940. Bei dieser Gelegenheit sollte die 
Gründung einer Reichsakademie besprochen werden. Diese Idee hatte bereits seit 
längerem bestanden. Vahlen ließ die Präsidenten der Akademien auf der Sitzung vom 2. 
September über die Satzung der neuen Reichsakademie, die bereits vollendet war, im 
Unklaren. Er erreichte eine prinzipielle Zustimmung zur Umwidmung des 
Reichsverbandes in eine Reichsakademie: 
 „Bereits am 3. September 1940 schickte Vahlen den zurückgehaltenen 
 Satzungsentwurf als ‚Ergebnis der Besprechungen vom 2. September‘ den 
 anderen Präsidenten. Auf ‚außerordentlichen Gesamtsitzungen‘ der Akademien 
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 sollte dieser nun binnen zwölf Tagen beraten und schließlich auf einer erneuten 
 Präsidentensitzung in Berlin am 19. September 1940 endgültig beschlossen 
 werden.“88 
Alle anderen im Kartell vertretenen Akademien protestierten abermals heftig. Der Protest 
führte dazu, dass der Reichsverband, in einer neuen Satzung, innerhalb der neuen 
Reichsakademie erhalten bleiben sollte. Außerdem hatten manche 
Geisteswissenschafter der Akademien bereits weitergehende Pläne über die Zukunft 
ihrer Akademien, die mit der UAI zusammenhingen: 
 „Von Seiten der Geisteswissenschaften wurde die Forderung vertreten, dass die 
 deutschen Geisteswissenschaften auf diesem Gebiet in Europa die Führung 
 übernehmen müssten … Wir sind daher in der Lage, die Leitung der Union zu 
 übernehmen und das Generalsekretariat aus Brüssel nach einem ungefährdeten 
 Ort Deutschlands zu überführen“89 
Die Überlegungen zu einer „deutschen Führung“ in der UAI waren bereits bei einem 
Treffen von Vertretern der Akademie mit Rudolf Mentzel, dem Amtschef für 
Wissenschaften des REM, im November 1940 entwickelt worden. An diesem Treffen 
namen Ernst Heymann,90 Johannes Stroux,  sowie Heinrich Ritter von Srbik, teil. 
Tatsächlich zeigte sich die Führung der UAI sehr kooperativ, sodass es aus Sicht des 
REM nicht notwendig war den Standort des Büros nach Deutschland zu verlegen. 
Johannes Stroux übernahm die Geschäfte im Büro der UAI in Brüssel ab 1. Jänner 
1941.91 
Die Überlegungen bezüglich der UAI verzögerten die Zentralisierungsversuche des 
REM. Göttingen und Wien standen einer Verlegung des Vororts und einem Bruch der 
Satzung der UAI skeptisch gegenüber. Als am 15. April 1941, nach der Pause, die die 
Überlegungen zur UAI verursacht hatte, das REM einen neuen Satzungsentwurf 
vorlegte, hagelte es abermals Proteste von Seiten der kartellierten Akademien. Als 
Vahlen daraufhin ein nochmaliges Treffen von Vertretern des Ministeriums und der 
Akademien anregte, gab es dazu keine Reaktion mehr. Am 5. März 1942 wurden die 
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Bemühungen um eine Reichsakademie der Deutschen Wissenschaft von Seiten des 
REM eingestellt. Begründet wurde dieser Schritt mit einem Erlass des Führers, „wonach 
derartige Maßnahmen als nicht kriegswichtig bis auf weiteres zurückzustellen sind.92  
Die kartellierten Akademien benützten die aggressive Außenpolitik NS-Deutschlands und 
später auch dessen Gewaltherrschaft und Expansion in Europa dazu, ihre eigenen 
wissenschaftspolitischen Zielsetzungen, die bereits vor 1933 bestanden hatten, auf 
internationaler Ebene durchzusetzen. Dabei koordinierten die Vertreter des Kartells in 
der UAI ihr Vorgehen mit dem zuständigen REM, erlangten dadurch Einfluss in der UAI. 
Die Kartellvertreter gingen davon aus, dass mit der Zuwahl in die UAI und mit der 
Übernahme einer „Führungsrolle“ der „deutschen Geisteswissenschaften“ nur die 
internationale „Normalität“  hergestellt würde, wie aus ihren Wortmeldungen zu 
entnehmen ist. Dabei wurden die Umstände der NS- Gewaltherrschaft ausgenutzt, in 
den offiziellen Wortmeldungen allerdings vollkommen ignoriert. Die Idee einer 
besonderen Bedeutung der deutschsprachigen Akademien der Wissenschaften in der 
UAI sollte auch in den Arbeitsbesprechungen nach 1956 erhalten bleiben. 
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3.) Die Vorgeschichte der Arbeitsbesprechungen der 
Präsidenten 1945-1956. 
 
In diesem Kapitel wird die unmittelbare Vorgeschichte der Arbeitsbesprechungen der 
Präsidenten, die von 1956 bis 1964 stattfanden, erörtert. Diese Arbeitsbesprechungen 
stellten eine Fortsetzung der Akademiezusammenarbeit im deutschsprachigen Raum 
dar. Zuerst sollen die Rahmenbedingungen für Wissenschaftsakademien in den drei 
beteiligten Staaten besprochen werden. Danach werden die verschiedenen Faktoren, 
welche in BRD, DDR und Österreich eine Zusammenarbeit der Wissenschaftsakademien 
1956 begünstigten, beleuchtet. Dabei wird die Motivationslage für die ÖAW und deren 
Vertreter hauptsächlich an Hand der Quellen aus dem Archiv der ÖAW sowie an Hand 
der Almanache erschlossen. Bezüglich der Wissenschaftsakademien in BRD und DDR 
muss auf die Sekundärliteratur zurückgegriffen werden. Die Lage für die Akademien in 
der BRD kann nur teilweise rekonstruiert werden, weil deren Geschichte nach 1945 noch 
zu mangelhaft erschlossen ist. Aus allgemeinen politischen Tendenzen in der 
Wissenschaftspolitik können jedoch schlüssige Hypothesen gewonnen werden. Ähnlich 
verhält es sich für die Wissenschaftsakademien in der DDR, wobei diese in der Literatur 
ausführlicher behandelt wurden.  
Der wichtigste Grund für eine Zusammenarbeit der Wissenschaftsakademien lag 1956 in 
ihrer gemeinsamen Ausrichtung auf geisteswissenschaftliche Forschung, speziell in der 
behandelten Periode. Für die ÖAW spielte außerdem die Gewinnung neuer Projekte 
eine Rolle, um sich selbst wieder stärker als forschende Institution zu positionieren. Die 
Zusammenarbeit und die verfolgten Projekte wurden dabei auch als Rechtfertigung 
gegenüber nationalen Instanzen, vor allem dem Ministerium für Unterricht, genutzt. Ein 
letzter Faktor der für die ÖAW maßgeblich ist, ist die großdeutsche Einstellung der 
maßgeblichen Akteure, Richard Meister und Josef Keil, der noch zu erläutern sein wird.  
Für die Wissenschaftsakademien in der DDR, speziell für die Deutsche Akademie der 
Wissenschaften (DAW) in Berlin, kommt noch deren spezielle Geschichte nach 1945 
hinzu. In der Berliner Akademie gab es die Vorstellung, dass sie die erste der 
deutschsprachigen Wissenschaftsakademien sein sollte bereits seit der Gründung des 
Kartells. In der Zeit nach 1956 ließ sich diese Rolle nur durch eine Zusammenarbeit mit 
den anderen Wissenschaftsakademien erreichen und deckte sich mit den Zielen der 
DDR-Wissenschaftspolitik.  
40 
Für die BRD ist die Situation am schwierigsten zu rekonstruieren. Hier spielt sicherlich 
die Konzentration von geisteswissenschaftlicher Forschung innerhalb der Akademien 
eine Rolle.  Eine zweite Motivation ist in der peripheren Lage der 
Wissenschaftsakademien innerhalb der außeruniversitären Forschung der 
Bundesrepublik zu suchen.  
 
a.) Die Akademie in Wien 
i.) Die Stellung der Wiener Akademie in Österreich nach 1945 
 
Nach dem zweiten Weltkrieg änderte sich die Situation der Wiener Akademie 
grundlegend. Sie versuchte sich selbst als typisch österreichische Institution 
darzustellen. Dieses Bemühen ging mit einer Distanzierung von und Neubewertung der 
eigenen Vergangenheit einher. Die Akademie war während der NS-Herrschaft ein Hort 
von Parteimitgliedern gewesen. Von 53 wirklichen Mitgliedern waren 26 NSDAP-
Mitglieder oder Anwärter gewesen. Von 66 korrespondierenden Mitgliedern traf das auf 
38 zu.93 Daher versuchte die Akademie nun eine Neuausrichtung und Bewertung ihrer 
eigenen Vergangenheit.94 Es wurde versucht, sich dem neuen österreichischen Staat 
anzudienen. Die Akademie nahm eine Neubewertung der eigenen, von großdeutschen 
und nationalsozialistischen Gedanken geprägten Geschichte vor. Das geschah etwa 
durch die Konstruktion von Brüchen mit dieser Vergangenheit, die in der 
Namensänderung der Akademie am offensichtlichsten wird. Im Staatsamt für 
„Volksaufklärung, für Unterricht und Erziehung und für Kultusangelegenheiten“ unter 
Ernst Fischer war eine umfassende Umstrukturierung und Neuausrichtung der Akademie 
geplant.95 Es ist auch denkbar, dass die vollkommene Auflösung der Akademie diskutiert 
wurde.96 Die Bedeutung der Akademie für den neu entstehenden österreichischen Staat 
musste daher von ihren Akteuren betont werden. Dazu wurden vor allem zwei 
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Argumentationsstrategien gewählt. Zum einen wurde die Bedeutung der Akademie als 
österreichische Forschungsinstitution hervorgehoben, und die Erforschung von 
„spezifisch österreichischen“ Merkmalen wurde in der Arbeit der Akademie sichtbar 
gemacht. Zum anderen dienten die internationalen Kontakte der Akademie als 
Rechtfertigung für ihr Fortbestehen.  
Der Schwenk hin zu einer typisch österreichischen Institution wurde im Namen der 
Akademie am deutlichsten.  Dieser wechselte von „Akademie der Wissenschaften in 
Wien“ in „Österreichische Akademie der Wissenschaften“ (ÖAW), was durch eine 
Änderung des entsprechenden Bundesgesetzes am 1.7.1947 geschah. Dass die 
Namensänderung auf Wunsch der Akademie erfolgte, geht aus dem stenographischen 
Protokoll der Sitzung des Nationalrates am 9.Mai 1947 hervor, als die Namensänderung 
im Nationalrat beschlossen wurde. Darin heißt es: 
 „Die Abänderung des Namens der bisherigen 'Akademie der Wissenschaften in 
 Wien' in 'Österreichische Akademie der Wissenschaften' entspricht dem Wunsche 
 dieser Institution, die am 14. Mai 1947 das Jubiläum ihres hundertjährigen 
 Bestandes feiert. Diese Änderung des Namens soll die Tatsache zum Ausdruck 
 bringen, daß die Akademie der Wissenschaften ihre volle Selbstständigkeit 
 wiedergewonnen hat.“97 
Dieser Namensänderung waren bereits andere Versuche einer Neuverortung der 
Institution vorausgegangen. Der Versuch, sich selbst als typisch österreichische 
Institution darzustellen und die eigenen „Großleistungen“ in der Forschung zu betonen, 
begann unmittelbar nach der Wiedererrichtung eines unabhängigen österreichischen 
Staates. Bereits in der ersten feierlichen Sitzung der Akademie nach dem Krieg, am 31. 
Oktober 1945, hielt der nunmehrige Vizepräsident der Akademie, Richard Meister, einen 
Vortrag mit dem Titel: „Österreichs Großtaten auf dem Gebiete des Bildungswesen.“ 
Darin war es seine Absicht, 
 „nicht nur…, auf einem geistig und organisatorisch bedeutsamen Gebiete die 
 Größe  und Eigenart der Leistungen Österreichs zu zeigen - obwohl auch dies 
 schon Grund genug für die Wahl dieses Gegenstandes wäre - , sondern das 
 Thema steht hier repräsentativ und als Paradigma für die Frage nach der 
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 eigenartigen Bedeutung einer österreichischen Kultur als Totalität und 
 geschichtlicher Wirklichkeit.“98 
Diese „Bedeutung einer österreichischen Kultur“ herauszuarbeiten, war in der Folgezeit 
eine Aufgabe, der sich die Wiener Akademie in mehreren Kommissionen widmete. Dazu 
diente etwa 1946 die Einrichtung der „Verbandskommission der Österreichischen 
Wissenschaft“. Die Aufgabe dieser Kommission definierte sich wie folgt: 
 „die Akademie möge eine Verbindungsstelle für alle Institutionen Österreichs, 
 deren Aufgabe die schöpferische Arbeit, Verwaltung und Pflege der 
 Wissenschaft ist, zum Zwecke der Konzentration und Kooperation ihrer Tätigkeit 
 schaffen … “99 
Von der Kommission wurde eine populärwissenschaftliche Zeitschrift zur Geschichte, 
Kultur und Natur Österreichs unter dem Titel „Austria“ herausgegeben. Beispiele für 
Kommissionen mit eindeutigem Österreich-Bezug sind auch die „Kommission für ein 
österreichisches biographisches Lexikon“ als klassenübergreifendes Projekt von 
historisch-philosophischer und mathematisch-naturwissenschaftlicher Klasse oder die 
Einrichtung einer „Kommission zur Herausgabe eines Catalogus Faunae Austriae“ durch 
die mathematisch-naturwissenschaftliche Klasse, die beide 1947 ins Leben gerufen 
wurden.  
Obwohl die ÖAW nicht müde wurde, ihre eigene Bedeutung für die Forschung in 
Österreich zu betonen, war das mehr Anspruch als Realität. Die Praxis der Institution 
war die einer Gelehrtengesellschaft. Die Forschungsinstitute, welche die Akademie als 
ihr zugehörig betrachtete standen oftmals nur in einem Nahverhältnis zu ihr, und waren 
keine Akademieeigenen Institute, etwa vergleichbar mit den Instituten welche die DAW in 
der DDR betreiben sollte. Dementsprechend beschränkte sich die Akademie in ihren 
Kommissionen auf die Publikation von wissenschaftlichen Ergebnissen, die oftmals nicht 
an der Akademie selbst erarbeitet worden waren, sowie auf die finanzielle Unterstützung 
von Forschern im Bereich der von ihr eingerichteten Kommissionen. 
In der philosophisch- historischen Klasse waren diese Kommissionen zu einem großen 
Teil mit der Sammlung von Quellen und der Publikation von Forschungsergebnissen der 
                                               
98
 Richard Meister auf der feierlichen Sitzung der Akademie am 31.Oktober 1945 im Audimax der 
Uni Wien. Almanach 1945. 411 
99
 Aus dem Bericht der Kommission. Almanach 1946. 65 
43 
Kommissionsmitglieder beschäftigt.100 In der mathematisch- naturwissenschaftlichen 
Klasse waren neben Kommissionen auch Institute eingerichtet. Während die 
Kommissionen auch hier hauptsächlich Publikations- und Förderzwecken nachkamen, 
waren die Institute zumeist reine Forschungseinrichtungen. Nach 1945 kam es jedoch zu 
einer schrittweisen Trennung der Institute von der Akademie, wenn diese überhaupt 
jemals Akademieinstitute gewesen waren, wie beispielsweise das Institut für 
Radiumforschung.  
Das älteste Institut, das in einem Naheverhältnis zur Akademie stand, war die 
Zentralanstalt für Meteorologie und Geodynamik (ZAMG). Das Institut war zwar seit 
seiner Gründung 1851 organisatorisch dem österreichischen Staat unterstellt, die 
Arbeiten wurden aber von der Akademie nach ihren Möglichkeiten unterstützt, und viele 
Akademiemitglieder arbeiteten an der Zentralanstalt.101 Die Akademie richtete immer 
wieder Kommissionen ein, die mit der ZAMG zusammenarbeiteten, die ZAMG war 
jedoch kein Institut der Akademie.102  
Das zweite wichtige Institut, das bereits seit langem Bestand hatte, war das vor 1938  
renommierte Radiuminstitut. 1910 durch eine private Initiative gegründet, war es bis 
1945 ein Akademieinstitut. Es stand nach 1945 zunehmend den physikalischen Instituten 
der Universität Wien nahe, das Personal wurde aus dem Universitätsetat entlohnt, 
obwohl es weiter auch Zuwendungen der Akademie an das Radiuminstitut gab. Im 
Universitätsorganisationsgesetz von 1975 wurde das Institut schließlich endgültig der 
Universität Wien unterstellt und 1987 wurde ein eigenes thematisch ähnlich gelagertes 
Akademieinstitut für Mittelenergiephysik gegründet.103 
Die biologische Station Lunz, gegründet 1907, ebenfalls auf private Initiative, wurde vor 
1945 von einer privaten Vereinigung von Mäzenen sowie von der Kaiser Wilhelm 
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Gesellschaft finanziert und verwaltet.104 Dazu wurde eine eigene Kommission zur 
Verwaltung der Station eingesetzt, auch die Station in Lunz war jedoch kein Institut der 
Akademie.105  
Trotz der Betonung der eigenen Bedeutung für die Forschung in Österreich erfolgte der 
Aufstieg zu einer wichtigen außeruniversitären Forschungseinrichtung in den ersten 
Nachkriegsjahren nicht. Eine Ausweitung der Tätigkeit der ÖAW hin zu einer wichtigen 
Forschungsträgereinrichtung und zu Institutsgründungen an der Akademie selbst erfolgte 
erst ab Ende der 1960er Jahre.106 Bis dahin wurden Forschungsarbeiten in den von der 
Akademie eingerichteten Kommissionen durchgeführt. Die Kommissionen unterscheiden 
sich von Forschungsinstituten, wie sie etwa die Max Planck Gesellschaft und in jüngerer 
Vergangenheit auch die ÖAW betreibt, hauptsächlich durch ihre materielle Ausstattung. 
Es können sowohl bei Kommissionen als auch bei Instituten ForscherInnen als 
MitarbeiterInnen angestellt werden, Institute zeichnen sich jedoch dadurch aus, 
längerfristige Forschungsvorhaben mit besonderen „sachlichen, technischen, 
apparativen oder archivarischen“107 Voraussetzungen zu betreuen. Institute werden 
häufiger für aufwändige naturwissenschaftliche oder technische Forschungen 
eingerichtet.  
Für die Zeit von 1945-1956 dominierte, zumindest gemessen an der Anzahl und 
Häufigkeit der Berichte der einzelnen Kommissionen und Institute, die philosophisch-
historische Klasse die Forschungsarbeiten in der Akademie. Wenn man die Aktivität und 
Bedeutung der einzelnen Kommissionen an Hand der von ihnen veröffentlichten Berichte 
im Almanach bemisst, ergibt sich ein eindeutiges Bild. Das Verhältnis der Berichte von 
philosophisch-historischen Kommissionen zu Berichten von Kommissionen und 
Instituten der mathematisch-naturwissenschaftlichen Klasse betrug 1945 19:5. Bis 1955 
änderte sich dieses Verhältnis nur unwesentlich zu Gunsten der Naturwissenschaften 
und betrug in diesem Jahr 24:7.108 Das spricht zum einen gegen eine große Bedeutung 
der ÖAW für die außeruniversitäre Forschung in Österreich. Zum anderen ist es wichtig 
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dieses Übergewicht geisteswissenschaftlicher Forschung zu bedenken, da es die 
Zusammenarbeit mit den deutschen Akademien begünstigte, in denen 1956 aus 
unterschiedlichen Gründen ebenfalls hauptsächlich geisteswissenschaftliche Forschung 
betrieben wurde.  
Die zweite wichtige Rechtfertigung für das Weiterbestehen der Akademie waren ihre 
internationalen Kontakte. Diese wurden etwa vom Präsidenten der Akademie, Ernst 
Späth109, in seiner Ansprache anlässlich der ersten feierlichen Jahressitzung der 
Akademie nach Wiederrichtung einer unabhängigen österreichischen Republik 
dargelegt. Späth ging näher auf die Aufgabe ein, die österreichische Wissenschaft 
international zu vertreten, die seiner Meinung nach der Akademie in Wien zukam: 
 „Eine wichtige Aufgabe der Akademien ist ihre internationale wissenschaftliche 
 Zusammenarbeit. Schon einige Jahre vor dem ersten Weltkrieg wurde sie ins 
 Leben gerufen. Es entstand die Association internationale des académies, 
 namentlich durch die Einflußnahme unseres ehemaligen Präsidenten Suess. 
 Diese Vereinigung wurde durch den Weltkrieg gelöst; an ihre Stelle trat für die 
 Geisteswissenschaften im Jahre 1919 die Union Académique Internationale. 
 Der für die Naturwissenschaften tätige Conseil des recherches hatte 
 zahlreiche Aufgaben zu lösen, die nur in internationaler Zusammenarbeit 
 bewältigt werden konnten... Die Wiener Akademie der Wissenschaften stellt 
 einen der Hauptaktivposten des geistigen Österreich in aller Welt vor.110  
Ernst Späth zeichnet das Bild einer harmonischen internationalen Kooperation in der 
Vergangenheit, in der die Wiener Akademie stets eine wichtige Rolle als 
„Hauptaktivposten des geistigen Österreich“ gespielt habe. Er verschwieg die 
Beharrlichkeit, mit der sich die Wiener Akademie bis 1935 gegen eine Mitarbeit in der 
UAI gewehrt hatte, um einen gemeinsamen Standpunkt mit den deutschen Akademien 
zu vertreten. Das hätte dem Bild einer österreichischen Institution, die eine wichtige 
Rolle für das Bild Österreichs im Ausland spielt, wohl widersprochen. Der Wiedereintritt 
in die UAI und seine Bedeutung für die Österreichische Wissenschaft wurde weiterhin 
als Rechtfertigung für finanzielle Forderungen gegenüber dem Ministerium für Unterricht 
verwendet, wie ich im Folgenden zeigen möchte. 
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ii.) Die Wiederbeteiligung der ÖAW an der UAI ab 1947 
 
Nach dem zweiten Weltkrieg war die Österreichische Akademie der Wissenschaften sehr 
bemüht, möglichst schnell Anschluss an die UAI zu finden. Dies belegt der relativ rasche 
Wiedereintritt in die Union Académique Internationale, als Vertreterin eines neu 
entstandenen unabhängigen österreichischen Staates. Die Wiener Akademie war von 
1938 bis 1945 als Akademie des deutschen Reiches Mitglied in der UAI gewesen. Der 
Wiedereintritt für Österreich erfolgte bereits 1947. Offenbar wurde der Zusammenarbeit 
mit der UAI nun eine sehr viel größere Bedeutung zugemessen als vor 1935, als die 
ÖAW den Beitritt zugunsten einer Wissenschaftszusammenarbeit mit den deutschen 
Akademien boykottiert hatte. Nachdem die ÖAW in einem Brief vom 28.5.1947 vom 
Generalsekretär der UAI, Marc de Lelys Longchamps, zur Mitarbeit eingeladen worden 
war, übersandte sie Berichte über den Fortschritt der Arbeit an den gemeinsamen UAI 
Projekten, die seit 1935 von der Akademie in Wien betrieben worden waren, sowie 
Vorschläge eigener Projekte, welche die ÖAW für geeignet hielt, von der UAI 
übernommen zu werden. 
Auf der 21. Sitzung der UAI von 29.9. bis 1.10.1947 in Brüssel nahm für die ÖAW der 
Direktor des Kunsthistorischen Museums, August Loehr, teil. In einem  Brief des 
Generalsekretärs der UAI, Marc de Lelys Longchamps, an den Präsidenten der ÖAW 
vom 28. Oktober 1947 wird die Erleichterung über die nunmehrige Zusammenarbeit der 
ÖAW mit der UAI ausgedrückt:  
 „Tous les savants réunis à Bruxelles ont été très satisfaits de rencontrer, en la 
 personne du Prof. August Löhr, avec lequel ils ont eu les rapports les plus 
 cordiaux, se réjouissant de voir l’Austriche reprendre sa place dans l’UAI“111 
Dieser Dank drückt wohl vor allem die Zufriedenheit darüber aus, dass die Wiener 
Akademie nunmehr bereit war an den Projekten der UAI ohne Vorbehalte mitzuarbeiten. 
Die Erleichterung wird im Zusammenhang mit der Weigerung der Wiener Akademie der 
UAI nach dem ersten Weltkrieg beizutreten verständlich. Von der ÖAW wurde der Dank 
als Rechtfertigungsgrund gegenüber dem Ministerium für Unterricht für die weitere 
Finanzierung der Mitgliedschaft der ÖAW bei der UAI verwendet. Sie wurde außerdem in 
einen Zusammenhang mit der angeblichen Haltung der ÖAW während der NS-
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Herrschaft gebracht. In einem Brief Richard Meisters an das Unterrichtsministerium, 
mittlerweile geführt von Felix Hurdes, dem das Dankesschreiben von Longchamps 
beigelegt war, heißt es dazu:  
 „Es darf als ein hochbedeutender Erfolg der Österreichischen Wissenschaft 
 betrachtet werden, daß die Österreichische Akademie der Wissenschaften 
 sogleich nach Aufnahme der Beziehungen mit dem internationalen Auslande zum 
 Wiedereintritt in die Union Académique Internationale eingeladen wurde und 
 schon an der ersten Sitzung, die überhaupt nach dem Kriege abgehalten wurde, 
 teilnehmen konnte. Es ist dies nicht zuletzt auch der Haltung der Akademie 
 während der nationalsozialistischen Herrschaft in Österreich zu verdanken, eine 
 Haltung, die, wie gerade im Auslande anerkannt wird, sich von jeder politischen 
 Beeinflussung fernhielt und gegen alle Einflüsse des Nationalsozialismus die 
 Linie streng objekter Forschung unentwegt bewahrte.“112 
Die Erleichterung über die Zusammenarbeit mit der UAI wurde von Vertretern der 
Akademie missinterpretiert und für ihre eigenen Zwecke genutzt. Dass die erleichterte 
Reaktion der UAI in einem Zusammenhang mit der angeblich distanzierten Haltung der 
Wiener Akademie zur NS-Herrschaft steht, scheint sehr unwahrscheinlich. Tatsächlich 
hatte das Kartell der deutschsprachigen Akademien, auch die Vertreter der Wiener 
Akademie im Kartell, die UAI bis 1935 stets abgelehnt und versucht ihr die eigenen 
Bedingungen zu diktieren. Wie gezeigt worden ist hatten Kartellvertreter 1940 sogar 
versucht die UAI vor dem Hintergrund der nationalsozialistischen Neuordnung Europas 
im Sinne der „deutschen Geisteswissenschaft“ umzugestalten.  
Die ÖAW beteiligte sich in der UAI an zwei Vorhaben, die von der Union koordiniert 
wurden, nämlich dem Corpus Vasorum Antiquorum, einem Projekt zur Erforschung und 
Beschreibung antiker Keramiken, das seit 1919 bestand, und dem Projekt eines 
Mittellateinischen Wörterbuches, an dem die deutschsprachigen Akademien bereits seit 
1939 beteiligt waren. Die Bedeutung, welche die Österreichische Regierung der 
Teilnahme der Akademie in der UAI beimaß, wird durch den regelmäßig überwiesenen 
Mitgliedsbeitrag von 10 000 belgischen Franken, was im Jahr 1948 etwa 2300 
                                               
112
 Brief des Vizepräsidenten der ÖAW, Richard Meister, und des Generalsekretärs, Josef Keil, an 
das Bundesministerium für Unterricht in Wien vom 14.November 1947. ÖAW Archiv, Union 
Académique International: Mappe 1947 
48 
österreichischen Schilling entsprach, deutlich.113 Dass dies in der unmittelbaren 
Nachkriegszeit eine relativ bemerkenswerte Summe für eine Teilnahme an 
internationalen wissenschaftlichen Treffen war, macht ein Vergleich mit anderen 
internationalen Kontakten deutlich.114 Obwohl das Ministerium die Mitgliedsbeiträge 
jährlich überwies, scheint die ÖAW kein großes Bedürfnis an tatsächlicher 
Zusammenarbeit mit den anderen europäischen Wissenschaftsakademien gehabt zu 
haben. Nachdem August Loehr 1947 an der Sitzung der UAI in Brüssel teilgenommen 
hatte, nahm erst 1954 wieder ein Vertreter der Akademie, Josef Keil, an einer Sitzung 
der UAI, diesmal in Bern, teil.  
iii.) Gründe für eine Zusammenarbeit mit anderen deutschsprachigen 
Akademie ab 1956 
 
Die Frage nach dem Interesse der ÖAW an der Zusammenarbeit mit den anderen 
deutschsprachigen Akademien ist schwierig zu beantworten. Das ist umso 
unbefriedigender, als die ÖAW, wie zu zeigen sein wird, maßgeblich am 
Zustandekommen der Arbeitsbesprechungen, 1956, beteiligt war. Jedenfalls ist 
erstaunlich, dass neben der Zusammenarbeit in der UAI abermals der Versuch einer rein 
deutschsprachigen Zusammmenarbeit unternommen wurde. Mehrere Faktoren spielten 
für die abermalige Zusammenarbeit der ÖAW mit den anderen deutschsprachigen 
Akademien eine Rolle. 
Der meines Erachtens wichtigste Grund ist der Versuch der ÖAW, vor allem des seit 
1951 vom Vizepräsidenten zum Präsidenten aufgestiegenen Richard Meister, die 
Forschungstätigkeit an der ÖAW zu vermehren. Dabei brachte Meister selbst oftmals 
Projekte in die Arbeitsbesprechungen mit den anderen Präsidenten ein, die eine 
Durchführung von Forschung in Wien erforderten. Er beantragte etwa die 
Wiederaufnahme einer Publikation aus dem Bereich des römischen Rechts zu den 
Noxalklagen. Dieses Projekt war bereits in den 1920er Jahren begonnen worden und 
sollte nun wiederbelebt werden. Das Manuskript zur Publikation war fertig und die 
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Arbeitsbesprechungen konnten dazu genutzt werden, dieses als gemeinsame 
Publikation herauszugeben. Ein zweites Beispiel für diese Vorgehensweise war der 
Versuch, eine Herausgabe des Briefwechsels zwischen Leibniz und Prinz Eugen zu 
organisieren. Das hätte eine intensive Recherche in Wiener Archiven und somit neue 
MitarbeiterInnen für die ÖAW erfordert. Obwohl beide Projekte schließlich nicht zur 
Verwirklichung kamen, sind sie doch Beispiele für das Bemühen der ÖAW, wieder 
verstärkt in der Forschung tätig zu sein. In den Arbeitsbesprechungen von 1956 bis 1963 
wurden auch andere Projekte aus der Zwischenkriegszeit oder nationalsozialistisch 
gefärbte Projekte wieder aufgegriffen. Das wird an Hand der „Deutschen Inschriften des 
Mittelalters“ gezeigt werden. Nicht zuletzt versuchte die ÖAW während der 
Arbeitsbesprechungen über die beiden von der Berliner Akademie herausgegebenen 
Zeitschriften Forschungen und Fortschritte (FuF) sowie Deutsche Literaturzeitung (DLZ)  
mit zu entscheiden. Das bedeutete auch, dass diese Zeitschriften als Publikationsorgane 
für Mitglieder der ÖAW genutzt werden konnten.  
Die Projekte und Kooperationen ermöglichten es der ÖAW, wieder Forschungen zu 
verfolgen. Es konnte außerdem darauf verwiesen werden, dass die Institution Projekte in 
internationaler Kooperation verfolgte. Das konnte als Beleg für die Bedeutung der 
Institution auf nationaler Ebene, konkret gegenüber dem zuständigen Ministerium für 
Unterricht, dienen.  
Ein zweiter Faktor, der nicht unterschätzt werden darf, war die ungebrochen 
großdeutsche Gesinnung vieler Vertreter der ÖAW generell, und jene von Richard 
Meister und seinem Generalsekretär Josef Keil im Besonderen. Diese trat immer wieder 
in Formulierungen von der „gemeinsamen deutschen Wissenschaft“ sowie im konstanten 
Wiener Bemühen um eine Vermittlung zwischen unterschiedlichen Positionen der 
deutschen Akademien zu Tage. Dabei tauchten Ressentiments und Denkmuster aus der 
Zwischenkriegszeit wieder auf, wie an Hand der Diskussionen der Präsidenten rund um 
die Vertretung der deutschsprachigen Akademien in der UAI zu zeigen sein wird.  
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b.) Die Akademien in der SBZ/DDR 
i.) Die politischen Rahmenbedingungen für Wissenschaftsakademien in 
SBZ und DDR 
 
Mit dem Ende des Zweiten Weltkrieges wurde auf dem Gebiet der späteren DDR die 
Sowjetische Militäradministration in Deutschland (SMAD) eingerichtet. Diese 
Militärregierung hatte bis zur offiziellen Gründung der DDR im November 1949 alle 
maßgeblichen Entscheidungen zu fällen. Das traf auch auf die Neuorganisation der 
Wissenschaften in der Ostzone zu. Die ersten Jahre unter Oberaufsicht der SMAD und 
die Anfänge der DDR waren von einer weitgehenden Autonomie der einzelnen 
Wissenschaftsinstitutionen und ihrer Akteure gekennzeichnet. Das war vor allem durch 
die Kriegsfolgen bedingt. Für die SMAD war es in den ersten Nachkriegsjahren zentral, 
elementare Güter und Wohnraum für die BewohnerInnen der Ostzone zur Verfügung zu 
stellen. Damit verbunden war die Etablierung und Sicherung ihrer Macht. Diese 
Probleme waren so dringend, dass der Versuch, eine gezielte Wissenschaftssteuerung 
vorzunehmen, als weniger wichtig erachtet wurde.115  
Mitchell Ash hat darauf verwiesen, dass nicht nur PolitikerInnen die Wissenschaft für ihre 
Zwecke zu benutzen versuchen, sondern auch WissenschafterInnen die Politik.116 
Zentrale Entscheidungen wurden von deutschen WissenschafterInnen getroffen, ehe sie 
mit Vertretern der Sowjetischen Besatzungsmacht abgestimmt wurden.117 Das trifft vor 
allem auf die Akademien der Wissenschaften zu, die hier im Mittelpunkt stehen. An Hand 
der Veränderungen der Organisaton der Preußischen Akademie der Wissenschaften 
wird im Folgenden gezeigt werden, wie diese relative Autonomie von der 
Gelehrtengesellschaft der PAW ausgenützt wurde. Die zweite Akademie auf dem Gebiet 
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der späteren DDR, die Mitglied im Kartell war und an den Arbeitsbesprechungen 
teilnahm, war die Akademie in Leipzig. Deren Geschichte von 1945 bis 1956 soll 
ebenfalls kurz dargestellt werden.  
Die Hoffnung auf eine bedeutende Stellung der Wissenschaftsakademien allgemein und 
der Berliner Akademie im Besonderen in der außeruniversitären Forschung im 
deutschsprachigen Raum war 1945 nicht neu. Wie die bereits zitierte Denkschrift von 
Hartels zeigt, war die angestrebte zentrale Stellung der Akademien in der Organisation 
von außeruniversitärer Forschung bereits ein Motiv für die Gründung des Kartells 
gewesen. Diese Idee hatte sowohl in der Zwischenkriegszeit als auch bei der Gründung 
der „Reichsakademie der deutschen Wissenschaft“ 1940 eine Rolle gespielt.118 Dabei 
hatte vor allem die Berliner Akademie versucht, sich eine Vormachtstellung unter den 
deutschsprachigen Akademien zu sichern. Nun schien dieses Ziel, das zuvor von der 
föderalistischen Struktur der deutschen Akademien erschwert worden war, unter 
sowjetischer Besatzung, zumindest für die SBZ, erreichbar. Das sowjetische Modell 
außeruniversitärer Forschung sah eine zentrale Rolle der Wissenschaftsakademien vor. 
Die Akademie der Wissenschaften der Sowjetunion in Moskau nahm diese Rolle für die 
UdSSR wahr. Bereits 1925 war sie zur wichtigsten Forschungs- und 
Wissenschaftsinstitution des Landes erklärt worden. Dieses Modell hatte die sowjetische 
Besatzungsmacht nun auch für die Ostzone Deutschlands im Auge. Innerhalb der 
WissenschafterInnengemeinde dort gab es zu diesem Vorgehen aber durchaus 
abweichende Meinungen.119  
Mehrere Forscher konstatieren einen Wandel in der Stellung der Wissenschaften in der 
Ostzone ab 1949.120 Es kam zu einer stärkeren politischen Steuerung der Akademien 
noch in der Zeit der SMAD, die nach Gründung der DDR durch eigene Institutionen der 
Wissenschaftspolitik fortgeführt wurde. Mit diesem Verlust an Autonomie ging oftmals 
auch die Abwanderung von Mitgliedern der DAW in die Besatzungszonen der 
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Westalliierten einher. Das wiederum rückte das Ziel der DDR, in den Wissenschaften 
eine gesamtdeutsche Bedeutung zu erlangen in immer weitere Ferne.  
In der späteren DDR existierte jedoch nicht nur die sowohl von der SMAD als auch von 
der historischen Forschung bevorzugt behandelte Berliner Akademie. Neben der Berliner 
Akademie, die im Juli 1946 als Deutsche Akademie der Wissenschaften neu eröffnet 
wurde, existierten auf dem Gebiet der späteren DDR noch zwei weitere 
Wissenschaftsakademien, nämlich die Sächsische Akademie der Wissenschaften in 
Leipzig sowie die Deutsche Akademie der Naturforscher (Leopoldina) in Halle an der 
Saale. Im Folgenden soll nur auf die Geschichte der beiden an den 
Arbeitsbesprechungen beteiligten Akademien eingegangen werden. 
ii.) Veränderungen in der Organisation der Akademien in der 
sowjetischen Besatzungszone  
1.) Von der Preußischen Akademie der Wissenschaften zur Deutschen Akademie 
der Wissenschaften  
 
Bald nach dem kriegsbedingten Umbruch 1945 und dem folgenden Abzug vieler 
Forschungsinstitute aus Berlin versuchten Mitglieder der PAW diese als Zentrum für 
außeruniversitäre Forschung in der SBZ zu positionieren. Ein erster Schritt in diese 
Richtung war, dass die Akademie sich im Dezember 1945 von einigen durch ihre 
nationalsozialistische Vergangenheit belasteten Mitgliedern trennte und sich in 
„Akademie der Wissenschaften zu Berlin“ umbenannte, also „Preußische“ aus dem 
Namen strich. Das ist eine interessante Parallele zum österreichischen Fall, in dem 
ebenfalls eine Neubenennung stattfand. Beiden Akademien diente die neue 
Bezeichnung dazu, den neuen politischen Verhältnissen besser zu entsprechen und 
einen Bruch zu einer belasteten Vergangenheit zu konstruieren. Ash hat dies als eine 
diskursiv-rhetorische Strategie zur Neubewertung und Darstellung der Vergangenheit 
beschrieben.121  
In Berlin erfolgten kurz nach der Umbenennung auf Ratschlag eines Abgesandten der 
sowjetischen Akademie der Wissenschaften die Annäherung an die SMAD und der 
Versuch, sich dieser zu unterstellen.122 Obwohl die direkte Unterstellung der Berliner 
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Akademie unter die SMAD aus rechtlichen Gründen scheiterte, hatte sich die Berliner 
Akademie als Verhandlungspartnerin der SMAD geschickt platziert und konnte mit Recht 
darauf hoffen, im neu zu etablierenden Forschungssystem eine zentrale Rolle . 
zugewiesen zu bekommen. Besonders der Präsident der Akademie, Johannes Stroux 
der, wie bereits gezeigt worden ist, auch beim Versuch einer Umgestaltung der UAI 1940 
eine entscheidende Rolle gespielt hatte, brachte sich als Verhandlungpartner der SMAD 
in Position und verfolgte die Interessen der Akademie. Dabei ging es vor allem um die 
Unterstellung der in Berlin befindlichen Institute der Kaiser Wilhelm Gesellschaft unter 
die Obhut der Akademie. Mit der feierlichen Wiedereröffnung der Akademie als 
„Deutsche Akademie der Wissenschaften zu Berlin“ (DAW)  im Juli 1946 wurden die 
verwaisten Berliner Institute der KWG vorläufig der DAW unterstellt.123 Das war auch 
durch das Scheitern einer Wiederrichtung der  Berliner Verwaltung der KWG durch 
Robert Havemann begründet.124 Weiter untermauert wurde die zentrale Stellung der 
Berliner Akademie mit der Kulturverordnung der deutschen Wirtschaftskommission, 
welche die Regierungsaufgaben innerhalb der SBZ wahrnahm und ab 1948 auch das 
Recht hatte, Verordnungen zu erlassen. In der Kulturverordnung vom 31. März 1949 
heißt es: 
 „Mit Rücksicht auf die besonders große Bedeutung der Wissenschaft für die 
 weitere Entwicklung der deutschen Friedenswirtschaft wird die Deutsche 
 Akademie der Wissenschaften zu einem leistungsfähigen Zentrum für die 
 Forschungsarbeit umgestaltet.“125 
Noch vor der offiziellen Gründung der DDR im Oktober 1949 hatte die Berliner Akademie 
unter dem Schirm der sowjetischen Besatzung viele der Ziele erreicht, die sie  seit 
Jahrzehnten beharrlich, aber erfolglos verfolgt hatte. Ihr wurde ein zentraler Platz in der 
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außeruniversitären Forschung zugewiesen. Das wurde auch in den Ressourcen deutlich, 
die der DAW nun zur Verfügung standen. Die Akademie verfügte über großzügige 
Möglichkeiten zur Forschung in 20 Instituten und weiteren sieben Forschungs- oder 
Arbeitsstellen sowie 16 Unternehmungen oder Kommissionen. Darüber hinaus wurde 
der Ausbau der Akademiebibliothek vorangetrieben und ein Akademieverlag neu 
gegründet, der zwei Zeitschriften, die „Deutsche Literaturzeitung“ und „Forschungen und 
Fortschritte“, herausgab.126 
Im April 1949 erfolgte eine Umstrukturierung der DAW.  Die Klassen wurden von zwei auf 
sechs erweitert. Diesen Klassen wurden die Forschungsinstitute unterstellt. Die zentrale 
Rolle der DAW in der außeruniversitären Forschung ging mit zunehmendem politischen 
Einfluss der SED einher. Das hängt auch mit der Neuorganisation der Akademie 
zusammen. Auf die organisatorische Umgestaltung von zwei auf sechs Klassen, im April 
1949, folgte eine Zuwahl von 27 Mitgliedern.127 Im Sommer 1949 wurden nochmals 27 
neue Mitglieder zugewählt. Diese wurden nun gemäß der neuen, zentralen Stellung der 
DAW auch nach dem Kriterium „Erfüllung der staatlichen Pflichten“, womit eine SED- 
Mitgliedschaft gemeint war, gewählt. Das alles trug dazu bei, dass sich die Struktur der 
DAW bereits bei der Gründung der DDR zu wandeln begonnen hatte. Die DAW war von 
einer gesamtdeutschen zu einer dominant ostdeutschen und Berliner Institution 
geworden. Außerdem stieg der Anteil sogenannter „fortschrittlicher Wissenschafter“, die 
ihre Forschungen von einem marxistischen Standpunkt aus betrieben oder bereits 
Mitglieder in der SED waren.128  
Die wissenschaftspolitische Lenkung und damit der Druck politischer Organe auf die 
DAW verstärkte sich mit der Staatsgründung der DDR weiter. Damit ging die Gründung 
staatlicher Stellen einher, die Wirtschaft und Gesellschaft steuern sollten. Dabei wurde 
der Wissenschaft eine zentrale Rolle in der neuen Gesellschaft zugewiesen. Sie sollte 
den Wissensbestand zur Lösung politischer und wirtschaftlicher Probleme einerseits 
sowie eine Interpretation der Gesellschaft in Vergangenheit und Gegenwart andererseits 
liefern,  die dem Aufbau einer neuen sozialistischen Gesellschaft dienlich sein sollten.129 
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Sichtbar wurde der neue politische Einfluss auch durch den Austritt oder die Abreise 
vieler Mitglieder der ehemaligen PAW. Zwischen 1945 und 1952 verließen 15 Mitglieder 
der Berliner Akademie die Ostzone um im Westen Deutschlands zu forschen. Alleine 
zwischen 1950 und 1952 erklärten zehn Mitglieder ihren Austritt aus der DAW. Diese 
Mitglieder wurden im Februar 1953 durch die Zuwahl weiterer 28 Mitglieder ersetzt, und 
der politische Einfluss der SED innerhalb der Akademie wurde dadurch weiter gestärkt.  
2.) Die Sächsische Akademie der Wissenschaften in Leipzig 
 
Die Geschichte der Sächsischen Akademie der Wissenschaften ist eng mit der 
Neuorganisation der Akademien in der Ostzone nach 1945 verknüpft. Ihre Geschichte 
vor 1945 war, wie die Geschichte der anderen Akademien, von der föderalistischen 
Struktur der Forschung in Deutschland geprägt. Nach der Wiedereröffnung der 
Sächsischen Akademie der Wissenschaften in Leipzig im Juli 1948 wurde sie 
schrittweise in die zentralisierte Organisation von außeruniversitärer Forschung 
integriert.  
Die Wiedereröffnung der Akademie in Leipzig wurde am 8. Dezember 1948 mit einem 
Festakt im Leipziger Schauspielhaus begangen. In der weiteren Folge war die Akademie 
durch die Reformen in der neu gegründeten DDR betroffen. Nachdem die zweite 
Parteikonferenz der SED im Juli 1952 den „Aufbau des Sozialismus“ und damit die 
Eliminierung der föderalen, nach Ländern gegliederten Struktur in der DDR beschloss, 
entfiel die Finanzierung der Leipziger Akademie durch das Land Sachsen. Es folgte ab 
1952 eine vierjährige Zuordnung der Leipziger Akademie zur DAW.130 1956 erhielt die 
Leipziger Akademie ein neues Statut, infolge dessen sie direkt dem DDR-Ministerrat 
unterstellt wurde.131  
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iii.) Gründe, die eine Zusammenarbeit aus Sicht der ostdeutschen 
Akademien begünstigten 
 
Für die DAW, die in der DDR die wichtigste Stellung in der außeruniversitären Forschung 
einnahm, gab es zwei wesentliche Faktoren, die für eine Zusammenarbeit mit den 
anderen deutschsprachigen Akademien ab 1956 sprachen. Das war erstens eine 
strukturelle Veränderung, die in einer Konzentration von geistes- und 
gesellschaftswissenschaftlicher Forschung in der Akademie bestand. Einen zweiten 
Grund sehe ich im Bestreben der DAW, die wichtigste unter den deutschsprachigen 
Akademien zu sein, das sich mit grundlegenden Zielen der DDR-Wissenschaftspolitik 
deckte. Dies kann hier nur als Hypothese verbleiben, weil eine eingehende Suche in 
Berliner Archiven zur eindeutigen Klärung der Frage notwendig wäre. Ich werde jedoch 
einige Anhaltspunkte für diese Hypothese nennen.  
Die Bedeutung der DAW in der außeruniversitären Forschung war, verglichen mit der 
Rolle, die sie vor 1945 gespielt hatte, beträchtlich gewachsen. Trotzdem waren die 
Forschungsinstitute nach wie vor der Gelehrtengesellschaft zur Leitung unterstellt.132 
Diese Form der Organisation von Wissenschaft wurde von maßgeblichen politischen 
Stellen in der DDR sowie von vielen NaturwissenschafterInnen als nicht mehr zeitgemäß 
empfunden.133 Die NaturwissenschafterInnen hatten bereits zu Beginn der 
Umstrukturierung der DAW zur zentralen außeruniversitären Forschungsinstitution eine 
stärker am traditionellen Modell der KWI- Institute orientierte Organisation bevorzugt. 
Dieses Modell, bei dem Institute mit großzügiger Finanzierung rund um eine 
herausragende wissenschaftliche Persönlichkeit errichtet wurden, erlaubte Forschung 
ohne die Kontrolle durch und Auseinandersetzung mit einer Gelehrtengesellschaft. 
Schließlich kam es 1956 zur Bildung einer „Leibniz Gesellschaft zur Förderung von 
Naturwissenschaft und Technik“, die ein Jahr später, im Sommer 1957, in der 
„Forschungsgemeinschaft der naturwissenschaftlichen, technischen und medizinischen 
Institute der Deutschen Akademie der Wissenschaften“ aufging. Diese Neugründung 
bedeutete de facto eine Herauslösung der naturwissenschaftlichen und technischen 
Institute aus der Gesamtakademie. Der Akademie wurde keinerlei 
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Entscheidungskompetenz über die neu entstandene Forschungsgemeinschaft 
eingeräumt.134 
Da der Schwerpunkt der DAW vor 1956/57, gemäß den Prämissen einer 
gesellschaftlichen Nutzbarkeit von Forschung in der DDR,  eindeutig auf den Natur- und 
technischen Wissenschaften lag, blieb die DAW nach deren Herauslösung als 
sogenannte „Restakademie“ zurück. In dieser Restakademie wurde die 
Forschungstätigkeit von Geistes- und Gesellschaftswissenschaften dominiert. Die DAW 
war zu einer Art „KWG der Geisteswissenschaften“135 geworden. Dabei verfügte die 
„Berliner Restakademie“ noch immer über ein beträchtliches Budget für Forschungen in 
den Gesellschaft- und Geisteswissenschaften. Nötzoldt schätzt das Budget der DAW für 
geistes- und gesellschaftswissenschaftliche Forschung auf das Dreifache des Etats aller 
westdeutschen Wissenschaftsakademien.136 
Diese Rückführung der DAW auf geisteswissenschaftliche Forschung begünstigte die 
Zusammenarbeit mit den anderen deutschsprachigen Akademien, die ebenfalls 
hauptsächlich mit geisteswissenschaftlicher Forschung betraut waren. Während Nötzoldt 
in seiner Geschichte der DAW nur von einer Diskussion zur Wiederbelebung des Kartells 
spricht137, behaupte ich, dass diese Wiederbelebung nicht nur zur Diskussion stand, 
sondern de facto durch die sogenannten Arbeitsbesprechungen der Präsidenten auch 
erfolgte. Diese Behauptung wird durch die Kontinuität der Projekte und Themen der 
Arbeitsbesprechungen zu denen des Kartells gestützt. Die Zusammenarbeit wurde 
dadurch begünstigt, dass die DAW in dieser kurzen Phase ihr Hauptaugenmerk auf 
geisteswissenschaftliche Projekte legte, was zu vielen Anknüpfungspunkten mit den 
westdeutschen und der österreichischen Akademie führte. 
Bezüglich des Strebens der Berliner Akademie nach einer Vormachtstellung unter den 
deutschsprachigen Akademien ist zuerst auf die Geschichte dieser Idee zu verweisen. 
Die Berliner Akademie hatte diesbezüglich bereits eine Reihe von Versuchen 
unternommen. Zu verweisen wäre etwa auf die Gründungsgeschichte des Kartells und 
die unterschiedlichen Motivationen in Wien und Berlin, die bereits dieses 
Vormachtstreben ausdrückten. Zum Höhepunkt wurde diese Frage während der Zeit des 
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Nationalsozialismus getrieben. Peter Nötzoldt hat anschaulich beschrieben, wie die PAW 
die Zentralisierungspolitik der NS-Wissenschaft aufnahm und versuchte, sich gegenüber 
den anderen kartellierten Akademien diesbezüglich durchzusetzen, beziehungsweise 
selbst zur „Reichsakademie der Deutschen Wissenschaft“ zu werden.138  
Eine ähnliche Konstellation kann für die DDR vermutet werden. Es entsprach dem 
Wunsch  der politischen Entscheidungsträger in Ostberlin die DDR als „besseres 
Deutschland“, vor allem auf dem Gebiet der Wissenschaften, zu positionieren. Diese 
Idee kam im Ausbau der DAW nach 1945 zum Ausdruck. Um auf dem Gebiet der 
Wissenschaftsakademien eine Vormachtstellung der DAW herzustellen, musste sie mit 
den anderen Akademien kooperieren. Tatsächlich gab es bereits 1955 einen Beschluss 
der Fachkommission der SED an der Akademie, der Wolfgang Steinitz mit der 
Zusammenarbeit im gesellschaftswissenschaftlichen Sektor beauftragte.139 Diese 
Zusammenarbeit diente auch dazu, die Existenz von gesellschaftswissenschaftlicher 
Forschung zu rechtfertigen. Besonders nach dem Herauslösen der 
naturwissenschaftlichen und technischen Forschung war der Verweis auf den 
gesamtdeutschen Charakter gesellschaftswissenschaftlicher Forschung ein wichtiges 
Argument von WissenschafterInnen an der DAW gegenüber den SED 
Wissenschaftsfunktionären, im Besonderen der ZK Abteilung Wissenschaft.140 
Im Rahmen dieser Zusammenarbeit wurde von den Vertretern der DAW in den 
Arbeitsbesprechungen tatsächlich einiges erreicht, was mit den Vorstellungen der SED 
konform ging. Durch die Zusammenarbeit der Akademien ergab sich die Möglichkeit, auf 
internationaler Ebene präsent zu sein. Die Vertretung der deutschen 
Wissenschaftsakademien in der UAI, an der, wie noch zu zeigen sein wird, DAW-
Vertreter beteiligt waren, wurde von Seiten der Staatsführung in der DDR sicherlich 
gerne gesehen. Das war zum einen durch die Nicht-Anerkennung der DDR durch 
praktisch alle westlichen Staaten bedingt, zum anderen entsprach es der offiziell 
propagierten Politik einer Konföderation der beiden deutschen Staaten, welche die SED 
seit 1957 verfolgte.141 
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c.) Die westlichen Besatzungszonen und die Anfänge der BRD 
i.) Politische Rahmenbedingungen für außeruniversitäre Forschung in 
den Westzonen/BRD nach 1945 
 
Für die westlichen Besatzungszonen bedeutete die unmittelbare Nachkriegszeit ebenso 
wie in der Ostzone auf den ersten Blick einen Einschnitt und Umbruch. Viele 
Forschungseinrichtungen waren zerstört, viele WissenschafterInnen mit 
nationalsozialistischem Hintergrund wurden entlassen. Von 13360 ProfessorInnen und 
DozentInnen hatten von 1932 bis 1949/1950 nur etwa 15 % einen kontinuierlichen 
Karriereverlauf und eine „durchgehende akademische Laufbahn“. Unterbrechungen 
waren dabei entweder durch eine Entlassung aus rassistischen oder politischen 
Gründen in der Zeit des Nationalsozialismus, oder auf Grund der 
Entnazifizierungsmaßnahmen nach der NS-Herrschaft zu verzeichnen.142 Dieses Bild 
eines drastischen Umbruchs wurde freilich in der jüngeren Literatur, sowohl was die 
personelle als auch inhaltliche Kontinuität zum Nationalsozialismus betrifft in Frage 
gestellt.143. Die Entnazifizierungsbemühungen traten mit zunehmender zeitlicher Distanz 
zu 1945 und mit dem Beginn des Kalten Krieges in den Hintergrund, sodass die 
Vertreibung von Wissenschaftern aus politischen oder rassistischen Gründen ab 1933 
weit schwerer wiegt.  
Ein besonders brisantes Kapitel, das in der Literatur umfangreiche Beachtung gefunden 
hat und ebenfalls einen wichtigen Bruch für die Forschung in den westlichen 
Besatzungszonen darstellte, war das Bemühen westlicher Alliierter, deutsche 
ForscherInnen und TechnikerInnen, vor allem im Bereich der Raketen-, Luftfahrts- und 
Nuklearforschung außer Landes zu bringen.144 Darin ist eine Parallele zum Vorgehen der 
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Sowjetunion in der SBZ zu sehen.145 Die Maßnahmen wurden zum einen damit 
begründet, dass Deutschland in absehbarer Zukunft nicht mehr über die Mittel verfügen 
sollte, die internationale Friedensordnung zu stören. Ausdruck dieser Bemühungen war 
etwa das „Gesetz Nr. 25 - Gesetz zur Regelung und Überwachung 
naturwissenschaftlicher Forschung vom 7. Mai 1946“.146 Ein anderes Motiv der 
Westalliierten war es, die ForscherInnen und TechnikerInnen dem Zugriff der 
Sowjetunion zu entziehen. Das wohl bekannteste Beispiel hierfür war die Alsos 
Operation, in deren Rahmen einige der prominentesten deutschen Kernforscher für 
mehrere Monate in Farm Hall, Großbritannien, interniert und abgehört wurden. In 
weiterer Folge ging vor allem die britische Besatzung dazu über, deutsche 
WissenschafterInnen vertraglich zu einer Zusammenarbeit mit den alliierten 
Regierungen zu verpflichten. Bis Sommer 1946 hatten über 100 deutsche 
WissenschafterInnen eine solche vertragliche Vereinbarung mit der britischen Regierung 
getroffen.147 
Bezüglich der verschiedenen Forschungsförderungsinstanzen traten unmittelbar nach 
1945, bis etwa 1948, für eine gewisse Zeit die Landesverwaltungen in der Westzone auf 
den Plan. Durch die Dezentralisierungspolitik der Alliierten konnten die Länder kurzfristig 
Zeitspanne eine große Bedeutung bei der Genehmigung von Forschungsgeldern 
erreichen.148 Diese Phase fand mit der Neugründung von überregionalen 
Forschungseinrichtungen und Förderstellen ab 1948 ein Ende. Am 26. Februar 1948 
wurde in Göttingen die Max Planck Gesellschaft als Nachfolgeorganisation der Kaiser-
Wilhelm-Gesellschaft gegründet. Dem  waren langwierige Verhandlungen und 
Interventionen des Generalsekretärs der KWG, Ernst Telschow vorausgegangen. Dabei 
war das Fortbestehen der KWG 1945 höchst unklar, hatten doch etliche Institute direkt 
der Kriegsmaschinerie des NS-Staates zugearbeitet.149 Eine Gründung auf 
gesamtdeutscher Ebene kam durch die Bemühungen der Generalverwaltung in 
Göttingen unter Ernst Telschow, der die marxistisch gesinnten Wissenschafter, die sich 
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hauptsächlich in der SBZ befanden aus politischen Gründen ausschließen wollte, sowie 
durch die Umstrukturierungen der Forschungsinstitutionen in der Ostzone nicht zu 
Stande. 
Der neugegründeten MPG standen die 1949 gegründete Deutsche 
Forschungsgemeinschaft (DFG), und die im März 1949 neu gegründete Fraunhofer 
Gesellschaft als außeruniversitäre Forschungs- und Forschungsförderungsinstitutionen 
zur Seite. Vor allem die Max Planck und die Fraunhofer Gesellschaft sollten sich in der 
Westzone zu den wichtigen Institutionen für außeruniversitäre Forschung entwickeln. Die 
Akademien blieben, bedingt durch die vielfältigen anderen 
Forschungsträgereinrichtungen, hauptsächlich als Gelehrtengesellschaften bestehen. 
Forschung fand in den Akademien vorwiegend in den Geisteswissenschaften statt. 
Hier einen kurzen Abriss der Geschichte jener Akademien in Westdeutschland nach 
1945 zu geben, die an den Arbeitsbesprechungen beteiligt waren, ist nicht möglich. Ein 
Problem ergibt sich aus der eher dürftigen Literatur über die Geschichte der 
westdeutschen Akademien von 1945 bis 1956. Zu verweisen ist jedenfalls auf die 
Bearbeitung der Geschichte der Akademien in Göttingen, Heidelberg und München im 
Nationalsozialismus.150 Die Heidelberger Akademie hat anlässlich ihres 100-jährigen 
Gründungsjubiläums 2008 eine Publikation zu ihrer Geschichte vorgelegt, die zeitlich 
über das NS-Regime hinausgeht, allerdings nur die Antrittsreden ihrer Präsidenten 
berücksichtigt.151 Zur Geschichte der Münchner Akademie nach 1945 ist kürzlich eine 
Publikation basierend auf den Tagebuchaufzeichnungen Albert Rehms erschienen.152 
Eine systematische Darstellung der Geschichte der Wissenschaftsakademien nach 1945 
und deren Einbettung in die allgemeine Wissenschaftsgeschichte nach 1945 fehlt bisher. 
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ii.) Gründe für eine Zusammenarbeit der deutschsprachigen Akademien 
nach 1945, aus Sicht der Akademien in der BRD 
 
Die Motivation für die Wissenschaftsakademien in der BRD nach 1945 erneut eine 
Kooperation mit den anderen deutschsprachigen Akademien einzugehen, ist an Hand 
der bearbeiteten Akten und der Literatur nur schwer zu klären. Meines Erachtens 
sprachen zwei wesentliche Gründe für die Wiederaufnahme von Beziehungen zu den 
anderen deutschsprachigen Wissenschaftsakademien. Zum ersten befanden sich die 
Wissenschaftsakademien innerhalb der Organisation der außeruniversitären Forschung 
der BRD in einer peripheren Lage. Das führte dazu, dass die Akademien versuchten, 
neue Forschungsprojekte über die Kooperation mit anderen Akademien an Land zu 
ziehen. Die Max Planck Gesellschaft und oder die Fraunhofer Gesellschaft forschten 
hauptsächlich im Bereich der Natur- und Technikwissenschaften. Das führte in den 
Akademien zu einer Konzentration auf geisteswissenschaftliche Forschung und 
begünstigte eine Zusammenarbeit mit anderen deutschsprachigen 
Wissenschaftsakademien. 
Peter Nötzoldt hat darauf hingewiesen, dass die deutschen Akademien seit dem Beginn 
des 20. Jahrhunderts zunehmend in Konkurrenz zu anderen außeruniversitären 
Forschungseinrichtungen gerieten und dabei einen kontinuierlichen Bedeutungsverlust 
hinnehmen mussten. Dieses Problem war für die Akademien in der BRD in den Jahren 
der Wiederaufnahme einer kartellähnlichen Zusammenarbeit, ab 1956, besonders akut. 
Die deutsche außeruniversitäre Forschung und deren Förderung hatten sich in den 
westlichen Besatzungszonen und in der BRD seit 1949 deutlich anders entwickelt als 
jene der späteren DDR. Die zentrale Rolle nahmen hier die Max Planck Gesellschaft 
(MPG) als Nachfolgeorganisation der KWG sowie die Deutsche 
Forschungsgemeinschaft (DFG) ein. Die Akademien führten ein Schattendasein, sie 
waren auf ihre traditionelle Rolle als Gelehrtengesellschaften beschränkt.  
Das wurde beispielsweise bei der Gründung des Wissenschaftsrates der BRD deutlich, 
der sich im Februar 1958 konstituierte.153 Die Diskussion über den Wissenschaftsrat 
wurde seit dem Frühjahr 1956 geführt. Spätestens mit dem programmatischem Artikel 
von Gerhard Hess, „Ein langfristiger Plan für die Wissenschaft“, der am 5. Juli 1956 in 
                                               
153
 Olaf Bartz: Der Wissenschaftsrat. Entwicklungslinien der Wissenschaftspolitik in der 
Bundesrepublik Deutschland 1957 - 2007. (Stuttgart 2007) 45 
63 
der Frankfurter Allgemeinen Zeitung erschien, wurde diese Diskussion auch in die 
Öffentlichkeit getragen. Die  Gründungsgeschichte des Wissenschaftsrates ist durch ein 
komplexes Zusammenspiel verschiedener Institutionen gekennzeichnet.154 Auffällig ist, 
dass die Akademien dabei nie als Vertreterinnen der Wissenschaftsgemeinde 
angesehen wurden, wie es ihrem Selbstverständnis entsprach. Die in der Öffentlichkeit 
legitimierten VertreterInnen der Wissenschaft, die schließlich Teil des Wissenschaftsrates 
wurden, nominierten MPG, DFG und die Westdeutsche Rektorenkonferenz (WRK). 
Da die Diskussion eine breite öffentliche Resonanz hatte und sowohl zwischen Bund und 
Ländern als auch verschiedenen Wissenschaftsakteuren in der BRD intensiv und 
öffentlich geführt wurde, ging sie an den Präsidenten der Akademien nicht vorbei. Das 
beweist etwa das rege Interesse auch der westdeutschen Akademievertreter an der 
Diskussion um die Stellung der Akademien in der außeruniversitären Forschung.155 Dass 
dies für die Wiederaufnahme regelmäßiger Kontakte zu den anderen deutschsprachigen 
Akademien eine gewichtige Rolle gespielt hat, um die Bedeutung der eigenen 
Institutionen aufzuwerten, ist wahrscheinlich. Auf diese Art konnte man versuchen wieder 
größere Projekte zu verfolgen und insgesamt an Bedeutung in der nationalen Forschung 
zu gewinnen. Das würde eine Analogie zur Gründungsgeschichte des Kartells insgesamt 
darstellen. 
Verstärkt wurde all dies alles durch die geisteswissenschaftliche Ausrichtung der 
Forschung in den Akademien der BRD. Nachdem naturwissenschaftliche und technische 
Forschung hauptsächlich in den Instituten der Max Planck Gesellschaft oder in der 
Fraunhofer Gesellschaft durchgeführt wurde, waren die Akademien zunehmend auf 
geisteswissenschaftliche Forschung reduziert. Das stellte eine Parallele und ein 
verbindendes Glied zu Akademien der DDR und der ÖAW dar.  
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d.) Das Verhältnis von Wissenschaftern aus Österreich, der West- 
und der Ostzone Deutschlands zueinander 
 
Für das Verhältnis der Wissenschafter aus Österreich sowie der West- und der Ostzone 
Deutschlands, ab 1949 DDR und BRD, zueinander gibt es in der Literatur einige 
Anhaltspunkte. Dabei wird einhellig von einer relativen Durchlässigkeit zwischen den 
beiden deutschen Staaten bis etwa 1957 ausgegangen. So wurden noch im ersten 
Quartal 1957 nur 0,1 % der Anträge auf Westreisen in der DDR abgelehnt.156 
Durchgehend wird davon ausgegangen, dass der Austausch der WissenschafterInnen 
unmittelbar nach 1945 ebenfalls kaum gestört war. Die „Einheit der deutschen 
Wissenschaft“ war in beiden deutschen Staaten ein viel gebrauchtes Schlagwort.157 Sie 
existierte, obwohl sie politisch in immer weitere Ferne rückte, auch noch in den Köpfen 
vieler österreichischer WissenschafterInnen. Berufungen von Universitätsprofessoren 
zwischen den beiden deutschen Staaten waren ebenfalls keine Seltenheit, auch wenn 
Berufungen von Ost nach West deutlich häufiger waren als umgekehrt.158 Ein wichtiger 
Faktor für die Kontinuität einer „gesamtdeutschen Wissenschaft“ war die  
 „Aktivität der zahlreichen wissenschaftlichen Gesellschaften, die zum großen Teil 
 noch gesamtdeutschen Charakter hatten und deren Mitglieder in beiden 
 deutschen Staaten aktiv waren. Sie bildeten den wichtigsten 
 organisatorischen Rahmen gesamtdeutscher Wissenschaftskontakte, da 
 staatliche Institutionen hierfür nicht zur Verfügung standen.“159 
Ebensolche Institutionen waren beispielsweise die Akademien der Wissenschaften. Sie 
waren durch ihre weitgehende Autonomie und ihre Eigenschaft als Gelehrtengesellschaft 
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Orte, an denen WissenschafterInnen aus Ost und West gleichermaßen Mitglieder waren 
und somit Orte der Begegnung zwischen ostdeutschen und westdeutschen sowie 
österreichischen WissenschafterInnen. 
Dennoch waren die Beziehungen auch in den Akademien der Wissenschaften nicht nur 
von Harmonie, sondern zunehmend von Spannungen geprägt. Ein Beleg dafür ist etwa 
der weitgehende Boykott des 250-Jahr Jubiläums der Berliner Akademie im Juli 1950 
durch westdeutsche Akademiemitglieder der DAW.160 Im Gegensatz dazu, entsandte die 
ÖAW eine große Delegation nach Berlin.161 
Ob es zwischen 1945 und 1956 auch eine koordinierte Zusammenarbeit der 
deutschsprachigen Akademien gab, ist an Hand der Literatur nicht genau zu verfolgen.In 
der Literatur findet sich der Hinweis, dass es bereits seit Herbst 1946 wieder zu Treffen 
der Präsidenten der Akademien gekommen sei.162 Die Frage wer an diesen Treffen 
genau teilnahm kann weder an Hand der Literatur noch an Hand der Quellenbestände in 
der ÖAW geklärt werden. Es muss aus dem Fehlen solcher Informationen im Archiv der 
ÖAW darauf geschlossen werden, dass zumindest die Wiener Akademien bis 1956 an 
solchen Treffen nicht beteiligt war. Es findet sich in der Literatur außerdem ein Hinweis 
auf einen Versuch der Akademie in Leipzig im Jahr 1951, das Kartell der Akademien 
wiederzubeleben.163 Es wäre möglich, dass die Leipziger Akademie vor 1951 nicht zu 
den Arbeitsbesprechungen eingeladen war, und diese nur von den Akademien in Berlin, 
Göttingen, Heidelberg und München abgehalten wurden. Das würde die Leipziger 
Initiative von 1951 erklären. 
Auf der Homepage der heutigen Union der Akademien ist zu erfahren, dass die 
deutschen Akademien sich unmittelbar nach dem zweiten Weltkrieg in der 
Arbeitsgemeinschaft der deutschen Akademien der Wissenschaften zusammenfanden, 
die 1967 in „Konferenz der deutschen Akademien der Wissenschaften“ umbenannt 
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wurde.164 Der heutige Name, „Union der deutschen Akademien der Wissenschaften“ 
stammt aus dem Jahr 1999. Interessanterweise beruft sich die Union auf eine nahtlose 
Zusammenarbeit der deutschsprachigen Akademien seit 1893, die zumindest während 
der Teilung Deutschlands nur eher informell im Rahmen der nun zu erörternden 
Arbeitsbesprechungen existierte.  
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4.) Die Arbeitsbesprechungen der Präsidenten von 
1956 bis 1964 
 
a.) Kurze Zusammenfassung der verschiedenen Treffen  
 
Zu erneuten Versuchen einer gesamtdeutschen Zusammenarbeit kam es 1955.165 Die 
westdeutsche Arbeitsgemeinschaft der Akademien sollte um Leipzig und Berlin erweitert 
werden, wogegen jedoch Göttingen Einwände anmeldete. Damit scheiterte auch diese 
Initiative.166 Der Anstoß zu den Arbeitsbesprechungen, die tatsächlich mit Beteiligung von 
Wien und beiden Akademien in der DDR abgehalten werden sollten, erfolgte schließlich 
mit einem Brief des Präsidenten der Heidelberger Akademie Hans Kienle167. In diesem 
Brief heißt es: 
 „Gemäss der im Dezember 1955 in München getroffenen Verabredung wollen 
 sich die Vertreter der Akademien bei Gelegenheit der Jahresfeier der 
 Österreichischen Akademie der Wissenschaften in Wien am 16. Mai 1956 zu 
 einer informellen Arbeitsbesprechung treffen. Der Präsident der Österreichischen 
 Akademie der  Wissenschaften hat freundlicher Weise für den Nachmittag des 
 16. Mai einen Raum im Gebäude der Akademie zur Verfügung gestellt.“168 
In einer Antwort des Präsidenten der ÖAW, Richard Meister, vom 7. Mai 1956 heißt es:  
 „Ich danke Ihnen bestens für die freundliche Einladung der Österreichischen 
 Akademie der Wissenschaften zu der informellen Arbeitsbesprechung am 16. Mai 
 1956. Es wird mich sehr freuen, die Herren Vertreter der Akademien Berlin, 
 Göttingen, Heidelberg, Leipzig und München in unserer Akademie zu begrüßen.“  
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Und weiter 
 „Ich bitte Sie, der Kanzlei der Akademie Ihre Wohnungsadresse in Wien 
 bekanntzugeben. Für den Fall, daß Sie mit den Vertretern der anderen 
 Akademien in Wien Fühlung nehmen wollen, teile ich Ihnen deren Adressen mit: 
 Prof. STEINITZ (Berlin) und Prof. FRINGS (Leipzig), beide im Hotel ASTORIA, 
 Wien I., Kärntner Straße 32, Prof. BAETHGEN (München) Hotel Altenburgerhof, 
 Wien I. Walfischgasse 5, Prof. KLEIN (Göttingen), Wien I. . Fleischmarkt 24 Hotel 
 Post.“ 
Eine gewisse Vermittlertätigkeit der ÖAW zwischen den deutschen Wissenschaftern aus 
DDR und BRD ist auf Grund dieser genauen Angaben nicht von der Hand zu weisen. In 
den folgenden Jahren gab es solche Treffen zumindest ein Mal jährlich. Daran nahmen 
jeweils die Präsidenten der Akademien oder, wenn diese verhindert waren, von ihnen 
bevollmächtigte Vertreter teil. Es kam auch vor, dass mehrere Repräsentanten von 
einzelnen Akademien bei den Treffen anwesend waren, insbesondere dann, wenn die 
Arbeitsbesprechung in der eigenen Akademie stattfand. Waren zu Anfang nur die 
Akademien eingeladen, die bereits seit 1911 dem Kartell angehört hatten, stießen ab der 
vierten Arbeitsbesprechung in Göttingen, 1958,  auch Vertreter der Mainzer Akademie 
hinzu. Ende 1962 wurde von Seiten des Präsidenten der ÖAW Richard  Meister daran 
gedacht, auch die Akademie der Naturforscher in Halle (Leopoldina) zu den 
Arbeitsbesprechungen einzuladen.169 Zu einer Zusammenarbeit mit Vertretern der 
Leopoldina im Rahmen der Arbeitsbesprechungen kam es jedoch auf Grund des 
unmittelbar darauf folgenden Endes dieser Besprechungen nicht mehr.  
Die Orte der Arbeitsbesprechungen wechselten, wie aus der Tabelle ersichtlich wird, 
wobei außer der Leipziger und der ab dem 4. Arbeitstreffen vom 8. November 1958 in 
Göttingen teilnehmenden Mainzer Akademie alle beteiligten Akademien zumindest 
einmal die Arbeitsbesprechungen der Präsidenten zu Gast hatten. Hier sind nur jene 
Arbeitsbesprechungen aufgeführt, an denen Vertreter der Akademien aus BRD, DDR 
und Österreich teilnahmen. Es kam nebenher zu Treffen der westdeutschen Akademien, 
etwa am 1. März 1962 in Mainz oder am 29. November 1963 in München, zu denen 
Vertreter der ÖAW eingeladen waren.  
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16. Mai 1956 Wien 
30. November 1956 München 
5. Juli 1957 Berlin 
8. November 1958 Göttingen 
22. Mai 1959 Heidelberg 
23. November 1959 München 
31. Mai 1960 Wien 
30. Mai 1961 Wien (informelle Vorbesprechung) 
7. Juli 1961 Berlin 
23. Mai 1962 Wien 
3. Juni 1964 Wien 
170 
 
b.) Die Beteiligten 
i.) Richard Meister (Wien) 
 
Die treibende Kraft hinter den Arbeitsbesprechungen innerhalb der ÖAW war Richard 
Meister. Meister. Geboren am 5. Februar 1881 in Znaim, Mähren, studierte Meister an 
der Universität Wien Vergleichende Sprachwissenschaft, Klassische Philologie und 
Philosophie. Bis 1918 war er Gymnasialprofessor in Wien und wurde 1920 als 
außerordentlicher Professor nach Graz berufen, worauf eine außerordentliche Professur 
in Wien und schließlich 1923 seine Berufung als Professor für Pädagogik an der 
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Universität Wien folgten. Meister galt an der Universität als großdeutsch, antisemitisch 
und antimarxistisch gesinnt.171 Während der Zeit des Ständestaates war er als Vertreter 
der Wissenschaften Mitglied im pseudoparlamentarischen Bundeskulturrat. Zur selben 
Zeit war er Mitglied im Deutschen Club, der als Sammelbecken für illegale 
Nationalsozialisten, vor allem aus dem akademischen Milieu, galt. Das prominenteste 
Mitglied des Clubs war Arthur Seyss-Inquart. 
Wilhelm Bauer schrieb am 15. Jänner 1939 über den Deutschen Club, dieser sei, „in der 
Systemzeit … noch immer (das) unauffälligste Asyl“ gewesen, in welchem „ständig die 
Amtswalter der Partei (tagten),…. die Zusammenkünfte der nationalsozialistischen Ärzte, 
der nationalsozialistischen Rechtswahrer statt(fanden)“ und „ für die Opfer des Systems 
gesammelt“ wurde.172 
Weil er sich im Austrofaschismus oftmals für illegale Nationalsozialisten eingesetzt hatte 
und wegen seiner politischen Einstellung im allgemeinen wurde Meister von den 
Nationalsozialisten als „politisch unbedenklich“ eingestuft. In der Folge wurde er als 
Anhänger des Ständestaates nach der Machtergreifung der Nationalsozialisten in 
Österreich zwar von seiner Professur für Pädagogik abberufen, blieb jedoch ordentlicher 
Professor für klassische Philologie an der Universität Wien.173 Während der NS 
Herrschaft wurde Meister nicht Parteimitglied der NSDAP, war jedoch Mitglied in 
zahlreichen nationalsozialistischen Vorfeldorganisationen und Verbänden. Noch vor der 
Befreiung Wiens durch die Rote Armee wurde er 1945 Vizerektor der Universität Wien. 
Nach der Befreiung Österreichs von der NS-Herrschaft erhielt er 1945 seine Professur 
für „Pädagogik und Kulturphilosophie“ zurück. In den Jahren 1949/50 war er Rektor der 
Universität Wien.  
Meister war bereits seit 1934 wirkliches Mitglied der Akademie der Wissenschaften. In 
der ersten Sitzung der Akademie nach Kriegsende, am 18. Mai 1945 wurde er zum 
Vizepräsidenten der Akademie gewählt.174 In seiner Rolle als Vizepräsident oblag ihm 
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unter anderem die personelle Neuordnung der Akademie. Dabei war es Praxis, dass die 
Akademiemitgliedschaft von prominenten Nationalsozialisten wie Fritz Knoll175 oder 
Eduard Pernkopf176 nur vorübergehend ruhend gestellt wurde. Beide waren prominente 
Nationalsozialisten, Knoll war Rektor der Universität Wien von 1938 bis 1943, sein 
Nachfolger in diesem Amt war Eduard Pernkopf. Dabei sollte Knoll beispielsweise die 
Interessen der NSDAP an der Universität Wien durchsetzen, was sich zuerst in einem 
numerus clausus für jüdische StudentInnen und bis Ende 1938 in einem völligen 
Aussschluss jüdischer StudentInnen und Lehrender aus rassistischen Gründen 
äußerte.177 Ab 1948 erschienen die ruhenden Mitglieder dann wieder als vollwertig im 
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Almanach auf.178 Nachdem Meister sich hier nach seiner Zeit im Ständestaat ein zweites 
Mal als Patron von NS-Parteigängern betätigt hatte, sollte seine großdeutsche 
Gesinnung während seiner Präsidentschaft der ÖAW, ab 1951, in die 
Arbeitsbesprechungen mit den deutschen Akademiepräsidenten münden.  
In der Person Richard Meisters wird auch die Nähe großdeutscher Vorstellungen in 
Österreich zum Nationalsozialismus offenkundig. Meister kann stellvertretend für einen 
Typus von Universitätsprofessoren stehen, die sich an der Grenze zwischen 
Austrofaschismus und Nationalsozialismus bewegten. Die verbindenden Elemente der 
beiden Weltanschauungen waren etwa Anti-Marxismus und Antisemitismus. 
Großdeutsches Gedankengut war dabei in verschiedensten Schattierungen auch im 
Lager des Austrofaschismus verbreitet, was an Personen wie Richard Meister oder 
Heinrich Ritter von Srbik sichtbar wird, die den Übergang vom Austrofaschismus zum 
Nationalsozialismus vollkommen unbeschadet überstanden.179 Vor allem unter den 
Historikern, aber auch unter vielen anderen Geisteswissenschaftern war großdeutsches 
Gedankengut weit verbreitet. Mit ihren Forschungen bereiteten sie den „geistigen 
Anschluss“ Österreichs an das deutsche Reich vor.  
Dies fand einen Ausdruck etwa in der sogenannten „gesamtdeutschen 
Geschichtsauffassung“, die etwa von allen drei Ordinarien für Geschichte an der 
Universität Wien, Wilhelm Bauer, Heinrich Srbik und Otto Brunner, vertreten wurde. 
Diese Haltung sah in Österreich einen deutschen Staat und war sogar darum bemüht, 
„dem Deutschtum die Werte deutscher Leistung Österreichs ins Bewußtsein zu rufen.“180 
Österreichische Geschichte wurde als eine Reihe deutscher Leistungen in Mitteleuropa 
verstanden. Der deutsche Staat Österreich habe dabei für die Idee eines deutschen 
Reiches in Mitteleuropa gekämpft. Vor allem nach dem Einmarsch der 
Nationalsozialisten im März 1938 wurden die Wissenschafter, die sich der 
gesamtdeutschen Geschichtsauffassung verpflichtet fühlten noch deutlicher, und 
forderten immer unverblümter mehr Lebensraum für das Deutsche Volk im Süden und 
Osten.  
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In der jüngeren Forschung zeichnet sich immer klarer ab, dass die Akademie der 
Wissenschaften, mit der sich die vorliegende Arbeit beschäftigt, ein Hort für solche und 
ähnliche Geisteshaltungen, vor während und nach der NS-Herrschaft in Österreich war. 
Dass die großdeutsche Einstellung Richard Meisters und seine Sympathien für das NS-
Regime zu seinem großen persönlichen Einsatz für eine Zusammenarbeit mit den 
deutschen Wissenschaftsakademien ab 1956 beigetragen haben ist zumindest eine 
plausible Hypothese. Tatsächlich fand Meisters Deutschnationalismus immer wieder 
Ausdruck in seinen Briefen und Formulierungen, was noch zu zeigen sein wird. Richard 
Meister verstarb 1964 in Wien 
ii.) Wolfgang Steinitz (Berlin): 
 
Wolfgang Steinitz war zu Beginn der Arbeitsbesprechungen im Jahr 1956 Vizepräsident 
der DAW in Berlin und am Zustandekommen der Arbeitsbesprechungen von Berliner 
Seite maßgeblich beteiligt. Unter anderem hatte er Vorgespräche für eine 
Wiederaufnahme der Zusammenarbeit in den Jahren 1954 und 1955 mit den Akademien 
in München und Heidelberg geführt.181 Er hatte eine wechselvolle Geschichte hinter sich. 
Steinitz, geboren am 28. Februar 1905 in Breslau, hatte dort und in Berlin Völkerkunde 
sowie finno-ugrische Sprachwissenschaft studiert. Er war 1927 der KPD beigetreten und 
wurde 1933 wegen seiner jüdischen Abstammung von der Universität Berlin entlassen. 
Steinitz emigrierte in die Sowjetunion, aus der er bedingt durch die stalinistischen 
Säuberungen im Jahr 1937 nach Schweden flüchten musste. Nach dem Ende des 
zweiten Weltkrieges kehrte er nach Deutschland zurück und beteiligte sich am Aufbau 
der DDR. Nachdem er 1954 zum Vizepräsidenten der DAW gewählt worden war, hatte er 
dieses Amt bis 1963 inne. Von 1954 bis 1958 war Steinitz auch Mitglied des 
Zentralkomitees der SED, wo er eine eher unsichere Stellung hatte, da er mit vielen 
Parteidissidenten in Verbindung stand und die Linie der Partei oftmals kritisierte.182 
Obgleich sein politischer Hintergrund sich von jenem der westdeutschen und 
österreichischen Vertreter in den Arbeitsbesprechungen diametral unterschied, war 
Steinitz doch ein energischer Verfechter einer gesamtdeutschen 
Wissenschaftszusammenarbeit, die bei ihm allerdings, im Gegensatz zu den 
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österreichischen Vertretern, hauptsächlich eine Zusammenarbeit mit der BRD meinte.183 
Diesen Standpunkt vertrat er etwa auch in den Sitzungen des Zentralkomitees der SED. 
Durch das Manuskript einer Rede im ZK der DDR sind wir über seine diesbezüglichen 
Ansichten, auch in Hinblick auf Treffen mit den anderen deutschsprachigen Akademien 
informiert.  
 „Ich möchte gerne sagen“,meinte Steinitz 1955, „daß wir im vergangenen Jahr in 
 der Überwindung der gröbsten Formen dieses Mißtrauens große Fortschritte 
 gemacht haben und dadurch die auf vielen Gebieten ganz lockere oder kaum 
 existierende gesamtdeutsche wissenschaftliche Zusammenarbeit wesentlich 
 gefördert haben. Das gilt für viele Gebiete, u.a. auch für die Akademie. Auf der 
 Jahrestagung unserer Akademie war der Vizepräsident der Münchner Akademie, 
 mit dem ich über die Erneuerung der Arbeitsgemeinschaft der deutschen 
 Akademien der Wissenschaften sprach; er schrieb mir vor 10 Tagen, daß seine 
 Akademie dem Plan zugestimmt habe und daß er die Angelegenheit nunmehr mit 
 den Akademien in Heidelberg und Göttingen besprechen wolle. Wie ich gestern 
 erfahren habe ist das positiv verlaufen... Aber all das nur wissenschaftliche 
 Zusammenarbeit. Sobald wird zu politischen Dingen kommen, ist zur Zeit auf der 
 Ebene der Organisationen und der offiziellen Positionen völlige Ablehnung“184 
 
Steinitz‘ Stellung im ZK wurde auf Grund anderer Differenzen noch unsicherer. Er galt als 
Gegner einer Herauslösung der Natur- und Technikwissenschaften aus der Akademie, 
wie sie 1956 und 1957 in der DDR versucht wurde.185  Dadurch handelte er sich die 
Gegnerschaft der ZK-Abteilung Wissenschaft sowie der meisten 
NaturwissenschafterInnen innerhalb der Akademie ein. Annette Leo sieht dies sogar als 
Hauptgrund für die Beschattung durch das Ministerium für Staatssicherheit, das Steinitz 
von 1957 bis 1964 unter dem Codenamen „Stein“ überwachte.186 
Steinitz nahm von Seiten der DAW an allen Arbeitsbesprechungen der Präsidenten teil. 
Inwiefern diese Treffen zu einem späteren Zeitpunkt nochmals Thema im Zentralkomitee 
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der SED waren müsste an Hand einer eingehenden Recherche der Akten des ZK in 
Berlin untersucht werden. Steinitz erlag 1967 einem Schlaganfall.  
iii.) Werner Hartke (Berlin) 
 
Werner Hartke war der zweite maßgebliche Vertreter von Seiten der DAW in den 
Arbeitsbesprechungen. Er nahm nach dem Antritt seiner Präsidentschaft 1958 an allen 
Arbeitsbesprechungen teil und war dabei oftmals ein Wortführer in den Konflikten, die 
weiter unten ausgeführt werden. Hartke war 1907 in Eschwege geboren und hatte von 
1925 bis 1931 Klassische Philologie, Archäologie, Sport und Mathematik in Berlin 
studiert. 1932 promovierte er an der Berliner Universität wo er bis 1933 
wissenschaftlicher Mitarbeiter war. 1934 erfolgte ein Wechsel an die Universität 
Königsberg, 1937 sein Eintritt in die NSDAP und 1944 seine Berufung auf eine Professur 
für klassische Philologie in Königsberg. Unmittelbar nach dem Krieg trat Hartke 1945 in 
die KPD ein. Von 1945 bis 1948 war er wissenschaftlicher Assistent an der Universität 
Göttingen, von wo er 1948 als Ordinarius nach Rostock und 1955 an die Humboldt 
Universität wechselte. Dort war er von 1957 bis 1959 auch Rektor. 1955 wurde er 
Mitglied in der DAW und avancierte 1958 zu deren Präsident, was er bis 1968 blieb. Von 
1968 bis 1972 war er Vizepräsident der DAW.187  
Ideologisch scheint er zu den Hardlinern innerhalb des SED-Regimes gezählt zu haben. 
Außerdem war Hartke Informeller Mitarbeiter (IM) des Ministeriums für Staatssicherheit 
unter dem Decknamen „Heide“.  Der bekannte Kommunist und Regimekritiker der DDR, 
der Biochemiker Robert Havemann sagte in einem Gespräch mit dem Spiegel über 
Hartke: 
 „Damals (Anm: im März 1964) war schon der Termin (24. April 1966) für die 
 Plenarsitzung der Akademie der Wissenschaften angesetzt, in der über den 
 Antrag auf "Beendigung" meiner Mitgliedschaft abgestimmt werden sollte. Den 
 Antrag hatte der Präsident der Akademie, Professor Werner Hartke, eingereicht.  
 Werner Hartke war der Sohn des Professors Wilhelm Hartke. Beide waren 
 Altphilologen und Historiker des klassischen Altertums. Wilhelm Hartke, der Vater, 
 war im Dritten Reich Mitglied unserer Widerstandsgruppe 'Europäische Union' 
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 gewesen. Werner Hartke dagegen war Parteigenosse gewesen, so verschieden 
 waren Vater und Sohn.“188  
 
Havemann selbst war im NS-Regime im Rahmen der von ihm gegründeten 
Widerstandsgruppe „Europäische Union“ aktiv.  Er wurde 1943 von der Gestapo 
verhaftet und von einem Volksgerichtshof zum Tode verurteilt. Das Urteil wurde wegen 
der Fürsprache mehrerer prominenter Wissenschafter in eine Zuchthausstrafe 
umgewandelt. Nach dem Krieg trat er 1946 in die SED ein und beteiligte sich am Aufbau 
der DDR. Ab 1963 tätigte er zunehmend regimekritische Äußerungen, wofür er 1964 aus 
der SED ausgeschlossen und 1965 mit einem Berufsverbot belegt und unter Hausarrest 
gestellt wurde. Im April 1966 wurde er aus der DAW ausgeschlossen.189 
iv.) Friedrich Baethgen (München): 
 
Baethgen war zur Zeit der Arbeitsbesprechungen Präsident der Bayrischen Akademie 
der Wissenschaften in München. Geboren 1890 in Greifswald, studierte Baethgen 
Geschichte in Berlin und Heidelberg. 1913 promovierte er in Berlin und es folgten 
mehrere wissenschaftliche Veröffentlichungen auf dem Gebiet der Mediävistik. Nach 
seiner Habilitation 1920 in Heidelberg arbeitete er dort als Privatdozent und Mitarbeiter 
der Monumenta Germaniae Historica (MGH). 1924 wurde er zum außerordentlichen 
Professor in Heidelberg ernannt und schied aus der Redaktion der MGH aus.190 Ab 1927 
war er als Sekretär am Historischen Institut in Rom sowie gleichzeitig als 
Honorarprofessor an der Universität Berlin tätig. 1929 folgte ein Ruf als ordentlicher 
Professor an die Universität Königsberg, und 1939 wurde Baethgen Professor in Berlin, 
wo er bis 1948 lehrte. Noch vor Kriegsende wurde er im Jänner 1945 zum ordentlichen 
Mitglied der PAW gewählt. Unmittelbar nach dem Krieg bemühte er sich um eine 
Neuansiedlung der Zentraldirektion der MGH in München. Deren Bestände und 
Bibliothek waren noch vor Kriegsende aus Berlin nach Bayern, nämlich nach 
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Pommersfelden, evakuiert worden. Nachdem er 1948 Präsident der Monumenta 
Germaniae Historica geworden war, übersiedelte er diese nach München, wo er 
gleichzeitig eine Honorarprofessur annahm. Ab 1956 war Baethgen Präsident der 
Bayrischen Akademie der Wissenschaften, was er bis 1964 blieb. In diese Zeit fällt auch 
seine Ehrenmitgliedschaft in der ÖAW sowie in der Sächsischen Akademie der 
Wissenschaften.191 
Baethgens Werk als Mediävist ist von einem romantischen Nationalismus durchzogen. 
So äußerte er sich in einer Festrede an der Universität Heidelberg anlässlich der 
Räumung des  durch französische Truppen besetzten Rheinlandes 1926 zum „Rhein als 
heiligem Strom …, mit dessen Namen sich der tiefste Glaube an die deutsche 
Nationalität verknüpft.“192 In derselben Rede wies er auf die „deutsche Ostkolonisation 
als wahrhaft welthistorische Leistung“ hin und bezeichnete das Elsaß im späteren 
Mittelalter als Reichsland.193 Seine Einstellung gegenüber dem Nationalsozialismus war 
jedoch reserviert bis ablehnend. Er war nie Parteimitglied der NSDAP, und seine 
Beiträge zu offensichtlich politisch motivierten Werken zählen zu den kritisch-
distanzierteren.194 
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5.) Themen und Projekte der Arbeitsbesprechungen 
 
Nachdem nun Vorgeschichte, Ablauf und wichtige Teilnehmer der Arbeitsbesprechungen 
beschrieben wurden, folgt eine Beschäftigung mit vier ausgewählten Themen der 
Arbeitsbesprechungen. Diese wurden an Hand ihrer Bedeutung für die Fragestellung 
nach Brüchen und Kontinuitäten in der Zusammenarbeit der deutschsprachigen 
Wissenschaftsakademien gewählt. An Hand der Vertretung der „deutschen 
Wissenschaft“ in internationalen Gremien sowie durch die „Inschriften des deutschen 
Mittelalters“ soll die inhaltliche Kontinuität zu den Themen des Kartells in der 
Zwischenkriegszeit und der Zeit des Nationalsozialismus illustriert werden. An Hand der 
Herausgabe der gemeinsamen Zeitschriften Forschungen und Fortschritte (FuF) sowie 
der Deutschen Literaturzeitung (DLZ) werden die zunehmenden Schwierigkeiten einer 
Zusammenarbeit unter den Bedingungen von zwei politisch unterschiedlich 
ausgerichteten deutschen Staaten deutlich. Das letzte, der  ausgewählten Themen, die 
„Akademien als außeruniversitäre Forschungseinrichtungen“, kann zum einen die 
Motivation für eine Zusammenarbeit der Akademien illustrieren. Zum anderen ist es 
wichtig um die heutige Situation der außeruniversitären Forschung in Österreich zu 
verstehen, in der die ÖAW eine zentrale Rolle einnimmt. 
 
a.) Die Vertretung der „deutschen Wissenschaft“ in der Union 
Académique Internationale (UAI) 
 
Ein Thema, das die Arbeitsbesprechungen der Präsidenten von Anfang an beschäftigte, 
war die Vertretung Deutschlands und Österreichs in den internationalen Gremien der 
Zusammenarbeit der Akademien nach dem zweiten Weltkrieg. Dieses Thema hatte 
bereits die Besprechungen des Kartells nach 1919 dominiert.  
In den Statuten der UAI, vom 14. Juni 1955 war vorgesehen, dass jedes Land zwei 
stimmberechtigte Vertreter in die Union entsenden sollte. Gleichzeitig waren die 
Akademien, auch die DAW, Mitglieder in der UAI. Dadurch entstand eine unklare 
Situation, es ist unklar wer bis zum Beginn der gemeinsamen Arbeitsbesprechungen die 
deutschen Vertreter in die UAI nominierte.195 Es konnten auch mehr als zwei Vertreter 
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nominiert werden, diese waren jedoch nicht stimmberechtigt. Von 1945 bis zum Beginn 
der Arbeitsbesprechungen gab es eine gemeinsame Vertretung der deutschen 
Akademien. Wie diese genau bestimmt wurden, etwa durch Korrespondenz zwischen 
Berlin und der Arbeitsgemeinschaft der westdeutschen Akademien, ist aus den Akten in 
der ÖAW nicht ersichtlich. 
Bei der ersten informellen Arbeitsbesprechung in Wien, am 16. Mai 1956, kam die 
Vertretung Deutschlands in der UAI zur Sprache: 
 „Die Präsidenten der Akademien der beiden deutschen Zonen bringen die 
 Vertretung Deutschlands in der Union Académique International zur Sprache. Es 
 wird festgestellt, daß Herr LATTE der eine Vertreter ist, als zweiter möge 1956 
 noch ein Abgesandter der westdeutschen Akademien nominiert werden, später 
 aber dann paritätisch je ein Vertreter der westdeutschen und der ostdeutschen 
 Akademien.“196 
Am 30. November 1956 wurde in beschlossen, dass für die erste Zweijahresperiode ein 
Vertreter nur von den westdeutschen Akademien entsandt werden sollte. Der zweite 
Vertreter Deutschlands würde alternierend mit einem west- und einem ostdeutschen 
Akademiemitglied besetzt werden. Der erste Vertreter, der bereits 1956 Deutschland in 
der UAI vertreten hatte, sollte auch für 1957 Kurt Latte197 sein. Wie aus dem Protokoll 
der nächsten Arbeitsbesprechung, die am 5. Juli 1957 nach dem Leibniztag in Berlin 
stattfand, hervorgeht, war Latte jedoch aus der Göttinger Akademie ausgetreten. Es 
findet sich außerdem ein Verweis darauf, dass Latte „ die deutschen Interessen nicht 
genügend vertreten“198 habe. Zusätzlich zu Kurt Latte, der trotz seines Austritts und 
seiner Nicht-Nominierung als deutscher Vertreter teilnahm, vertraten jedenfalls ab 1957 
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auch ein von den Akademien gemeinsam nominierter ost- und ein westdeutscher 
Vertreter Deutschland in den Sitzungen der UAI.199 
Über die Sitzung der UAI von 1957 liegt ein Bericht der beiden deutschen Vertreter, 
Theodor Frings (Leipzig) und Paul Lehmann (München) an die Arbeitsbesprechung vom 
5. Juli 1957 vor. Nach einer Zusammenfassung der Arbeiten der UAI beklagt der Bericht, 
dass kein Deutscher im Redaktionskomitee des Mittellateinischen Wörterbuches, das 
von einer UAI- Kommission erarbeitet wurde, vertreten sei. Ost- und Westdeutsche 
Vertreter einigten sich darauf, gemeinsam darauf zu bestehen, dass ein deutscher 
Vertreter in das Redaktionskomitee aufgenommen werde. Es geht aus dem Protokoll der 
Arbeitsbesprechung hervor, dass die Nicht-Vertretung Deutschlands im 
Redaktionskomitee ein Grund war, warum man Latte eine mangelnde Vertretung 
deutscher Interessen vorgeworfen hatte.  
An der Sitzung der UAI von 1958, nahmen, gemäß der Vereinbarung, wiederum Frings 
und Lehmann als deutsche Vertreter teil. Es liegt ein längerer Bericht über die Sitzung 
vor, die offenbar in einigen Punkten turbulent verlaufen war. Ein wiederkehrendes 
Ärgernis für die in der UAI wieder gemeinsam agierenden deutschsprachigen 
Akademien, war deren Vertreter bis 1956, Kurt Latte. Dieser wurde von der UAI noch als 
deutscher Vertreter geführt, wogegen der Sekretär der ÖAW, Josef Keil, „ausdrücklich 
Protest einlegte.“200 
Außerdem kam es in der Sitzung 1958 zu größeren Unstimmigkeiten hinsichtlich der 
Qualität jenes Mittellateinischen Wörterbuches, in dessen Redaktionskomitee die 
deutschsprachigen Akademien einen ihrer Vertreter sehen wollten. Paul Lehmann 
kritisierte das Glossar, wonach es zu einer heftigen Diskussion zwischen ihm, und dem 
Verfasser des Glossars kam. Lehmann beendete seinen Bericht mit der Feststellung:  
 „In persönlichem Verkehr waren alle Delegierten der Union zu uns freundlich, 
 zum Teil freundschaftlich, mindestens stets höflich. Indessen schienen es einige 
 Teilnehmer nicht gerne zu sehen, wenn ein deutscher Vertreter in den Sitzungen 
 eine eigene, wiewohl begründete Meinung vertrat. Der österreichische Vertreter, 
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 Herr Professor Keil, hat die Richtigkeit meiner Eindrücke mit Nachdruck 
 mündlich wie brieflich bestätigt.201 
Eben jener Josef Keil, Generalsekretär der ÖAW und deren Delegierter bei der UAI bis 
1958, verfasste für den Präsidenten der Akademie, Richard Meister, eine Notiz über das 
gemeinsame Vorgehen der deutschsprachigen Akademien in der UAI. Darin beklagte 
Keil zuerst, dass ein einheitliches Vorgehen der deutschen Vertreter durch die politische 
Situation in Ostdeutschland sehr erschwert sei. Danach beschwert er sich über den 
ehemaligen, nicht von den Präsidenten nominierten, Delegierten Kurt Latte:  
 „Eine in einer Person liegende Schwierigkeit scheint mir darin vorzuliegen, daß 
 Professor LATTE, der von den westdeutschen Akademien, speziell Göttingen, 
 aus persönlichen Gründen absolut abgelehnt wird, in Berlin doch scheinbar 
 günstiger beurteilt wird. Ich persönlich habe bei der letzten Union-Sitzung 
 speziell bei den Abschlußessen beobachten können, wie Herr Latte sich in 
 schärfster Weise gegen die westdeutschen Akademien ausgesprochen hat, und 
 es ist anzunehmen, daß er in USA … überall  gegen das 'ihm angetane Unrecht' 
 auftreten wird. Latte hat in den romanischen Ländern und beim Präsidium der 
 Union auch sehr gute Freunde.“202 
In dieser Aussage Keils werden viele Vorbehalte der Akademiepräsidenten gegenüber 
den neu formierten Gremien der geisteswissenschaftlichen Zusammenarbeit deutlich. 
Latte unterschied sich in seinem Karriereverlauf von vielen anderen 
Akademiemitgliedern. Er hatte beispielsweise 1936/37 eine Gastprofessur an der 
Universität von Chicago inne gehabt. Besonders pikant erscheint Keils Vorwurf, dass 
Latte viele Freunde auf internationaler Ebene habe. Neben der Engstirnigkeit gegenüber 
internationalen Kontakten schwingt dabei eine Portion Antisemitismus mit. Auch wenn 
nicht restlos geklärt sein kann worin das Latte „angetane Unrecht“ besteht, ist es wohl 
wahrscheinlich, dass dies eine Anspielung auf Lattes Zwangsemeritierung 1935 als Jude 
ist. Dabei wurde der, aus rassistischen Gründen vom NS Regime verfolgte Kurt Latte, 
durch die Vorbehalte der Präsidenten der Arbeitsbesprechungen abermals zum Opfer 
von Diskriminierung.  
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Eine weitere interessante Anregung Keils in derselben Notiz war, dass die 
deutschsprachigen Akademien eine stärkere Verwendung der deutschen Sprache in den 
Kommissionen der UAI anregen mögen. Dies war bereits eine Forderung des Kartells 
gegenüber der UAI in der Zwischenkriegszeit gewesen. Keil schloss mit der Bedeutung, 
die ein gesamtdeutsches Auftreten gegenüber der UAI für ihn hat:  
 „Besonders wichtig erscheint mir, daß überall dort, wo Angelegenheiten, bei 
 denen  die deutschen Akademien stark interessiert sind, womöglich schon vorher 
 ein einheitliches Vorgehen zwischen den deutschsprachigen Akademien 
 hergestellt wird.“203 
Es ist ein weiterer Brief von Josef Keil vorhanden, in welchem dieser nochmals auf die 
Sprachenfrage zurückkam. Vor der Sitzung der Präsidenten am 23. November 1959 ließ 
er Richard Meister einen Beschluss der französischen Académie des Inscriptions & 
Belles Lettres zukommen, in dem diese auf den Gebrauch der französischen Sprache in 
internationalen wissenschaftlichen Gremien pochte. Offenbar sollte das die von ihm 
erhobene Forderung nach einer verstärkten Verwendung der deutschen Sprache 
stützen.204  
Meister folgte der Anregung seines Kollegen und brachte einen Antrag auf verstärkte 
Berücksichtigung der deutschen Sprache auf internationalen Kongressen auf der 
Arbeitsbesprechung der Präsidenten am 23. November 1959 in München ein. Neben 
diesem Antrag war die Zusammensetzung der Vertretung der deutschsprachigen 
Akademien in der UAI wiederum ein Thema. Es wurde beschlossen, das Mandat von 
Frings und Lehmann um ein Jahr zu verlängern. Es sollten außerdem zwei sogenannte 
„adjoints“ zur Teilnahme vorgeschlagen werden. Auch diese waren zwischen 
Ostdeutschland und Westdeutschland aufgeteilt. Für Ostdeutschland sollte Werner 
Hartke (Berlin), für Westdeutschland Peter Rassow (Mainz) als adjoint bei der UAI 
fungieren.  
Durch den Bericht, den Richard Meister in der Gesamtsitzung der Wiener Akademie vom 
11. Dezember 1959 über die Beratungen zur Sprachenfrage in München gab, können wir 
die Stimmungslage der einzelnen Akademien diesbezüglich genauer nachvollziehen. 
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Offenbar waren die Vertreter der anderen Akademien vom österreichischen Vorstoß nicht 
überzeugt. Meister erklärte dazu vor den Mitgliedern der ÖAW, also auch vor dem 
Generalsekretär Josef Keil, auf den der Vorschlag ja zurückging: 
 „Merkwürdigerweise konnte im Meritum eine Einstimmigkeit nicht erzielt werden: 
 Mainz war für nur eine Sprache (Englisch); Dölger [München] beantragte 
 Französisch, Englisch, Italienisch, Deutsch; Göttingen erklärte, sich nicht 
 entscheiden zu können.“205 
Die Präsidenten der Akademien einigten sich in einem Briefverkehr schließlich darauf, 
dass die ÖAW eine Formulierung ausarbeiten, und den anderen Akademien vorschlagen 
sollte. In einem Brief schlug Meister den anderen Akademien folgende Formulierung vor:  
 „Die Präsidenten der deutschen Akademien der Wissenschaften und der 
 Präsident der Österreichischen Akademie der Wissenschaften haben in einer 
 gemeinsamen Beratung beschlossen, der internationalen wissenschaftlichen 
 Öffentlichkeit,  insbesondere den internationalen Verbänden und Kongreß-
 Unternehmen den Wunsch zu übermitteln, daß bei Kongressen künftig die 
 deutsche Sprache sowohl als Vortragssprache wie als Diskussionssprache in 
 höherem Ausmaß als bisher  berücksichtigt werden möge.“206 
Eine erste zustimmende Antwort kam vom Präsidenten der sächsischen Akademie in 
Leipzig, Theodor Frings. Er teilte mit, dass sich seine Akademie der Formulierung 
Meisters voll anschließe.207 Auch die Berliner Akademie erklärte sich prinzipiell 
einverstanden, brachte jedoch einen geringen Änderungsvorschlag bezüglich der 
Formulierung ein.208 
Die westdeutschen Akademien, namentlich Göttingen und Heidelberg, standen der 
Wiener Initiative zur stärkeren Verwendung der deutschen Sprache sehr skeptisch 
gegenüber. Göttingen gab dabei die Linie vor. Eine derartige Initiative habe, obwohl 
prinzipiell wünschenswert, derzeit wenig Aussicht auf Erfolg, weshalb sie besser 
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unterbleiben sollte.209 Der Präsident der Heidelberger Akademie, schloss sich dieser 
Meinung an, und berief sich explizit auf den Brief aus Göttingen, was eine vorherige 
Absprache der beiden Präsidenten nahelegt.210 
Meister wollte daraufhin von der Akademie in Göttingen den Grund ihrer ablehnenden 
Haltung erfahren. Unter anderem verstieg er sich zu folgender Formulierung, die stark an 
die starre Haltung des Kartells gegenüber den „Entente Ländern“ nach 1918 erinnert: 
 „Ich möchte Sie und Ihre Akademie versichern, daß es gar nicht meine Absicht 
 ist, diese Angelegenheit zu forcieren, zumal in dieser Frage immer noch mit 
 Ressentiments namentlich bei den Franzosen und Engländern zu rechnen ist.“211 
 In einer Antwort des Präsidenten der Göttinger Akademie heißt es:  
 „Die hiesige Auffassung, daß der gegenwärtige Zeitpunkt nicht geeignet ist, hat 
 sich in einer Aussprache sehr klar ergeben durch die mündlichen 
 Erfahrungsberichte einer größeren Anzahl unserer Mitglieder, die in den  letzten 
 Monaten an internationalen Kongressen ihrer Fachgebiete teilgenommen 
 haben. Das darf durchaus nicht mißverstanden werden dahin, daß eine für 
 Westdeutschland ungünstige Stimmung oder Einstellung zutage getreten sei, 
 vielmehr handelt es sich darum, das Aufkommen einer solchen sorgfältig 
 zu vermeiden.  
 Die psychologischen Kriegsfolgen liegen gerade für die Bundesrepublik noch so 
 kurz hinter uns, daß man befürchtet, ein Hervortreten mit aktiven  Ansprüchen 
 würde sich bei der zweifellos noch vorhandenen internationalen Empfindlichkeit 
 negativ auswirken.“212 
Das Ende fand das Projekt einer stärkeren Berücksichtigung der deutschen Sprache 
beim Treffen der Präsidenten in Wien, am 31. Mai 1960. Da offenbar keine Einigung 
erzielt werden konnte, ist im Protokoll vermerkt: 
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 „Da die Österreichische Akademie der Wissenschaften ihren Antrag im Sinne 
 einer Stellungnahme aller in unserer Besprechung vertretenen Akademien 
 gestellt hat, so ziehe ich (Anm: Richard Meister) diesen Antrag zurück.“213 
Zur Frage der Vertreter Deutschlands wurde auf der Sitzung in Wien eine abermalige 
Verlängerung der Vertretung durch Frings und Lehmann beschlossen. Diesen beiden 
wurden als Beobachter, der Präsident der DAW, Werner Hartke und für Westdeutschland 
Herr Schalk beigegeben. Österreich und die ÖAW waren weiterhin selbstständig in der 
UAI vertreten. 
Für das nächste Treffen der Präsidenten, das plangemäß am 7. Juli 1961 in Berlin 
stattfinden sollte, fand eine informelle Vorbesprechung zwischen den Präsidenten der 
Akademien am 30. Mai 1961 in Wien statt. Dies geschah im Rahmen der feierlichen 
Sitzung der ÖAW. Bei diesem informellen Treffen ging es auch um die Vertretung 
Deutschlands in der UAI, und es wurde für 1962 erstmals eine Änderung der deutschen 
Vertreter vorgenommen. Ab 1962 sollte Werner Hartke, der bisher nur Beobachter 
gewesen war, neben Paul Lehmann, die deutschen Akademien in der UAI vertreten. 
Dieser Beschluss wurde schließlich auf der nächsten Arbeitsbesprechung in Berlin, am 
7. Juli 1961 bestätigt. Es ist zumindest denkbar, dass dahinter DDR-interne 
Überlegungen standen. Hartke war im Gegensatz zu Frings eng mit der SED verbunden 
und saß sogar in deren Zentralkomitee. 
Außerdem sollte die Bayerische Akademie als Vermittlungsstelle der deutschen 
Akademien gegenüber der UAI dienen. Im Protokoll der Arbeitsbesprechungen in Berlin 
1961 wird die Bedeutung klar, die besonders die DDR der Vertretung in der UAI 
einräumte. Werner Hartke berichtete ausführlich über die Unternehmungen, welche auf 
der Sitzung der UAI 1961 in Stockholm beraten worden waren. 
Etwa einen Monat nach dem Treffen im Gästehaus der DAW, in Zeuthen, im Juli 1961, 
errichtete das SED-Regime die Berliner Mauer. Dies schlug sich auch auf die Kontakte 
der Akademien nieder. Der Briefwechsel und auch der Austausch der Protokolle kam für 
einige Zeit zum Erliegen. An der nächsten Sitzung in Mainz, am 1. März 1962, nahmen 
die Vertreter der DDR-Akademien nicht teil. Es wurde dort auch nicht über die Vertretung 
in der UAI verhandelt.  
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Erst in der darauf folgenden Sitzung in Wien am 23. Mai 1962 war es den ostdeutschen 
Akademievertretern wieder möglich, an den Arbeitsbesprechungen teilzunehmen und 
das Thema der Vertretung in der UAI wurde wieder aufgegriffen. Die Sitzung war auch 
deshalb nach Wien verlegt worden, weil für die ostdeutschen Akademievertreter eine 
Ausreise nach Wien eher genehmigt wurde als nach Westdeutschland. Bei dieser 
Sitzung zeichnete sich ab, dass eine Zusammenarbeit angesichts der massiven 
politischen Differenzen der beiden deutschen Staaten, in Zukunft schwieriger sein würde. 
Es wurde zwar beschlossen, dass Lehmann und Hartke weiterhin als Vertreter für ganz 
Deutschland in der UAI fungieren sollten, aber Hartke wies auf die Probleme der 
Teilnahme ostdeutscher Akademiemitglieder hin:  
 „Präs. Hartke erwähnt die Schwierigkeiten der Einreise für die ostdeutschen 
 Vertreter. Es wurde verlangt: 1. Eine Ausreise-Genehmigung der Behörde des 
 eigenen Landes; 2. Ein Einreisevisum des belgischen Innenministeriums 3. Ein 
 Reisepaß der amerikanischen Kommandatur in Westberlin“214 
Das war das letzte Mal, dass die Angelegenheiten bezüglich der UAI in einem 
gemeinsamen Gremium behandelt wurden. Ab Mitte der 1960er Jahre normalisierte sich 
die Mitarbeit von Wissenschaftern aus der DDR in den internationalen Gremien der 
Akademienzusammenarbeit. Während die DAW, bedingt durch ihre Teilnahme an den 
Arbeitsbesprechungen bereits an den Beratungen in der UAI teilnahm, erlangte sie im 
Laufe der 1960er Jahre auch die Mitgliedschaft in mehreren naturwissenschaftlich 
ausgerichteten Kommissionen des International Council of Scientific Unions (ICSU).215 
In der Zusammenarbeit der Akademien bezüglich ihrer Vertretung in der UAI wird 
deutlich, wie sehr das Verhalten der Akteure noch immer von den Folgen der Spaltung 
der Akademienzusammenarbeit in den 1920er Jahren geprägt war. Das stetige 
Bemühen um eine konsequente Vertretung der „deutschen Interessen“, an dem sich 
auch die Vertreter der ÖAW rege beteiligten, wurde von einem Mißtrauen gegenüber der 
UAI begleitet. Die Wichtigkeit der Sprachenfrage illustriert die Bedeutung, welche die 
Präsidenten der Arbeitsbesprechungen einer Vertretung „deutscher Interessen“ 
beimaßen. Das stellt zum einen eine Kontinuität zur Zeit des Kartells dar, zum anderen 
illustrieren vor allem die Vorschläge der Vertreter der ÖAW deren gesamtdeutsche 
Gesinnung, die sich trotz des vollzogenen rhetorischen Wandels hin zu einem 
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Österreich-Patriotismus unmittelbar nach 1945, immer noch ihren Weg in diverse 
Vorschläge bahnte. Beispiele dafür sind die von Josef Keil angeregte Berücksichtigung 
der deutschen Sprache oder die Vermittlertätigkeit Richard Meisters zwischen den 
Vertretern aus BRD und DDR.  
 
b.) Die Deutschen Inschriften 
 
Das Projekt „Die deutschen Inschriften“ wurde vom Kartell im Jahr 1934 in Göttingen 
beschlossen. Das Ziel des Projektes war es, alle lateinischen und deutschen Inschriften 
von römischer Zeit bis etwa 1650 zu publizieren. Das Projekt kann als ein typisches 
Beispiel für „völkische Wissenschaften“ gesehen werden, die in den letzten Jahren 
vermehrte Aufmerksamkeit unter HistorikerInnen gefunden haben. Das Ziel der 
völkischen Bewegung in der Wissenschaft war es, die deutsche Identität zu idealisieren 
und zu stärken. Dabei lieferte sie ein „wissenschaftliches Fundament“ für die Politik des 
Nationalsozialismus.216 Im konkreten Fall wurde durch die Sammlung deutscher 
Inschriften über das Gebiet des deutschen Staates hinaus der Anspruch des Deutschen 
Reiches auf Gebiete in Mittelost- und Osteuropa untermauert. Durch solche 
Quellensammlungen wurden historische Kontinuitäten, Vorrechte und kulturelle 
Überlegenheit einer Nationalität, in diesem Fall der deutschen Sprachgruppe, konstruiert. 
Nachdem das Projekt am Kartelltag 1934 von den Akademien eingerichtet worden war, 
wurde es vor allem von Friedrich Panzer (Heidelberg)217, Karl Brandi (Göttingen)218 
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sowie Hans Hirsch219 (Wien) vorangetrieben. Letzterer hatte sich, gemeinsam mit 
anderen Wiener Historikern wie Otto Brunner und Heinrich Ritter von Srbik, stets als 
Vertreter einer gesamtdeutschen Geschichtsauffassung hervorgetan. Die Vertreter dieser 
Richtung hoben in ihren Publikationen „die deutschen Volksgruppen im Konzept einer 
deutschen Vorherrschaft in Mitteleuropa“220 besonders hervor.  
Dazu passt auch das Wirken von Hans Hirsch in der Südostdeutschen 
Forschungsgemeinschaft (SOFG), die 1931 von völkisch und gesamtdeutsch gesinnten 
Wissenschaftern aus Deutschland, Österreich und der Schweiz gegründet worden war. 
Ab 1934 bearbeitete Hans Hirsch als Mitglied eines vierköpfigen Vorstands der SOFG 
die historischen Aspekte des Deutschtums in Südosteuropa sowie das Sudetenland. Die 
Forschungen der SOFG behandelten dabei die Nachteile deutschsprachiger 
Volksgruppen auf dem Gebiet der ehemaligen Habsburger Monarchie, und leisteten so 
der NS-Politik bezüglich der „Volksdeutschen im Osten“ vorschub. Dabei sollte die 
„Wissenschaft für die nationale Verteidigung“ das „Rüstzeug“ zur Verfügung stellen, dass 
es den einzelnen „deutschen Volksgruppen“ ermögliche einen kulturellen Aufbau in der 
als feindlich wahrgenommenen Umgebung zu ermöglichen.221 Die SOFG beteiligte sich 
nach Ausbruch des Krieges sowohl an dessen propagandistischer Unterstützung, als 
auch an dessen konkreter Unterstützung, im Rahmen von Schulungen für diverse NS 
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Vorfeldorganisationen, und durch wissenschaftliche Arbeiten. So erstellte die SOFG für 
den Chef der Zivilverwaltung der Untersteiermark, nach deren Annexion 1941, 
bevölkerungspolitische Studien.222 Das ist nur ein Beispiel für die vielfache 
wissenschaftliche Unterstützung, die freilich oftmals auf pseudo-historischen Argumenten 
aufbaute, von NS-Kriegszielen durch die SOFG.223 
Vor dem Hintergrund dieser starken Involvierung der Protagonisten des Projekts der 
„Deutschen Inschriften“ in die NS Wissenschaft muss auch dessen inhaltliche 
Ausrichtung gesehen werden. In der 1938 erschienene Denkschrift des Heidelberger 
Philologen Friedrich Panzer heißt es:   
„Die Sammlung darf sich nicht auf das Reich und Österreich beschränken; sie 
muss danach trachten, alle auf dem geschlossenen deutschen Volksboden wie in 
den Sprachinseln und verstreut noch da und dort vorhandenen, dem Deutschtum 
zugehörigen Inschriften zu fassen. Gerade dadurch wird das Unternehmen einen 
sehr schätzenswerten Beitrag leisten können zu dem Versuche, der endlich doch 
einmal gemacht werden muß, dem Versuche, den gewaltigen Kultureinfluß 
aufzuzeigen, den das Deutschtum gegen den Osten, aber auch den Norden weit 
über das deutsche Sprachgebiet hinaus geübt hat.“ 
Die Denkschrift endet mit dem einem Aufruf zur Finanzierung des Projekts und schließt 
mit den Worten  
„Sollte die deutsche Nation für die Inschriften ihrer eigenen Vergangenheit keine 
Mittel zur Verfügung haben? Es ist doch wohl nicht denkbar, daß im Dritten 
Reiche keine Möglichkeiten für ein Werk sich öffnen, daß die deutsche 
Wissenschaft der Nation schon allzu lange schuldig geblieben ist.“224 
Es folgte ein Gutachten der Historischen Kommission der Akademie in Wien, erstellt von 
Hans Hirsch, in dem es heißt:  
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 „Die kulturelle Stellung des werdenden Deutschtums  gegen Nord und Süd wird 
 nur so für das frühe und hohe Mittelalter durch die Sammlung der inschriftlichen 
 Quellen anschaulich umschrieben und das 14. und 15. Jahrhundert muß auch im 
 Hinlick auf die sonst vorhandene Überlieferung mit dem 16. Jahrhundert zu einer 
 Einheit zusammengeschlossen werden...“  
Weiter hieß es, dass  
„in einem Anhang auch solche epigraphischen Quellen zusammenzufassen sein 
werden, die sich auf historische Persönlichkeiten deutscher Volkszugehörigkeit 
und auf Ereignisse der deutschen Geschichte beziehen, ihrer Fundstelle nach 
aber außerhalb des deutschen Sprachgebietes liegen.“225 
Da die Sammlung der deutschen Inschriften als Gemeinschaftsunternehmung der 
deutschsprachigen Wissenschaftsakademien eingerichtet war, war auch die Wiener 
Akademie von 1934 an daran beteiligt. Unter den Bedingungen der 
nationalsozialistischen Herrschaft wurden dann auch von Wiener Seite die Vorschläge 
konkreter, welche Gebiete in die Sammlung einzubeziehen seien. Hans Hirsch schlug 
1938/39 etwa vor, die Inschriften in Siebenbürgen sammeln zu lassen.226 Inwiefern hier 
ein Zusammenhang zur geplanten Abtrennung Siebenbürgens von Rumänien, die 1940 
mit dem zweiten Wiener Schiedsspruch besiegelt wurde, besteht, muss hier offen 
bleiben. Sicher ist allerdings, dass die SOFG sich an der Vorbereitung dieser Abtrennung 
im sogenannten „zweiten Wiener Schiedsspruch“ beteiligte.227  
Wie aus einem Brief von Karl Brandi an Heinrich Ritter von hervorgeht, war Meister 
bereits in der Zeit des Nationalsozialismus in die Vorbereitungen zum Editionsprojekt 
„Die deutschen Inschriften“ miteinbezogen. Er vertrat etwa Hans Hirsch auf einer Sitzung 
zu diesem Thema im April 1939 in Berlin.228 
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Dass das völkische Projekt der „Deutschen Inschriften“, das unter den Bedingungen der 
NS-Herrschaft genehmigt worden war und dieser zuarbeitete, von den 
Arbeitsbesprechungen 1958 wieder aufgenommen wurde erscheint bedenklich. Diese 
Wiederaufnahme ist ein Beispiel für die „Transformation dieses Zweiges der 
angewandten ('kämpfenden') Wissenschaft in der Zivilgesellschaft nach 1945“.229 
Der erste Hinweis auf die Wiederbelebung des gemeinsamen Unternehmens der 
Akademien findet sich in den Akten zu den Arbeitsbesprechungen in einem Bericht 
Richard Meisters über „die Deutschen Inschriften des Mittelalters“. Darin heißt es: 
 „Der Präsident hat seinen Zwischenaufenthalt der Fahrt nach Heidelberg in 
 München am 5. Juni 1958 dazu benutzt, mit mehreren Personen, die in 
 München mit der Edition von Inschriften des Deutschen Mittelalters befaßt 
 sind, Rücksprache zu halten.“230 
Meister führt in dem Bericht weiter an, dass vor allem zwei Probleme bezüglich des 
Projektes bestehen. Zum einen gab es offenbar Finanzierungsprobleme, da der 
zuständige Verlag231 die Übernahme der Druckkosten, wie im ursprünglichen Vertrag 
vereinbart, verweigere. Zum anderen führte Meister die Probleme „Redaktioneller Art“ 
an, „da das Kartell wegen der Trennung Deutschlands nicht mehr besteht.“232 
Meisters Interesse, das gemeinsame Projekt wieder aufleben zu lassen, ist schon an 
dem knappen Zeitabstand zwischen seiner Reise, der Abfassung seines Berichtes, und 
seiner ersten Kontaktaufnahme mit dem Münchner Präsidenten Baethgen ersichtlich. 
Bereits am 9. Juni schlug er die Übernahme der Koordination des Projektes durch die 
Arbeitsbesprechung der Präsidenten vor, da „mit einer Wiedererrichtung des Kartells 
derzeit nicht zu rechnen“233 sei. 
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Es folgte ein förmlicher Antrag der ÖAW an den Präsidenten der Göttinger Akademie, in 
der 1958 die gemeinsame Arbeitsbesprechung stattfinden sollte sowie eine 
Unterstützungszusicherung des Präsidenten der Bayrischen Akademie der 
Wissenschaften, Friedrich Baethgen.234 
In der Arbeitsbesprechung selbst stieß Meisters Vorschlag offenbar auf allgemeine 
Akzeptanz. Über die genauere Planung der Arbeiten gibt Meisters Bericht vor der 
philosophisch-historischen Klasse der ÖAW Auskunft. Es wurde beschlossen, das zu  
erfassende Gebiet auf die Akademien aufzuteilen:  
 „Das Gesamtgebiet Deutschlands und Österreichs wird in 6 Regionen aufgeteilt, 
 und zwar: Niedersachsen, Hamburg, Bremen und Schleswig-Holstein: Göttingen; 
 Rheinland, Westfalen, Hessen: Mainz; Baden, Württemberg: Heidelberg; Bayern: 
 München; Österreich: Wien; die derzeitigen Länder der Ostzone: Berlin.“235 
Außerdem wurde beschlossen, den Vertrag, der zwischen der ehemaligen Kommission 
des Kartells und dem Verlag Druckenmüller bestanden hatte, zu lösen. Die Verlagswahl 
wurde der für eine etwaige Veröffentlichung zuständigen Akademie überlassen. Als 
Herausgeber fungierten  die Akademien in Berlin, Göttingen, Heidelberg, Leipzig und 
München sowie die Österreichische Akademie der Wissenschaften in Wien.236 Um ein 
einheitliches Erscheinungsbild der Serie zu gewährleisten, sollte ein Ausschuss 
(interakademische Kommission) aus 6 Mitgliedern gebildet werden. Diesem würden die 
Vorsitzenden der jeweiligen Akademiekommissionen, die mit der Sammlung der 
Inschriften betraut waren, angehören.  
Wien und München blieben die treibende Kraft hinter der Herausgabe der Inschriften des 
deutschen Mittelalters. Auf der Reise zur 50-Jahr Feier der Heidelberger Akademie der 
Wissenschaften 1959 hielt sich Richard Meister zwei Tage in München auf. Am 20. Mai 
nützte er seine Zeit in München, um Besprechungen mit dem dortigen, für die 
Inschriftensammlung zuständigen Max Spindler über die Redaktionsgrundsätze der  
entstehenden Reihe zu führen.237 
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Auf der Arbeitsbesprechung selbst, die am Rande der 50-Jahr Feier der Heidelberger 
Akademie am 22. Mai stattfand, präsentierte Meister die Ergebnisse seiner Besprechung 
mit Spindler zuvor. In der konstituierenden Sitzung der interakademischen Kommission 
sollten die verbleibenden Unklarheiten bezüglich der gemeinsamen Herausgabe der 
Serie ausgeräumt werden. Für die konstituierende Sitzung arbeitete Richard Meister ein 
„Normale“ aus, in dem  die  Editionsgrundsätze festgehalten wurden. Neben Fragen des 
Verlages wurde auch nochmals explizit die geographische Zuständigkeit der Akademien 
geregelt.  
 „Abgrenzung der Arbeitsbereiche der einzelnen Akademien: 
 Göttingen: Niedersachsen, Bremen, Hamburg, Schleswig Holstein 
 Heidelberg: Baden Württemberg 
 Mainz: Rheinland Pfalz, Nordrhein Westfalen, Hessen, Saarland 
 München: Bayern 
 Berlin und Leipzig: Ostzonale Gebiete 
 Wien: Österreich.“ 
 
Obwohl diese Gebietsaufteilung der ursprünglichen Intention des Projektes widersprach, 
auch Inschriften von „Volksdeutschen im Osten“ aufzunehmen, wurde im Normale an der 
grundsätzlichen Idee des Projektes festgehalten. 
 „Die allgemeinen Grundsätze für die Anlage der Bände wie sie bei der 
 Begründung des Unternehmens durch die Herren Fachprofessoren Panzer, 
 Brandi und Hirsch festgelegt wurden, werden beibehalten; dies gilt namentlich 
 von dem Endtermin für die Aufnahme von Inschriften, Mitte des 17. 
 Jahrhunderts.“238 
Auf dem ersten Treffen der interakademischen Kommmission in München, am 29. Juni 
1959, wurde, wie einem Bericht Meisters zu entnehmen ist, „in allen Punkten in Anschluß 
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und unter Annahme des von Prof. Meister ausgearbeiteten NORMALEs das 
Einvernehmen erzielt.“239 
Was das konkret bedeutete, wurde im Protokoll der Münchner Arbeitsbesprechung, vom 
23. November 1959 nochmals festgehalten. Die Akademien erklärten sich mit den 
Editionsgrundsätzen und der Gebietsaufteilung einverstanden. Die Kommission wurde 
jedoch finanziell möglichst klein gehalten. So sollte jede Akademie die Herausgabe eines 
Bandes in ihrem Aufgabenbereich selbst finanzieren, und die Reisekosten der 
Obmänner zur interakademischen Kommission hatten die Akademien ebenfalls selbst zu 
tragen. Für die Funktion als Vorort der interakademischen Kommission waren jährlich 30 
DM an die bayrische Akademie der Wissenschaften zu überweisen.  
Auch im nächsten Jahr beschäftigten die Inschriften des deutschen Mittelalters die 
Arbeitsbesprechungen wieder. Das ist auf eine Beschwerde des Vizepräsidenten der 
DAW Wolfgang Steinitz zurückzuführen. Die DAW hatte einen Prospekt des Verlegers 
der westdeutschen Akademien erhalten, in dem als Vorwort der Aufruf Friedrich Panzers 
aus dem Jahr 1942 enthalten war. Steinitz merkte dazu an: 
 „In diesem 1942, unter ganz anderen historischen Verhältnissen von Friedrich 
 Panzer verfaßten Vorwort sind Formulierungen enthalten, die den 1959 von 
 unseren Akademien getroffenen Festlegungen über die politisch-geographische 
 Begrenzung des Unternehmens widersprechen und die infolgedessen den Leser 
 über die Absichten der das Werk jetzt gemeinsam fortsetzenden, auf S.1 
 angeführten Akademien irreführen müssen ... Wir halten es für notwendig, hier 
 eine Änderung herbeizuführen, und schlagen vor, die Angelegenheit auf der 
 Präsidentenbesprechung in Wien zu beraten.“240 
Das 1942 verfasste Vorwort zur Gesamtreihe war nur in dem 1942 erschienenen Band 
von Friedrich Panzer enthalten. Die fünf bis 1960 folgenden Bänden hatten jeweils 
individuelle Vorworte enthalten.241 Die 1942 vorgenommene geographische Abgrenzung 
des Projekts war seinem völkischen Charakter geschuldet. So sollte die Berliner 
Akademie die Inschriften des „nördlichen und nordöstlichen Auslandsdeutschtums“ 
mitbetreuen, die Wiener Akademie „das Österreich von 1918-1938, Betreuung des 
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Auslandsdeutschtums im Süden und Südosten. Die  Sudetenländer werden gleichfalls 
vorläufig von Wien zu betreuen sein.“242 
Steinitz trug seine Einwände schließlich auf der Arbeitsbesprechung der Präsidenten in 
Wien, vom 31. Mai 1960 vor. Diese wurden von den anderen Anwesenden als berechtigt 
empfunden. Es wurde beschlossen, eine Überprüfung des gesamten Vorwortes durch 
die interakademische Kommission vornehmen zu lassen. Für diese Sitzung der 
interakademischen Kommission in München liegt im Archiv der ÖAW leider kein Protokoll 
vor. Es scheint jedoch, als hätten sich die Akademien nicht auf ein gemeinsames Vorwort 
zur Reihe geeinigt. Im ersten Band, der nach dem Treffen der interakademischen 
Kommission erschien, gibt es kein gemeinsames Vorwort der Reihe sondern nur ein 
eigenes Vorwort des Autors.243 Als Herausgeber sind in dem Band die Akademien in 
Berlin, Göttingen, Heidelberg, Leipzig, München und Wien vermerkt.   
Das Projekt wurde über die Jahre fortgeführt und besteht bis heute als gemeinsames 
Projekt einiger der ursprünglich beteiligten Wissenschaftsakademien unter dem Titel „Die 
deutschen Inschriften des Mittelalters und der frühen Neuzeit“.244 Mitglieder des 
Unternehmens sind heute die Akademien in Düsseldorf, Göttingen, Heidelberg, Leipzig, 
Mainz, München und Wien. Wie sehr das Projekt an die Vereinbarungen aus den 
Arbeitsbesprechungen anschließt, wird etwa durch die Aufteilung der verschiedenen 
Länder, in denen Inschriften gesammelt werden, deutlich.245 Die Aufteilung besteht im 
Wesentlichen weiter, im Westen hat die Bonner Arbeitsstelle der Düsseldorfer Akademie 
einige Länder von der Mainzer Akademie übernommen. Ein zweites Novum besteht im 
Ausscheiden der Berliner Akademie aus dem Projekt im Jahr 2000.  
Über die Geschichte des Projektes der „Deutschen Inschriften“ heißt es auf der 
Homepage lapidar: 
 „Das Projekt „Die Deutschen Inschriften“ ist das bei Weitem älteste moderne 
 Unternehmen zur Sammlung mittelalterlicher und frühneuzeitlicher Inschriften. 
 Begründet wurde es vor über 70 Jahren als Gemeinschaftsunternehmen der 
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 wissenschaftlichen Akademien in Deutschland und Österreich auf Initiative des 
 Germanisten Friedrich Panzer (Heidelberg) unter wesentlicher Mitwirkung der 
 Historiker Karl Brandi (Göttingen) und Hans Hirsch (Wien).“246 
Dass das Projekt eng mit der völkischen Vorstellung des deutschen Nationalismus 
zusammenhängt und die Entstehungsgeschichte des Projekts mit dem Aufstieg des 
Nationalsozialismus verknüpft ist, wird verschwiegen. Dass die Protagonisten, wie 
beispielsweise Hans Hirsch, dem NS-Regime wissenschaftlich zuarbeiteten, findet 
ebenfalls keine Erwähnung.  
Interessant ist die Tatsache, dass wenngleich die ursprüngliche Intention des Projektes, 
nämlich „den gewaltigen Kultureinfluß“ zu untersuchen, den die deutsche Kultur im 
Osten Europas hatte, nicht mehr das Ziel des Projektes ist, die „Region Südtirol“ von der 
Wiener Akademie mitbetreut wird. 
Nachdem nun zwei Beispiele für die Kontinuität großdeutscher Interessen in der 
Zusammenarbeit der Wissenschaftsakademien gegeben wurden, soll nun näher auf die 
entstehenden Spannungen zwischen den beteiligten Akademien eingegangen werden. 
Das wird an Hand der Herausgabe gemeinsamer Zeitschriften erfolgen. 
 
 
 
c.) Die gemeinsame Herausgabe von Zeitschriften 
i.) Forschungen und Fortschritte (FUF) 
 
Die Zeitschrift Forschungen und Fortschritte wurde 1925 von Karl Kerkhof begründet. 
Die Gründung der Zeitschrift stand im Zusammenhang mit der Gründung der 
sogenannten „Reichszentrale für naturwissenschaftliche Berichterstattung“. Diese sollte 
ursprünglich bei der Beschaffung von wissenschaftlicher Literatur behilflich sein, die 
durch den ersten Weltkrieg und die folgende Inflation im deutschen Reich erschwert war 
und außerdem für eine ausreichende Berücksichtigung deutschsprachiger 
wissenschaftlicher Literatur durch internationale Biographien sorgen. Kerkhof selbst 
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verstand seine Reichszentrale als Instrument zur „Zusammenfassung aller auf die 
internationale Stärkung unserer wissenschaftlichen Stellung gerichteten 
Unternehmungen.“247 
Die monatlich erscheinende Zeitschrift hatte sollte einen populärwissenschaftlichen 
Überblick über aktuelle Forschungsvorhaben in den Natur- und Geisteswissenschaften 
geben. Die sogenannte Schriftleitung der Zeitschrift war bei der Berliner Akademie 
angesiedelt und diese erschien im Berliner Akademie Verlag. Unmittelbar nach 1945 
schien der Astrophysiker Hans Kienle, der später auch an den Arbeitsbesprechungen 
teilnehmen sollte, als Herausgeber „im Auftrage der deutschen Akademien der 
Wissenschaften“ auf.  Ab 1950 wurden die Forschungen und Fortschritte von Hans 
Kienle im „Im Auftrage der Deutschen Akademien der Wissenschaften zu Berlin, 
Göttingen, Heidelberg, Leipzig und München“ herausgegeben. Ab 1953 erscheint unter 
den Auftraggebern auch die ÖAW, das Adjektiv „deutschen“ wurde deshalb gestrichen. 
Außerdem scheinen als Herausgeber nun neben Hans Kienle noch Kurt Latte, Wilhelm 
Wissmann248 und Hans Ertel auf. Alle vier waren Mitglieder der DAW, bis auf Ertel waren 
jedoch alle in der Westzone tätig. Jede Akademie benannte zwei Redaktoren für die 
Forschungen und Fortschritte in eine Art erweitertes Redaktionsgremium, das die Artikel 
der Schriftenleitung in Berlin zukommen ließ. Diese entschied über Aufnahme oder 
Ablehnung des jeweiligen Artikels. Ab 1953 wurde die Schriftenleitung von Wilhelm 
Wissmann und Hans Ertel übernommen.  
Auf den Arbeitsbesprechungen war die Zeitschrift bereits beim ersten Treffen, am 16. 
Mai 1956 in Wien Thema. Dabei sagte der Berliner Vertreter, Wolfgang Steinitz, der 
gleichzeitig Vizepräsident der DAW war, zum Thema der Forschungen und Fortschritte:  
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 „Es wird seitens Berlins gewünscht, daß eine größere Beteiligung der Mitglieder 
 der anderen Akademien an den 'Forschungen und Fortschritten' zustande käme. 
 Gewünscht werden nicht Originalarbeiten, sondern Berichte über bereits 
 durchgeführte Arbeiten. Die Vertreter der Akademien versprechen, die Mitglieder 
 ihrer Akademien in diesem Sinne zu informieren.“249 
Auf der Besprechung der Präsidenten in München, am 30. November 1956, wurde vom 
Heidelberger Präsidenten, Hans Kienle, der Vorschlag eingebracht, eine westdeutsche 
Redaktion für die FuF bei der DFG anzusiedeln, möglicherweise um mehr Einfluss für 
die Akademien in der BRD zu sichern. Dieser Vorschlag wurde auf der darauffolgenden 
Sitzung in Berlin, am 5. Juli 1957 abgelehnt. Es wurde stattdessen beschlossen, dass 
das Mitglied der Bayrischen Akademie der Wissenschaften, Wilhelm Wissmann, der seit 
1953 auch Herausgeber und Schriftenleiter der Zeitschrift war, ein Memorandum über 
die Einsendung von Beiträgen an alle Akademien richten sollte.250  
Für einige Diskussionen in der Präsidentenrunde sorgten die Forschungen und 
Fortschritte im Frühjahr 1959. Im Dezemberheft von 1958 war ein Artikel zu Max Plancks 
Verhältnis zum Gottesglauben des Wissenschaftshistorikers Friedrich Herneck 
erschienen. Als Hauptquelle diente Herneck ein Brief von Max Planck, den dieser 
vertraulich auf eine entsprechende Anfrage eines Technikers als Antwort gesendet hatte. 
Der Aufsatz, der Plancks Entfernung vom Glauben an einen christlichen Gott skizziert, 
dies mit politischen Fragen in Zusammenhang:  
 „Die Widersprüche in der Weltanschauung des großen Physikers Max Planck 
 sind nicht nur ein Ausdruck seines rastlosen, niemals abgeschlossenen Suchens 
 nach Wahrheit, sondern zugleich auch ein Abbild der Widersprüchlichkeit der 
 Gesellschaftsordnung, aus der er herkam und deren Schranken er nicht zu 
 durchbrechen vermochte. Zugleich aber verdeutlicht Planck – wenn auch in 
 anderer Weise als Newton – die Trefflichkeit der Bemerkung von Friedrich 
 Engels, daß Gott nirgends schlechter behandelt wird als bei den 
 Naturwissenschaftern, die an ihn glauben.“251 
                                               
249
 Protokoll der ersten Arbeitsbesprechung in Wien vom 16.Mai 1956. ÖAW Archiv, 
Arbeitsbesprechungen: Mappe 1. 
250
 Protokoll der Arbeitsbesprechung in Berlin am 5. Juli 1957. ÖAW Archiv, 
Arbeitsbesprechungen: Mappe 3. 
251
 Friedrich Herneck: Ein Brief Max Plancks über sein Verhältnis zum Gottesglauben. In: 
Forschungen und Fortschritte 32 (Dez. 1958) 366 
99 
Der Artikel ist im Zusammenhang mit den Feierlichkeiten rund um das Jubiläum des 100. 
Geburtstags von Max Planck in Berlin im April 1958 zu sehen. Im Vorfeld dieser 
Feierlichkeiten war es zu großen Auseinandersetzungen zwischen Wissenschaftern und 
Politikern um die Gestaltung der Feierlichkeiten gekommen. Während das 
wissenschaftliche Organisationskomitee eine unpolitische Feier gewünscht hatte, hatte 
es von Seiten der DDR- Regierung Versuche einer politischen Instrumentalisierung und 
Propaganda gegeben.252 Die SED versuchte Max Planck als einen Vordenker der 
sozialistischen Gesellschaft einzuordnen, was implizierte, ihn als Atheisten darzustellen.  
Der erste westdeutsche Wissenschafter, der auf den Artikel reagierte, war der Präsident 
der Heidelberger Akademie der Wissenschaften, Heinrich Bornkamm. Als Vorsitzender 
der Arbeitsgemeinschaft der westdeutschen Akademien schrieb er am 19. Jänner 1959 
an die Präsidenten der Akademien in Göttingen, München, Mainz und Wien:  
 „Im Dezember-Heft 1958 der Forschungen und Fortschritte findet sich ein Aufsatz 
 von  Friedrich Herneck. Ein Brief Max Plancks über sein Verhältnis zum 
 Gottesglauben, der nach meiner Überzeugung, …, eine Konsultation unserer 
 Akademien über das Verhalten der Schriftleitung notwendig macht.“253 
Nachdem sich Bornkamm über den Bruch der Vertraulichkeit gegenüber Planck 
beschwert hatte, vermerkt er:  
 „Belastender allerdings ist der Schluss des Aufsatzes. Er enthält eine 
 unverblümte marxistische Gesellschaftskritik und eine Ironisierung der 
 Auffassung Plancks, die in jedem Falle, ganz gleich wie man über diese urteilt, 
 unwürdig ist.“254 
Richard Meister antwortete als erster der angeschriebenen Präsidenten. In der Antwort 
machte er seine persönliche Ablehnung des Artikels klar. Gleichzeitig schlug Meister eine 
verschärfte Kontrolle der eingelangten Aufsätze, aber insgesamt ein gemäßigtes 
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Vorgehen gegenüber den Akademien in der DDR vor, da alles andere „die Gefahr des 
Abbruchs der Beziehungen zwischen Ost und West heraufbeschwören“ würde.255  
Außerdem wies Richard Meister darauf hin, dass sowohl die ÖAW als auch die 
Bayrische Akademie der Wissenschaften gegen den Aufsatz, noch vor dessen 
Erscheinen, protestiert hatten, der Protest aber unberücksichtigt geblieben sei.  
Am 11. März 1959 informierte Bornkamm schließlich die westdeutschen Akademien und 
die ÖAW darüber, dass er sein „starkes Befremden“ der Schriftenleitung in Berlin 
mitgeteilt habe. In dem, ebenfalls vom 11. März stammenden, Brief Bornkamms an die 
Schriftenleitung der Forschungen und Fortschritte bei der DAW heißt es:  
„Das Dezemberheft 1958 brachte einen Aufsatz von Friedrich Herneck. Einen 
Brief Max Plancks über sein Verhältnis zum Gottesglauben. Der Aufsatz hat in 
den Akademien der Bundesrepublik und in der Österreichischen Akademie 
starkes Befremden und zum Teil sehr lebhaften Widerspruch ausgelöst … Damit 
ist, zumal es sich nicht um den ersten Fall dieser Art handelt, für die 
Zusammenarbeit der Akademien in der Herausgabe der 'Forschungen und 
Fortschritte' eine sehr ernste Situation eingetreten. Auf Antrag der 
Österreichischen Akademie werde ich die Frage auf die Tagesordnung der für 
den 23. Mai in Aussicht genommenen Sitzung der Präsidenten der deutschen 
Akademien und der Österreichischen Akademie setzen.“256 
Offenbar dauerte die Diskussion zur Herausgabe der gemeinsamen Zeitschriften auf der 
Arbeitsbesprechung am 22.Mai 1959 in Heidelberg länger.257 Ihr folgten strengere 
Auflagen für die Publikation von Berichten und Aufsätzen in Forschungen und 
Fortschritte. Diese neuen Grundsätze entstanden aus der Sorge um einen zu starken 
politischen Einfluss auf die Aufsätze in Forschungen und Fortschritte:   
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 „- Die Titel sämtlicher Manuskripte sollen beiden Herausgebern zur Kenntnis 
 gebracht werden, sodass jeder die Möglichkeit hat, die Manuskripte, wenn 
 er es wünscht, einzusehen. 
 - Manuskripte von Aufsätzen, die sowohl geisteswissenschaftliches wie 
 naturwissenschaftliches Interesse haben, sollen zwischen den beiden 
 Herausgebern ausgetauscht werden.  
 - Die Fahnen sämtlicher Artikel sollen an die Herausgeber und alle in der 
 Redaktion vertretenen Beauftragten der Akademien geschickt werden.  
 - Die Einspruchsfrist wird von 2 Wochen auf 3 Wochen erweitert.  
 - Die Vertreter der Akademien in der Redaktion sollen um regelmässige Prüfung 
 der Fahnen und gegebenenfalls, wo sie es für nötig halten, um eine bindende 
 Formulierung ihres Einspruchs gebeten werden. Es wäre ausserdem 
 dankenswert,  wenn sie sich um Gewinnung von Aufsätzen für die Fo. Und Fo. 
 Bemühen.“258 
In weiterer Folge war vor allem die zweite gemeinsame Zeitschrift, die von den 
Akademien gemeinsam herausgegeben wurde, die Deutsche Literaturzeitung (DLZ), 
Thema auf den Arbeitsbesprechungen. An den Auseinandersetzungen rund um diese 
Zeitschrift kann ebenfalls nachvollzogen werden, wie sich die Standpunkte der 
verschiedenen Akademien auseinander entwickelten. Die Schriftenleitung bei der DAW 
setzte in den folgenden Jahren durch, dass die in Forschungen und Fortschritte 
erscheinenden Artikel vermehrt aus der DDR selbst oder verbündeten sozialistischen 
Staaten kamen. Dadurch sollte der Aufbau einer eigenständigen, auf dem Marxismus 
basierenden, Wissenschaft in der DDR gefestigt werden. Das entsprach weder den 
Vorstellungen der handelnden Akteure bei der Gründung der Forschungen und 
Fortschritte, noch den Wünschen der Akademien in BRD und Österreich. Dort wurde die 
„Ideologisierung“ der DDR-Wissenschaft kritisiert, ohne das eigene politische Handeln 
jemals zu reflektieren.  
ii.) Die Deutsche Literaturzeitung (DLZ) 
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Die Deutsche Literaturzeitung für Kritik der internationalen Wissenschaft (DLZ) erschien 
seit 1880 und wurde seit damals von der Berliner Akademie, im Auftrag der 
deutschsprachigen Akademien, herausgegeben. Die monatlich erscheinende Zeitschrift 
hatte den Anspruch, aktuelle wissenschaftliche Publikationen aus der ganzen Welt kurz 
zu besprechen. Neben diesen Rezensionen wurden auch wichtige Vorträge in der DLZ 
besprochen sowie Mitteilungen aus den Wissenschaftsakademien, etwa über Sitzungen 
der Klassen, Zuwahlen von Mitgliedern oder Todesfälle. Ende 1944 wurde die DLZ, 
bedingt durch die Verschärfung der Kriegssituation und die folgenden Schwierigkeiten für 
wissenschaftliche Publikationen, eingestellt. Das erste Heft nach dem zweiten Weltkrieg 
erschien im Oktober 1947. Darin wurde angekündigt, dass es das Bestreben der DLZ 
sei, „zu ihrem Teil dazu beizutragen, daß die deutsche Wissenschaft wieder in diejenige 
Welt eingeführt wird, von der sie in den letzten 14 Jahren in steigendem Maße 
abgesperrt war.“259 Die DLZ wurde in den Nachkriegsjahren weiter von der DAW 
herausgegeben. Dabei waren jeweils zwei Mitglieder der DAW,  ein Vertreter der 
Geistes- und einer der Naturwissenschaften, die Herausgeber der DLZ. Die Redaktion 
der DLZ war ebenfalls bei der DAW angesiedelt. In den Jahren 1947 bis 1951 wurde die 
DLZ „im Auftrage der deutschen Akademien der Wissenschaften Berlin Göttingen 
Heidelberg Leipzig München“ herausgegeben. Ab 1952 war auch die Wiener Akademie 
unter den auftraggebenden Akademien, wobei nun auf der ersten Seite das Wort 
„deutsche“ gestrichen wurde. Den Herausgebern stand ein Redaktionsausschuss aus 
Mitgliedern der beteiligten Akademien bei der Auswahl der Rezensionen zur Seite. 
Dieser Redaktionsausschuss sowie die inhaltliche Linie des Blattes sollten die 
Arbeitsbesprechungen von 1957 bis 1964 mehrmals beschäftigen.  
In den Arbeitsbesprechungen wurde die DLZ zum ersten Mal in der Sitzung vom 5. Juli 
1957 thematisiert. Wolfgang Steinitz beklagte in dieser Sitzung, dass die Berichte der 
anderen Akademien nur unregelmäßig einträfen und eine häufigere Berichterstattung 
gewünscht sei. Es wurde also auch in Bezug auf die DLZ eine stärkere Kooperation, 
vergleichbar mit jener bei den FuF, angedacht.260 
Brisant wurde die Frage der gemeinsamen Herausgeberschaft der DLZ durch die 
Akademien im Jahr darauf. Am 20. Oktober 1958 erreichte ein Brief des Theologen Kurt 
Aland die Präsidenten der Akademien in Göttingen, Heidelberg, Mainz, München und 
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Wien. Kurt Aland hatte zuvor gemeinsam mit Hans Ertel als Herausgeber der Deutschen 
Literaturzeitung fungiert. Er war seit 1947 ordentlicher Professor für Theologie an der 
Universität Halle und immer wieder als Kritiker der politischen Verhältnisse in der DDR, 
vor allem der Unterdrückung der Kirchen und der Lehrfreiheit, aufgefallen. Als Folge 
dieser Kritik war er bereits 1953 für drei Monate in Untersuchungshaft genommen 
worden. Am 24. April 1958 war im Zentralorgan der SED, „Neues Deutschland“ ein 
Artikel erschienen, in dem Aland durch eine ehemalige Mitarbeiterin beschuldigt wurde, 
sie auf Grund seiner DDR-feindlichen Gesinnung am beruflichen Erfolg gehindert zu 
haben. Im Artikel heißt es: 
 „Für seine Tätigkeit, unserem Arbeiter-und-Bauern-Staat Gegner zu erziehen, hat 
 Aland noch Geld von diesem Staat empfangen, Geld, dessen Wert die Arbeiter in 
 der Produktion geschaffen haben. Da stimmt doch etwas nicht. Es entspricht 
 doch auch nicht dem Zweck unserer Universitäten, daß ein Professor seine 
 Assistenten und Studenten drängt sich für Schwarz zu entscheiden. Unsere 
 Universitäten sollen die Studenten für das Leben in der sozialistischen 
 Gesellschaft, zu guten Sozialisten und erstklassigen Fachleuten erziehen. Sie 
 sollen wissenschaftliche Institutionen sein, aber auf dem Niveau des 20., nicht 
 des 15. Jahrhunderts.“261 
Als unmittelbare Folge des Artikels wurde Aland auf Betreiben des SED Zentralkomitees 
noch am selben Tag von seinen Universitätsämtern beurlaubt und in seiner Wohnung in 
Halle unter Hausarrest gestellt.262 Außerdem enthob die DAW Aland von seiner 
Herausgeberfunktion bei der DLZ und Hermann Grapow263 übernahm diese Stelle für die 
Redaktion der geisteswissenschaftlichen Beiträge. Nachdem am 24. Juni 1958 ein 
Disziplinarausschuss an der Universität Halle Alands fristlose Entlassung eingeleitet 
hatte, wurde diese am 12. Juli 1958 vom zuständigen Staatssekretär für 
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Hochschulwesen bestätigt, was das Ende von Alands Universitätskarriere in Halle 
bedeutete.  
Die Begründung des Urteils der Disziplinarkommission leitete Aland an die Präsidenten 
der westdeutschen sowie der österreichischen Akademie als Anhang weiter. Darin heißt 
es: 
 „Prof. D. Kurt Aland hat in der Vergangenheit bis in die jüngste Gegenwart hinein 
 ein Verhalten an den Tag gelegt, das sich bewußt gegen die sozialistische 
 Entwicklung der Universität richtet.“264 
Aus den von Aland an die Präsidentenkonferenz übermittelten Unterlagen wird die 
Willkür des Urteils klar. Offenbar waren mehrere Formalvorschriften des Verfahrens zur 
Amtsenthebung vom Disziplinarausschuss ignoriert worden.265 
Nachdem Alands Hausarrest aufgehoben worden war, und seine Überwachung durch 
den Staatssicherheitsdienst nachließ, flüchtete er am 20. Juli 1958 mit seiner Familie 
nach Westberlin. Am 15. September 1958 erklärte er seinen Austritt aus der DAW. 
Bezüglich der Situation der DLZ fasste Aland die Situation folgendermaßen zusammen: 
 „Ich weiß jedoch, daß in zunehmendem Maße vorliegende Manuskripte von der 
 Drucklegung ausgeschlossen werden und daß die verschiedensten Stellen der 
 Akademie bis hin zum Leiter des Akademieverlages zunehmenden Einfluß darauf 
 nehmen, daß an Stelle der bisherigen Mitarbeiter 'fortschrittliche' Rezensenten 
 gewonnen werden. Diese Eingriffe sind mehrfach soweit gegangen, daß aus dem 
 schon im Umbruch vorliegenden Heft noch Beiträge herausgenommen werden 
 mußten. Die sehr tüchtige Redaktionssekretärin der Deutschen Literaturzeitung, 
 Frau Ingeborg Goltdammer, versucht nach Kräften, die Deutsche Literaturzeitung 
 auf einer Linie zu halten, welche wissenschaftlich verantwortbar ist und der 
 Herausgeberverantwortung aller Akademien entspricht. Daß sie allein zu 
 schwach ist, um sich der neu eingetretenen Entwicklung zu widersetzen, liegt auf 
 der Hand. Nur wenn die Herausgeber tätigen Anteil an der Zeitschrift und 
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 unmittelbaren Einfluß auf alle Einzelheiten nehmen, wird das möglich sein.“266  
 
Als dieser Sachverhalt den Präsidenten bekannt wurde, erkundigten sich sowohl der 
Heidelberger Präsident, Hans Kienle, als auch der Göttinger Präsident, Josef Klein, bei 
der DAW nach der Lage in der Redaktion der DLZ. Die Antwort des Generalsekretärs der 
DAW, Günther Rienäcker erging als Abschrift an alle Präsidenten. Darin geht Rienäcker 
auf das Disziplinarverfahren gegen Kurt Aland in Halle ein, und zieht es als formalen 
Grund für die Neubesetzung der Redaktion der DLZ heran:  
 „Das Präsidium war nach Kenntnisnahme von der Einleitung eines solchen 
 Verfahrens der Ansicht, daß Herr Prof. Aland während der Dauer eines solchen 
 Verfahrens als behindert für die Ausübung öffentlicher Funktionen, wie es die 
 Herausgeberschaft einer solchen Zeitschrift zweifellos ist, anzusehen sei... Dies 
 ist ein Standpunkt, der wohl in vielen Ländern üblich ist und auch alten 
 Gepflogenheiten in Deutschland entspricht.“267 
Der Brief schließt mit der Hoffnung, dass bei der Präsidentenbesprechung am 8. 
November 1958 in Göttingen eine Lösung für die Weiterführung der Redaktion gefunden 
werde. Über die Verhandlungen in Göttingen sind wir durch einen Bericht Richard 
Meisters an die mathematisch- naturwissenschaftliche Klasse der ÖAW informiert. Darin 
geht er näher auf die Auseinandersetzungen rund um Redaktion und inhaltliche Linie der 
DLZ ein. Als die Vertreter der DAW eine größere Berücksichtigung der „Vertreter der 
sozialistischen Ideologie“ bei den Rezensionen wünschten, wurde dies unter den 
Akademiepräsidenten offenbar lebhaft diskutiert. Während die Präsidenten sich nicht auf 
den Vorschlag einigen konnte, zu jedem Thema je eine Rezension aus der West- und 
aus der Ostzone zu veröffentlichen, und auch eine Gegenüberstellung verschiedener 
ideologischer Meinungen nach der Auffassung der Präsidenten den Rahmen der DLZ 
sprengte, einigten sie sich schließlich auf eine stärkere Berücksichtigung von 
ostdeutschen Rezensenten und auf eine Fortführung der interimistischen 
Herausgeberschaft durch Grapow. Dies geschah, nachdem die westdeutschen 
Präsidenten einen Vorschlag der Vertreter der DAW für die Nachbesetzung von Alands 
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Posten als Herausgeber der DLZ abgelehnt hatten. Am Ende der Sitzung überraschte 
der Präsident der ÖAW die anderen Vertreter mit einem eigenen Vorschlag:  
 „Ich selbst habe die Frage aufgeworfen, warum nicht je ein Herausgeber aus der 
 Ostzone und der DBR bestellt werde, was zwar Aufsehen, aber keinen 
 Widerspruch hervorgerufen hat.“268 
Schließlich wurde die Frage auf die nächste Arbeitsbesprechung der Präsidenten 
vertagt. In der DLZ selbst wurden in diesem Zeitraum als Herausgeber„Hans Ertel und 
Hermann Grapow i.V.“ geführt. Auf diese Weise war der Konflikt hinter den Kulissen auch 
in der Zeitschrift selbst sichtbar. Diese Situation sollte bis 1961 bestehen bleiben, da 
weitere Konflikte und Verzögerungen durch die zunehmend von Mißtrauen geprägte 
Stimmung auf den Arbeitsbesprechungen vorprogrammiert waren.  
Auf der Arbeitsbesprechung, am 22. Mai 1959 in Heidelberg wurde die Frage nach den 
Herausgebern der Zeitschrift abermals verschoben. Nachdem die DAW Werner Hartke 
als zweiten ständigen Herausgeber der DLZ vorgeschlagen hatte, waren die 
westdeutschen Akademien nun mit der Idee einverstanden, „nach dem Vorbild der 
Forschungen und Fortschritte“ einen Herausgeber aus der Westzone zu benennen.269 
Als das bei den Vertretern der DAW auf Widerspruch stieß, war es abermals Richard 
Meister, der einen Kompromissvorschlag formulierte, indem er vorschlug, sowohl aus der 
West- als auch aus der Ostzone einen Natur- und einen Geisteswissenschafter als 
Herausgeber zu benennen.270 Die Präsidenten verblieben aber dabei, zunächst auf die 
Suche nach potentiellen Redaktoren in den westdeutschen und der österreichische 
Akademie zu gehen, um diese Frage zu einem späteren Zeitpunkt schriftlich, oder bei 
den nächsten Arbeitsbesprechungen, zu diskutieren. Offenbar gab es unter den 
Akademievertretern in der BRD eine weitaus größere Skepsis als in der ÖAW bezüglich 
der Zusammenarbeit mit der DAW bei der Herausgabe von Zeitschriften. 
Auf der nächsten Besprechung der Präsidenten, am 23. November 1959 in München, 
wurde die Frage weiter diskutiert. Nachdem die DAW nun „die Professoren ERTL [Anm: 
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gemeint ist Hans Ertel] und WINTER271 vorgeschlagen“272 hatte, brachten Wien und 
Leipzig gemeinsam einen Antrag auf jeweils zwei Vertreter aus Ost und West ein, wie ihn 
Richard Meister bereits in Heidelberg formuliert hatte. Nachdem die westdeutschen 
Akademien dem Vorschlag prinzipiell zugestimmt hatten, sich allerdings nicht in der Lage 
sahen, unverzüglich Personen zu nennen, erklärte Richard Meister, „daß ev. einen auf 
den Westen entfallenden Posten die Akademie in Wien beisteuern könnte (Prof. KNOLL 
für die Naturwissenschaften).“273 Die DAW stimmte einem vier-köpfigen 
Herausgeberteam zu, es war also eine prinzipielle Einigung gefunden, die 
westdeutschen Akademien erklärten allerdings, dass sie erst nach geeigneten 
Herausgebern in ihren Akademien suchen müssten. Deshalb wurde die Frage der 
Herausgabe der DLZ abermals auf die nächsten Sitzungen verschoben.274 
Eine neuerliche Wendung erhielt die Frage der Herausgeberschaft der DLZ durch einen 
Brief des Präsidenten der Heidelberger Akademie, Heinrich Bornkamm, in seiner Rolle 
als Vorsitzender der Arbeitsgemeinschaft der westdeutschen Akademien. Bornkamm 
brachte darin die Meinung der Akademien in Göttingen, Heidelberg und München, die an 
der Herausgabe der DLZ beteiligt waren, zum Ausdruck, dass nun doch nur zwei 
Herausgeber, einer aus der Ost- und einer aus der Westzone, für die Herausgabe der 
DLZ zuständig sein sollen.275 Die ÖAW hielt jedoch in ihrer Gesamtsitzung an ihrem 
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Vorschlag, vier Herausgeber für die DLZ zu benennen fest, wodurch das Thema auf die 
Tagesordnung der Präsidentenbesprechung in Wien am 31. Mai 1960 gesetzt wurde.276 
Auf dieser Besprechung wurde schließlich vereinbart, dass es prinzipiell bei zwei 
Herausgebern, die auch als  Redaktoren fungieren sollten, bleiben soll. Es wurde jedoch 
ein Berliner Vorschlag aufgegriffen, nachdem der Redaktionsausschuss so umgestaltet 
werden sollte, dass jeweils zwei Mitglieder der an der Herausgabe beteiligten Akademien 
darin vertreten waren. Dieser Redaktionsausschuss sollte binnen einer festzusetzenden 
Frist ein Einspruchsrecht gegen die eingesandten Beiträge haben. Nachdem die 
westdeutschen Akademien ein Mitglied der Göttinger Akademie als zweiten Herausgeber 
benannt hatten, sollten Göttingen und Berlin die weiteren Verhandlungen über die 
tatsächlichen Herausgeber führen und die anderen Akademien darüber verständigen.277 
Wie sehr die Stimmung zwischen den deutschen Akademien bereits von Mißtrauen 
geprägt war beweisen nicht nur die kontroversiellen Auffassungen zur Frage der 
eingesandten Beiträge und wie mit diesen zu verfahren sei. Vor der gemeinsamen 
Arbeitsbesprechung, die am Nachmittag des 31.Mai 1960 anberaumt war, hatten die 
westdeutschen Akademien um die Reservierung eines Raumes in der ÖAW am 
Vormittag desselben Tages gebeten, um eine gemeinsame Position der westdeutschen 
Akademien zu erarbeiten. 
In einer schriftlichen Zusammenfassung des Standpunktes der westdeutschen 
Akademien, nach der AB in Wien, fasste der Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft der 
westdeutschen Akademien, Bornkamm, schließlich deren Standpunkt nochmals 
zusammen. Darin setzte er als Einspruchsfrist gegen eingesandte Fahnen 14 Tage fest. 
Solange sollte der Redaktionsausschuss Zeit haben, einen Beitrag abzulehnen.278 Aus 
einem Vermerk auf der Abschrift des Briefes geht hervor, dass Richard Meister seinen 
Kandidaten für die Herausgabe der DLZ, Fritz Knoll über die verschiedenen Probleme 
zwischen den Akademien am Laufenden hielt.279 
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Als Antwort auf das Schreiben der westdeutschen Akademien erreichte am 20. Juli 1960 
ein Schreiben des Berliner Präsidenten Werner Hartke die ÖAW. Darin wiederholte die 
DAW nach internen Beratungen ihren Standpunkt und bestand weiter auf alten 
Forderungen bezüglich der DLZ: 
 „ 4.) Die Deutsche Akademie der Wissenschaften zu Berlin vertritt das sowohl in 
 Deutschland als auch im Ausland bestehende Interesse, den Bereich der 
 Rezensionen und Rezensenten in Richtung der Wissenschaft der sozialistischen 
 Länder auszudehnen.  
 7.) Die Schwierigkeit der Aufteilung der entscheidenden Verantwortung wird von 
 uns nicht als eine unlösbare betrachtet. Man könnte bei einem Vierer Kollegium 
 z.B. von der Bestellung eines Redaktionsausschusses aus je zwei Mitgliedern der 
 beteiligten Akademien absehen und dadurch die Prozedur vereinfachen. Aber 
 diese Frage wurde nicht erörtert. 
 8.) Damit erscheint der Vierervorschlag der Sächsischen bzw. Österreichischen 
 Akademie auch uns weiter der beste zu sein.“280 
Auf einem vorbereitenden Treffen für die Arbeitsbesprechung des Jahres 1961 in Berlin 
war die DLZ abermals Thema. In Abwesenheit eines Göttinger Vertreters und auf 
Initiative des Münchner Präsidenten Baethgen wurde hier wiederum der Wiener 
Vorschlag eines vier- köpfigen Redaktionskomitees aufgegriffen. Die westdeutschen 
Akademien sollten dabei einen Vertreter der Geisteswissenschaften, die Wiener 
Akademie für die Naturwissenschaften Fritz Knoll als Herausgeber entsenden. Die DAW 
nominierte für die Naturwissenschaften Eduard Winter, und kündigte an bei der 
Arbeitsbesprechung am 7. Juli in Berlin eine zweite Person für die 
Geisteswissenschaften zu nennen, da Hermann Grapow diese Funktion nicht mehr 
wahrnehmen wolle.281 
Aus dem Tauziehen zwischen westdeutschen und ostdeutschen Akademien werden die 
unterschiedlichen Vorstellungen der beteiligten Akademien ersichtlich. Während die 
westdeutschen Akademien offenbar große Vorsicht walten ließen, weil sie Angst vor 
einer zu starken Beeinflussung der Linie der DLZ durch sozialistische Wissenschafter 
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hatten, versuchte die DAW ihren Standpunkt einer stärkeren Berücksichtigung von 
sozialistischen Rezensionen durchzusetzen. Die ÖAW und deren Präsident Richard 
Meister übten sich als Vermittler zwischen den deutschen Akademien. Dass Richard 
Meister dabei sicherlich auch die Interessen der ÖAW im Auge hatte, wird durch die 
Nominierung eines eigenen Vertreters für das Redaktionskomitee offensichtlich. Dass 
dies ausgerechnet der Botaniker Fritz Knoll war, ist besonders pikant, war er doch einer 
der bekanntesten und exponiertesten Anhänger des Nationalsozialismus an der 
Universität Wien gewesen.  
Insgesamt trug die vermittelnde Rolle der ÖAW oftmals dazu bei, dass eine de-facto 
Vormachtstellung der DAW bestehen blieb. Obwohl seit der Flucht von Kurt Aland aus 
der DDR offensichtlich sein musste, dass eine Redaktion, die verschiedene Meinungen 
zuließ, nur schwer zu verwirklichen sein würde, hielt Richard Meister an seiner Vision 
von einem gemeinsamen deutschsprachigen Vorgehen fest. Über die Motive, die hinter 
seinem starken Wunsch nach Zusammenarbeit standen, gibt ein Brief Meisters an den 
Österreichischen Bundesminister für Unterricht, Heinrich Drimmel, kurz vor der 
Arbeitsbesprechung in Berlin am 28. Juni 1961 Auskunft. Darin heißt es: 
 „Wie ich Herrn Bundesminister schon mehrfach zu berichten Gelegenheit hatte, 
 besteht eine zwar nicht statutenmäßige Verbindung aller Präsidenten der 
 deutschen Akademien, nämlich von den westdeutschen Akademien Göttingen, 
 Heidelberg, Mainz und München, von den ostdeutschen Leipzig und Berlin, und 
 dazu Wien. Es ist bisher gelungen, immer einen gesamtdeutschen Standpunkt 
 der Wissenschaft ohne ideologischen Streit festzuhalten und durchzusetzen. Es 
 wird Sie interessieren, daß Österreich im Kreise der genannten Akademien heute 
 absolut die Führung hat. Um ein Beispiel für den Wert dieser alljährlichen 
 Arbeitsbesprechungen zu zeigen: die Zeitschrift 'Deutsche Literaturzeitung' ist 
 heute ein Organ der Deutschen Akademie  zu Berlin und erscheint auch in deren 
 Verlag. Es ist nicht zuletzt durch das Eintreten Wiens durchgesetzt worden, 
 daß das Redaktionskollegium nicht wie bisher bloß aus 2 Fachleuten (1 
 naturwissenschaftlichen aus dem Osten, 1 geisteswissenschaftlichen aus dem 
 Westen) zusammengesetzt werden soll, sondern durch 4, nämlich je 1 
 Geisteswissenschafter und 1 Naturwissenschafter aus dem Osten und aus dem 
 Westen. Die Funktion des Naturwissenschafters aus dem Westen hat über 
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 Ersuchen der westdeutschen Akademien ein Mitglied der Wiener Akademie, 
 Generalsekretär Knoll, übernommen.“282  
Wie selbstverständlich spricht Richard Meister in dieser Passage von einer Verbindung 
„aller deutschen Akademien“. Meisters großdeutsche Gesinnung kommt nochmals zum 
Ausdruck, wenn er vom „gesamtdeutschen Standpunkt der Wissenschaft ohne 
ideologischen Streit“ schreibt. Wie sehr seine Sicht der Dinge, noch im Jahr 1961, 16 
Jahre nach der Unabhängigkeit Österreichs von Deutschland, von einer großdeutschen 
Sichtweise geprägt war, wird in solchen Redewendungen offensichtlich. Durch seine 
Wahl Fritz Knolls für die Herausgabe der DLZ, schlug Meister einmal mehr die Wiener 
Brücke zwischen großdeutscher Idee der national-konservativen Elite und 
nationalsozialistischer Gesinnung. Das ist bezeichnend für die national-konservativen 
Kreise im Umfeld der Wiener Universität, wie sie bereits für die Geschichtswissenschaft 
erörtert wurden.283 
Auf der Arbeitsbesprechung im Gästehaus der DAW in Zeuthen, nahe Berlin, am 7. Juli 
1961 wurden schließlich die Ergebnisse der vorbereitenden Beratungen aus Wien fixiert. 
Demnach sollten je ein Naturwissenschafter und ein Geisteswissenschafter aus „West 
und Ost“ als Herausgeber fungieren. Wer der westdeutsche Vertreter für die 
Geisteswissenschaften sein sollte blieb unklar, dieser sollte „zum gegebenen Zeitpunkt“ 
hinzugefügt werden. Für die Naturwissenschaften war der Vertreter des „Westens“ Fritz 
Knoll. Dies wurde in der DLZ selbst erstmals im Jahr 1962 sichtbar. Als Herausgeber 
fungierten dort Heinrich Bertsch, Eduard Winter und Fritz Knoll. Das Fehlen eines vierten 
Herausgebers wurde durch „N.N.“ sichtbar gemacht.284  
In Zeuthen wurde auch vereinbart, dass der bisherige „akademische 
Redaktionsausschuss“, in dem eine bisher unterschiedliche Anzahl an Mitgliedern aus 
den beteiligten Akademien vertreten war, reformiert werden sollte. Von nun an sollte jede 
Akademie zwei Mitglieder in den Redaktionsausschuss entsenden. Die Akademien 
wurden aufgefordert ihre Mitglieder der Redaktion in Berlin bekannt zu geben. Es 
wurden genaue Regelungen darüber vereinbart, welche Rezensionen und 
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Besprechungen in der DLZ unter welchen Bedingungen erscheinen sollten. Dazu 
einigten sich die Akademien auf eine genaue Geschäftsordnung.  
 „1.) Bei der Auswahl der zur Besprechung bei der Redaktion eingegangenen bzw. 
 vorgeschlagenen Titel und bei der Bestimmung der Rezensenten wirken die 
 Herausgeber und der akademische Redaktionsausschuß zusammen. Die 
 Herausgeber und die Mitglieder des akademischen Redaktionsausschusses 
 haben das Recht, zusätzlich Titel zur Besprechung vorzuschlagen, wobei 
 tunlichst der Name des Rezensenten zugleich vorzuschlagen ist... 
3.) Die Redaktion übermittelt den Mitgliedern des akademischen 
Redaktionsausschusses regelmäßig eine Zusammenstellung aller zur 
Besprechung eingegangenen bzw. vorgeschlagenen Veröffentlichungen, 
gegebenenfalls mit dem Namen des vorgeschlagenen Rezensenten. Die 
Mitglieder des Redaktionsausschusses können innerhalb von zwei Wochen 
Rezensenten bzw. Änderungen vorschlagen.“285 
In diesen Rahmenbedingungen kommt abermals das wechselseitige Mißtrauen der 
Akademievertreter, das die Arbeitsbesprechungen bereits beherrschte, zum Ausdruck. In 
der Geschäftsordnung wird zumindest nie die explizite Möglichkeit erwähnt, einen zur 
Rezension vorgeschlagenen Titel insgesamt abzulehnen, was in dem unklaren Begriff 
„Änderungen vorschlagen“ zum Ausdruck kommt. Es werde den Mitgliedern des 
Redaktionsausschusses lediglich das Recht eingeräumt, über die Rezensenten zu 
beraten. Darin kommt wohl der Wunsch der DAW zum Ausdruck, eine stärkere 
Berücksichtigung von Literatur aus den sozialistischen Ländern in der DLZ zu 
verwirklichen. Die DAW hatte dabei einen gewissen Vorteil bei der Bestimmung des 
Inhalts der DLZ, da die Redaktionsstelle weiterhin bei ihr angesiedelt war und die 
vorgeschlagenen Rezensionen an diese Stelle zu richten waren. Es wurde zwar 
vorgesehen, dass die Redaktion mit den Herausgebern in Kontakt stehen sollte, dabei ist 
allerdings die räumliche Distanz der beiden „westlichen“ Herausgeber zur 
Redaktionsstelle zu bedenken.  
Während die auf der Berliner Sitzung beschlossene Geschäftsordnung  die „Bestimmung 
der zu rezensierenden Bücher und Rezensenten“ regeln sollte, wurde vereinbart, dass 
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die „Behandlung der eingehenden Manuskripte“ erst einer einvernehmlichen Lösung der 
Akademien zugeführt werden würde.286 
Das nächste Treffen der Präsidenten, auf dem die Frage der DLZ weiter verhandelt 
werden sollte, war für den 1. März 1962 in Mainz geplant. Auf Grund der politischen 
Spannungen nahmen die Vertreter der ostdeutschen Akademien an dieser Sitzung nicht 
teil. Bereits im Vorfeld kam Richard Meister auf den vakanten Posten eines 
Herausgebers aus dem Bereich der Geisteswissenschaften für die DLZ zu sprechen. Es 
wurde vereinbart, den westdeutschen Vertreter in der Redaktion der Forschungen und 
Fortschritte Wilhelm Wissmann zu der Besprechung zu laden, um ihm auch die 
Redaktionsgeschäfte in der DLZ anzutragen.287 Über die Mainzer Beschlüsse sind wir 
aus dem Protokoll der nachfolgenden Sitzung in Wien am 23. Mai 1962 informiert. Diese 
wurden formal so gehalten, dass die Beschlussfassung erst in Wien, gemeinsam mit den 
Vertretern der ostdeutschen Akademien, stattfinden sollte. Über die Vorgänge bezüglich 
der DLZ in Mainz gibt ein Schreiben Richard Meisters an Werner Hartke Auskunft. In 
diesem Brief vom 5. April 1962 gab Meister bekannt, dass Wilhelm Wissmann in Mainz 
von den westdeutschen Akademien als vierter Herausgeber für die 
Geisteswissenschaften bestimmt wurde.288 Im selben Brief lädt Richard Meister die 
Vertreter der Akademien in Leipzig und Berlin zur Feierlichen Sitzung der ÖAW am 23. 
Mai 1962 in Wien ein: 
 „Ich möchte gerne der Hoffnung Ausdruck geben, daß ich bei der Feierlichen 
 Sitzung der Österreichischen Akademie am 23.Mai 1962 die Vertreter der 
 Deutschen Akademie der Wissenschaften zu Berlin und der Sächsischen 
 Akademie der Wissenschaften mit ihren Damen begrüßen darf.“289  
Auf der Arbeitsbesprechung der Präsidenten in Wien, die im Anschluss an ein 
gemeinsames Mittagessen im Rathauskeller erfolgte, wurde die Herausgeberschaft für 
die DLZ zwar endgültig geklärt, der Konflikt um die gemeinsame Zeitschrift war damit 
jedoch keineswegs  beigelegt. Vom Präsidenten der Mainzer Akademie, Joseph Vogt, 
                                               
286
 Protokoll der AB in Zeuthen am 7. Juli 1961. ÖAW Archiv, Arbeitsbesprechungen: Mappe 9. 
287
 Brief von Richard Meister an den Präsidenten der Mainzer Akademie Josef Vogt vom 31. 
Jänner 1962. ÖAW Archiv, Arbeitsbesprechungen: Mappe 10. 
288
 Brief Richard Meisters an Werner Hartke vom 5. April 1962. ÖAW Archiv, 
Arbeitsbesprechungen: Mappe 11. 
289
 Meister an Hartke am 5. April 1962. ÖAW Archiv, Arbeitsbesprechungen: Mappe 11. 
114 
wurde „eine größere Berücksichtigung des westlichen Standpunktes“290 gefordert. 
Daraufhin entgegnete Hartke, „daß die Berücksichtigung der verschiedenen Standpunkte 
Sache der Redaktion sei.“291 Nach diesen beiden gegensätzlichen Meinungen 
versuchten sowohl Meister als auch Baethgen die Wichtigkeit einer Zusammenarbeit 
zwischen den Akademien zu betonen, und beide verwiesen auf die gemeinsame 
Geschäftsordnung, die ein Jahr zuvor in Berlin beschlossen worden war. Man einigte 
sich schließlich darauf, „sich zu der Frage, ob diese Erwartung erfüllt worden sei, nach 
einem Jahr wieder (zu) äußern.“292 
Über die Frage nach dem „westlichen Standpunkt“ erfolgte noch eine Diskussion 
zwischen Joseph Vogt und Werner Hartke. Letzterer brachte einen 
Abänderungsvorschlag zum Protokoll der Wiener Arbeitsbesprechungen ein. Die 
Formulierung „der westliche Standpunkt“ sollte auf „westliche Titel sowie westliche 
Rezensenten“ geändert werden. Vogt vermerkte dazu in einem Antwortschreiben an alle 
beteiligten Akademien: „Ich nehme diese Anregung auf, da mit der bisherigen 
Formulierung genau das gemeint war, was hier konkret ausgesprochen ist.“293 
Dass es höchst zweifelhaft ist, dass tatsächlich nur die Frage nach „westlichen Titeln“ 
und „westlichen Rezensenten“ mit dem „westlichen Standpunkt“ gemeint war, zeigt ein 
Brief, den Richard Meister neun Tage vor Vogts Schreiben an den Präsidenten der 
Bayrischen Akademie, Baethgen, gerichtet hatte. Da Meister die „Aufstellung von 
allgemeinen Richtlinien für die Mitglieder des Redaktionsausschusses“ anregte, wird 
offensichtlich worin diese Unterschiede tatsächlich bestanden:  
 „Generalsekretär Knoll, der darüber referierte, machte aus den Erfahrungen 
 seiner  Durchsicht der übersandten Druckbogen geltend, daß in manchen 
 (philosophischen soziologischen, weltanschaulichen) Aufsätzen bzw. 
 Rezensionen von solchen Büchern der östliche Standpunkt oft mit einer 
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 Letztwilligkeit vertreten werde, die kaum mehr annehmbar erscheine; er hielt es 
 für notwendig, daß diese Frage geklärt werde.“294 
Meister formulierte einen Vorschlag für eine mögliche Richtlinie, in dem er wieder auf 
einen Kompromiss drängte und schloss mit den folgenden Bemerkungen: 
 „Die Deutsche Akademie der Wissenschaften zu Berlin hat zur Unterstützung 
 ihrer Vertreter einen größeren Aktionsausschuß gewählt und für diesen solche 
 allgemeinen Richtlinien aufgestellt. Unter diesen findet sich auch manches recht 
 Bedenkliche, so die Forderung nach Tunlichkeit Rezensenten aus dem Auslande, 
 insbesondere dem östlich orientierten zu nehmen.“295 
Dass Meisters Bedenken in München durchaus geteilt wurden, wird aus dem 
Antwortschreiben von Friedrich Baethgen vom 23. Juli 1962 offensichtlich.296  
Nach einer langen Pause kam es schließlich noch einmal zu einem Anlauf in der Frage 
der DLZ. Auf einer Sitzung der Arbeitsgemeinschaft der Westdeutschen Akademien, am 
29.11. 1963, an der auch Richard Meister für die ÖAW teilnahm, wurde die DLZ in einem 
„westlichen“ Kreis nochmals erörtert. Während dies im Protokoll der Sitzung kaum 
Erwähnung findet, behandelte Richard Meister die Frage in einer Mitteilung an die ÖAW 
ausführlich. Darin wird die zunehmend ablehnende Haltung der westdeutschen 
Akademien gegenüber der gemeinsamen Herausgabe der DLZ mit der DAW deutlich:  
 „Es wurde die betrübliche Feststellung gemacht, daß zwischen den Akademien 
 des Ostens und des Westens immer weniger Kontakt und Zusammenarbeit 
 möglich ist. Als ein Punkt, der der Erörterung bedürfte, wurde die Redaktion der 
 DLZ hervorgehoben.“297 
Es wurde eine gemeinsame Arbeitsbesprechung im Jahr 1964 in Wien in Aussicht 
gestellt. Darüber informierte Richard Meister den Präsidenten der Leipziger Akademie in 
einem Brief am 10. März 1964: 
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„Die Besprechungen über die DLZ haben zwangsläufig auf die Notwendigkeit 
einer Akademiepräsidenten-Besprechung (3. Juni) geführt. Hoffentlich erhalte ich 
vom Osten wie vom Westen zustimmende Voten für eine solche Besprechung.“298 
Dabei sollte es, wie aus der Einladung für die geplante Akademiepräsidenten-
Besprechung hervorgeht, um die Erstellung einer „genauen Regelung der 
Zusammenarbeit aller Akademien des deutschen Sprachgebietes gehen, die sich zur 
Redaktion der DLZ vereinigt haben“.299 Die Einladung erging erstmals auch an die 
Deutsche Akademie der Naturforscher zu Halle, die Richard Meister in die Redaktion der 
DLZ einzubinden wünschte. Das, sowie eine generelle Einbindung der Leopoldina in die 
Arbeitsbesprechungen der Präsidenten der deutschsprachigen Akademien, hatte 
Richard Meister bereits in einem Brief vom 6. November 1962 angedacht.300 Ob an der 
letzten Arbeitsbesprechung in Wien, am 3. Juni 1964, tatsächlich Vertreter der 
Leopoldina teilnahmen, ist auf Grund des fehlenden Protokolls nicht bekannt. In der DLZ 
scheint die Hallesche Akademie der Naturforscher jedenfalls bis zuletzt nicht auf. Wenn 
Vertreter der Leopoldina am Treffen in Wien teilgenommen haben, so blieb dies also 
zumindest bezüglich der DLZ erfolglos.   
Die Einladung zur letzten Arbeitsbesprechung der Präsidenten, am 3. Juni 1964, bei der 
die Herausgabe der DLZ nochmals das Hauptthema sein sollte, erging auch an die 
beiden Redaktoren der DLZ, Wilhelm Wissmann und Eduard Winter.301 Über den Inhalt 
des Treffens sowie über die etwaige Ausarbeitung einer „Regelung der Zusammenarbeit“ 
ist aus den Akten nichts mehr zu erfahren, da zu der Sitzung am 3. Juni 1964 wie 
erwähnt kein Protokoll vorliegt.  
Die DLZ erschien noch bis 1971 im „Auftrage der Akademien der Wissenschaften zu 
Berlin Göttingen Heidelberg Leipzig München Wien“302 Das offensichtliche Ende der 
Zusammenarbeit zwischen den Akademien wurde von einigen Absurditäten begleitet. Ab 
1968 wurde Wilhelm Wissmann, der am  21.12. 1966 verstorben war, als Herausgeber 
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mit einem Kreuz neben seinem Namen geführt. Dasselbe geschah mit dem Mitglied des  
Redaktionsausschusses, A. Falkenstein. Daraus muss auf ein Ende der Besprechungen 
bezüglich der DLZ zwischen den deutschen Akademien, nach dem Ausscheiden der 
ÖAW ab 1964 geschlossen werden. Fritz Knoll hingegen wurde bis 1970 als 
Herausgeber geführt. Inwieweit er mit den anderen Herausgebern in Kontakt stand bleibt 
fraglich. Ab 1971 wurde die DLZ „im Auftrage der Deutschen Akademie der 
Wissenschaften“ von Werner Hartke herausgegeben. Auch der Redaktionsausschuss 
bestand nun ausschließlich aus Mitgliedern der DAW.  
 
d.) Die Akademien als außeruniversitäre 
Forschungseinrichtungen 
 
Der hier behandelte Zeitraum ist charakterisiert durch die Ausprägung von 
verschiedenen Organisationsformen von Forschung außerhalb der Universitäten in DDR 
und BRD. Wie bereits geschildert wurden dabei verschiedene Wege beschritten. In 
Westdeutschland konstituierte sich im Februar 1958 der Wissenschaftsrat, der für die 
Förderung überregionaler Forschungen zuständig sein sollte. In diesem 
Wissenschaftsrat waren die Wissenschaftsakademien als Institutionen nicht vertreten. 
Als Trägereinrichtungen für außeruniversitäre Forschung waren in der BRD 
hauptsächlich die DFG, die Max Planck Gesellschaft sowie die Fraunhofer Gesellschaft 
tätig. Die Akademien blieben auf ihre Rolle als Gelehrtengesellschaften beschränkt. Ein 
vollkommen anderer Weg wurde in der Ostzone beschritten. Ausgehend von der 
Kulturverordnung vom 31. März 1949 wurden die Akademien, hier vor allem die DAW, zu 
den wichtigsten Forschungszentren des Landes. 
Die Situation in Österreich ist noch wenig erforscht. Klar erscheint jedoch, dass die 
Organisation von außeruniversitärer Forschung auch hier ein wichtiges Thema war. 1960 
wurde die Ludwig Boltzmann Gesellschaft (LBG) gegründet, welche sich in weiterer 
Folge zu einer wichtigen Forschungseinrichtung entwickelte. Dass auch in der ÖAW über 
diese Fragen nachgedacht wurde, wird dadurch ersichtlich, dass die Frage nach der 
Position der Akademien im nationalen Forschungsgefüge von Richard Meister auf den 
Arbeitsbesprechungen thematisiert wurde.  
Erstmals erwähnt wurde die Frage nach der Position der Akademien in einem Vorschlag 
für einen Tagesordnungspunkt seitens der ÖAW für die Arbeitsbesprechung am 8. 
November 1958 in Göttingen. Unter dem Titel „Lage der Akademien“ fasste Richard 
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Meister die Probleme der Akademien zusammen. Nachdem er auf die Verlagerung von 
Forschung in die Universitäten eingegangen war, führte er weiter aus, dass den 
Universitäten und Akademien  
 „dann gegen Ende des 19. Jh. eine  dritte Institution als Rivalin entstanden [sei] in 
 den Forschungsgesellschaften, z.B. Kaiser Wilhelmgesellschaft und deren 
 Instituten. Dazu kommt, dass eine andere Aufgabe der Akademien, die Beratung 
 der staatlichen Stellen in Wissenschaftsangelegenheiten auf bereits bestehende 
 oder geforderte Einrichtungen (Wissenschaftsrat in DBR, Projekt eines 
 Forschungsrates in Österreich) überzugehen droht.“303 
Aus diesen Gründen schlug Meister vor, das Thema auf der Arbeitsbesprechung in 
Göttingen im November 1958 zu behandeln. In seinem Bericht an die Gesamtsitzung der 
Akademie vermerkte Meister, dass die Arbeitsbesprechungen sich weiter mit der „Lage 
der Akademien“ beschäftigen sollten. Vor allem die Einrichtung von Forschungsinstituten 
bei den Akademien beschäftigte die Präsidenten. Über den Inhalt des Kurzreferats, das 
Richard Meister in Göttingen zu dieser Frage gehalten hatte, gibt ein Bericht über sein 
Referat Auskunft, den er selbst dem Vorsitzenden der Arbeitsbesprechungen, dem 
Präsidenten der Göttinger Akademie, zukommen ließ. Nachdem Meister über die 
Situation in BRD und DDR referiert hatte, fasste er die österreichische Situation 
zusammen: 
„In Österreich ist es bisher nicht gelungen, eine ähnliche Einrichtung [Anm.: wie die 
DFG] zu schaffen. Im Vordergrund steht das Projekt eines 'Forschungsrates', der alle 
drei Aufgaben: finanzielle Unterstützung der wissenschaftlichen Forschung, Beratung 
des Bundes und der Gemeinden in allen Fragen der Wissenschaft (sachlich und 
finanziell) und Errichtung von Forschungsinstituten verbinden soll. Die Akademie und die 
Hochschulen widerstreben diesem Plan und wünschen zunächst die Errichtung  einer 
Institution nach Art der Deutschen Forschungsgemeinschaft oder des Schweizerischen 
Nationalfonds, während die Beratung der Behörden in Fragen der Wissenschaft Sache 
der Akademien und der Hochschulen bleiben solle und der Förderung der 
wissenschaftlichen Produktion durch Errichtung von Forschungsinstituten an den 
Hochschulen und an der Akademie Rechnung getragen werden soll.“304 
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In Göttingen wurde außerdem festgehalten, dass Meister „seine Gedanken in einer 
ausführlichen Abhandlung darlegen“305 sollte. In der Fortführung dieser Tätigkeit als 
Referent zur Frage der „Lage der produktiven Wissenschaft in den Akademien“ erbat 
Richard Meister für die Arbeitsbesprechung in Heidelberg, am 22. Mai 1959 einen 
Bericht von den Akademien, in welchem Umfang sie Forschungsinstitute betrieben.306 
Offenbar fiel die Aussprache über die Lage der Akademien in Heidelberg eher kurz aus, 
da auf dieser Sitzung ausführlich über die Frage der Herausgabe von FuF diskutiert 
wurde. Das Protokoll vermerkt zu dem Punkt nur, dass die Aussprache eine 
unterschiedliche Situation in den beteiligten Staaten ergeben habe. Die weitere 
Behandlung der Frage sollte an Hand eines umfangreichen Referats von Richard 
Meister erfolgen.  
Zu diesem umfangreichen Vortrag Meisters kam es schließlich auf der 
Arbeitsbesprechung in München, am 23. November 1959. Das Referat ist 
aufschlussreich für die Diskussionen um die Umgestaltung der wissenschaftlichen 
Institutionen in den frühen 1960er Jahren und wirkt in vielen Punkten bis heute aktuell. 
Es kann außerdem als programmatische Schrift der Akademie für die Organisation der 
außeruniversitären Forschung in Österreich gesehen werden. Richard Meister sandte 
eine Abschrift seines Referates sowohl an alle an den Arbeitsbesprechungen beteiligten 
Präsidenten307, als auch an den Österreichischen Bundesminister für Unterricht Heinrich 
Drimmel sowie dessen Sektionschef für Hochschulen Adalbert Meznik308. Außerdem 
erging eine Abschrift an alle Rektoren der österreichischen Hochschulen309 sowie an 
diverse österreichische Wissenschafter. Dadurch war eine gewisse Breitenwirkung 
seiner Ideen gesichert. 
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Im Referat selbst behandelte Meister in einem ersten Abschnitt  die Finanzierung und 
Organisation von Forschung auf nationalstaatlicher Ebene. Er beklagte darin abermals 
das Fehlen eines „Forschungsrates nach Art der Deutschen Forschungsgemeinschaft 
oder des Schweizerischen Nationalfonds“. Als Grund für diese Lücke führte Meister die 
 „Stellung der großen Parteien zu dem Problem, die einen maßgeblichen Einfluß 
 von Parlamentariern im Forschungsrat verlangen…Demgegenüber muß die 
 Akademie darauf bestehen, daß im Forschungsrate die Vertreter der 
 Wissenschaft eine gesicherte Majorität haben müssen, und sie lehnt die 
 Teilnahme von Parlamentariern ab, weil sie daraus nicht mit Unrecht eine 
 Politisierung der Wissenschaft befürchtet.“310 
Dass diese „Politisierung der Wissenschaft“ in der ÖAW stets stattgefunden hatte und 
die ÖAW es dabei oft verstand, sich selbst geschickt politisch zu positionieren wird in 
dieser Darstellung ausgeblendet. Das „unpolitische Wirken“ der Akademie hatte bereits 
nach 1945 gegenüber staatlichen Stellen zur Rechtfertigung für ein Weiterbestehen der 
Akademie nach der Zeit des Nationalsozialismus gedient.  
Meister betonte die Notwendigkeit „produktiver Forschung“ in den Akademien, wobei die 
„Aufrechterhaltung des Grundsatzes der Forschung um der Erkenntnis willen... und 
demgemäß auch die Freihaltung der Forschung von jeglicher Bevormundung durch die 
Wirtschaft oder die Politik“ eine „unabdingbare Forderung“ sei.  
Im weiteren Verlauf des Referats ging Meister auf die Arbeitsteilung zwischen den 
verschiedenen Forschungseinrichtungen und deren mögliche Koordination ein. Darin 
öffnet er das Spannungsfeld zwischen Berufsausbildung und wissenschaftlicher 
Forschung, wobei er für eine unbedingte Verbindung von Lehre und Forschung plädiert. 
Dass diese Frage nach wie vor sehr aktuell ist, zeigen zeitgenössische Diskussionen um 
Universitätspolitik. Es scheint wahrscheinlich, dass Meister sowohl bezüglich der 
„Politisierung von Wissenschaft“ als auch bezüglich „der Gefahr eines Abgleitens in 
Fachschulen“ die diesbezüglichen Reformen in der DDR vor Augen hatte. Diese hatten 
die Einheit von Lehre und Forschung teilweise aufgehoben sowie „erzieherische“ 
Aufgaben, die bis zur Indoktrination im Namen des real existierenden Sozialismus gehen 
konnten mit als Aufgaben der Lehrenden definiert.311  
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Eine weitere Perspektive für die Forschung an Hochschulen erblickte Meister in seinem 
Referat in der „Schaffung von Abteilungen an Hochschulinstituten oder Lehrkanzeln, in 
denen nur bereits graduierte junge Forscher unter der Leitung des die wissenschaftliche 
Forschung bestimmenden und führenden Vorstands des Instituts oder Inhabers der 
Lehrkanzel tätig zu sein hätten.“ Dieses Modell erinnert an die diversen geförderten und 
strukturierten Doktoratsprogramme, wie sie mehr als 40 Jahre später an den 
Österreichischen Hochschulen eingerichtet wurden. 
Im letzten Abschnitt seines Referates geht Richard Meister schließlich auf die Frage der 
Akademien in der außeruniversitären Forschung ein. Dabei kommt sein Hauptanliegen, 
die Akademien in der BRD und in Österreich wieder stärker als 
Forschungsträgereinrichtungen  zu positionieren, deutlich zur Geltung: 
 „Damit bin ich bei dem Problem angelangt, das den Ausgangspunkt dieser 
 ganzen Diskussion gebildet hat, nämlich die Frage: Ist die Gewinnung weiterer 
 akademieeigener Institute möglich und ist sie anzustreben? Ich weiß, daß es sich 
 hier um einen sehr heiklen und manchen sehr fragwürdig erscheinenden 
 Vorschlag handelt. Man befürchtet nicht ohne Grund eine Überlastung der 
 Akademie durch die mit den Instituten unvermeidlich verbundene 
 Verwaltungstätigkeit. Und doch werden die Akademien, wenn sie in ihrer 
 Bedeutung für die Wissenschaftsproduktion künftig nicht zurückbleiben sollen, 
 dieses Problem mit Entschlossenheit anfassen müssen. Es werden zunächst 
 vornehmlich Forschungsunternehmen mittlerer Größe ... sein, die für die 
 Akademien des Westens und die Österreichische Akademie in Frage kommen.“ 
 
Damit kam Meister zu seinem Kernanliegen, der Stellung der ÖAW: 
 „Zumal in Österreich, wo keine Aussicht besteht, eine Einrichtung wie die Max 
 Planck-Gesellschaft zu schaffen, wird man den beiden Vorschlägen, nämlich der 
 Vermehrung der Institute an den Akademien und der Einrichtung der oben 
 gekennzeichneten Superinstitute an den wissenschaftlichen Hochschulen, 
 Beachtung schenken müssen, zumal sie als Zentren für die produktive Forschung 
 unter nicht unerschwinglichen Mitteln finanzieller und organisatorischer Art 
 geschaffen werden könnten.“ 
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Meister sah also die Möglichkeit, die Stellung der Akademien  auch durch eine engere 
Kooperation mit den Hochschulen zu verbessern und kam damit zu einem weiteren, für 
ihn wichtigen, Punkt: 
 „Eine dritte Möglichkeit ist die Zusammenarbeit mehrerer Akademien an 
 wissenschaftlichen Unternehmungen. Beispiele hierfür sind schon jetzt … die 
 Herausgabe der Inschriften des deutschen Mittelalters durch die deutschen 
 Akademien und die österreichische Akademie, die geplante Ausgabe der Briefe 
 von Alexander von Humboldt und anderes mehr.“ 
Der letzte Satz kann als geradezu programmatisch für Meisters persönliches Wirken, 
aber auch für seine Vorstellung vom Akademiegedanken stehen: 
 „Aber für alle Akademien, die sich hier zusammengeschlossen haben, müßte 
 gelten: Es dürfte keine wissenschaftliche Unternehmung, keine wissenschaftliche 
 Institution, sei es im eigenen Bereiche, sei es in der internationalen Organisation 
 der Wissenschaft, geben, für die die Akademien nicht nur ihren Anspruch auf 
 Mitwirkung anmeldeten, aber auch ihre Mitwirkung tatkräftig einsetzten.“312 
Meisters Referat mündete schließlich auch in eine Publikation zur „Reform der 
Akademie“ in seinem Sinne.313 Dass bei der Diskussion um den Ausbau der Rolle der 
ÖAW die Bedeutung der Akademien in der DDR eine Rolle gespielt hat, ist zwar 
nirgends explizit erwähnt, kann jedoch implizit aus dem Text geschlossen werden. So 
erwähnt Meister in seinem Referat nur den notwendigen Umbau der „Akademien des 
Westens“ und Österreichs.  
Es kann Richard Meister nicht entgangen sein, dass die Akademie in Berlin einen 
umfassenden Ausbau erfahren hatte. Bei seinen Besuchen in Berlin, etwa anlässlich der 
Arbeitsbesprechung im Juli 1957 waren stets umfangreiche Führungen durch die 
Akademie und deren Institute vorgesehen. Gerade diese Leitung von Instituten durch die 
Akademie, die in der DDR selbst umstritten war, scheint Meister dabei nachhaltig 
beeindruckt zu haben. Tatsächlich wurde die Österreichische Akademie der 
Wissenschaften in weiterer Folge zur wichtigsten außeruniversitären 
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Forschungsinstitution in Österreich.314 Dabei wurde ein anderes Modell der 
außeruniversitären Forschungsförderung gewählt als in der Bundesrepublik 
Deutschland. Das Referat Meisters und die Arbeitsbesprechungen legen die Hypothese 
nahe, dass die DDR zumindest zum Teil als Vorbild diente. Das, sowie die Entwicklung 
der außeruniversitären Forschung in Österreich insgesamt, bedarf jedoch noch 
eingehender Forschung, die den Rahmen dieser Diplomarbeit sprengen würde. 
 
e.) Das Ende der Treffen der Akademievertreter im Jahr 1964 
 
Für das Ende der Arbeitstreffen im Jahr 1964 gab es vor allem zwei Gründe. Das war 
zum einen die zunehmende politische Spannung zwischen BRD und DDR, wie sie sich 
beispielsweise im Bau der Berliner Mauer im August 1961 ankündigte. Es ist erstaunlich, 
dass nach dem Mauerbau überhaupt noch Treffen stattfanden, und bezeichnend für die 
Vermittlertätigkeit der ÖAW, dass die gemeinsamen Treffen nur noch in Wien 
stattfanden. Dazu kam noch ein personeller Faktor, nämlich das Ausscheiden Richard 
Meisters aus dem Präsidium der ÖAW 1963.  
Die erste Entwicklung wurde an Hand der ausgewählten Beispiele gezeigt. Die 
Arbeitsbesprechungen waren von Anfang an durch dauernde Konflikte zwischen 
Vertretern der Akademien aus BRD und DDR gekennzeichnet. Diese Konflikte wurden 
an Hand der einzelnen Projekte nachgezeichnet. Erstaunlich ist, dass eine 
Verständigung unter Vermittlung der österreichischen Vertreter dennoch über mehrere 
Jahre hinweg möglich blieb. Dies wurde auch von den beteiligten Wissenschaftern, 
insbesondere Wolfgang Steinitz, so gesehen. Er hob noch 1964 die „Wiener Akademie“ 
hervor, die „in vielen Streitfällen zwischen unserer und den westdeutschen Akademien 
eine Vermittlerrolle gespielt“ habe.315 Das ist sicherlich auch dem persönlichen Eintreten 
Richard Meisters für die Arbeitsbesprechungen geschuldet. 
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Ein Ausdruck für die zunehmende Unmöglichkeit einer Verständigung war es, dass die 
westdeutschen Akademien ihre Entscheidungen zunehmend unabhängig von den 
Arbeitsbesprechungen trafen. Auf der Arbeitsbesprechung in Wien am 31. Mai 1960, 
wurde, wie bereits geschildert, für den Vormittag ein eigener Raum für die Vertreter der 
Akademien der BRD reserviert, sodass diese ihren gemeinsamen Standpunkt 
absprechen konnten.  
Das Ende der Arbeitsbesprechungen war schließlich durch die politische Entwicklung 
nach dem Mauerbau in Berlin im August 1961 vorgezeichnet. Danach gab es nur noch 
zwei Treffen auf denen sowohl Akademien aus der DDR und der BRD vertreten waren, 
nämlich am 23. Mai 1962 und am 3. Juni 1964, beide Male anlässlich der feierlichen 
Sitzung der ÖAW in Wien. Der Ort ergab sich dadurch, dass für die Vertreter der 
Akademien aus der DDR eine Ausreisegenehmigung nach Österreich, vor allem 
unmittelbar nach dem Bau der Berliner Mauer, leichter erteilt wurde als eine in die BRD. 
Auf diesen Arbeitsbesprechungen nach dem Mauerbau war die Stimmung zunehmend 
von gegenseitigem Misstrauen geprägt. Dieses Misstrauen, das durch die politisch 
gespannte Situation bedingt war, wurde dabei in wissenschaftlichen Kontroversen 
ausgetragen. 
Ein weiterer Grund für das Ende der Arbeitsbesprechungen ist das Ausscheiden Richard 
Meisters aus dem Präsidium der ÖAW im Jahr 1963 und sein Tod 1964. Meister war von 
Anfang an, anfangs gemeinsam mit Steinitz und Baethgen, die treibende Kraft hinter den 
gemeinsamen Arbeitsbesprechungen gewesen. Diese gingen auf seine Initiative im Jahr 
1956 zurück, und er übernahm es auch, gemeinsam mit dem Generalsekretär der ÖAW 
Josef Keil stets eine vermittelnde Position zwischen den Akademien der BRD und der 
DDR einzunehmen. Die Wichtigkeit, welche die Vertreter der Akademien der 
Persönlichkeit Meisters als Vermittler zugestanden geht aus etlichen Dankesschreiben 
hervor, die an ihn adressiert wurden. Vor allem die Vertreter der DAW auf den 
Arbeitsbesprechungen genossen die Treffen in Wien sichtlich. Wolfgang Steinitz, 
Vizepräsident der DAW, schrieb am 9. Juli 1960 an Richard Meister: 
 „An die Tage in Wien denken meine Frau und ich, wie immer, gern zurück – an 
 die schönen Feierstunden im Akademiesaal, an das Zusammensein mit den 
 Kollegen beim Mittagsmahl und im Griechenbeisl und an die Fahrt ins 
 Waldviertel. Insbesondere aber auch an die harmonische Atmosphäre, die durch 
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 Ihre überlegene Leitung die Besprechungen und das Zusammensein 
 beherrscht.“316 
Nach dem Mauerbau setzte sich Richard Meister nochmals verstärkt für ein 
gemeinsames Treffen von Vertretern der Akademien in DDR, BRD und Österreich ein. 
So schrieb er etwa an den Präsidenten der DAW, Werner Hartke: 
 „Ich brauche nicht nochmals zu versichern, daß ich gerade in diesem Jahr großes 
 Gewicht auf eine möglichst vollzählige Teilnahme aller Akademien an den Wiener 
 Veranstaltungen lege... Sollte es wünschenswert und nützlich sein, daß sich die 
 Österreichische Akademie an eine amtliche Stelle Ihres Staates mit dem 
 Ansuchen um Erlaubnis der Einreise der beiden Vertretungen der Deutschen 
 Akademie der Wissenschaften zu Berlin und der Sächsischen Akademie in 
 Leipzig wendet, so bin ich gerne bereit, und ersuche Sie für diesen Fall, mir die 
 näheren Richtlinien für ein solches Ansuchen zu geben.“317 
Nach Meisters Ausscheiden aus dem Präsidium wurden die Kontakte der ÖAW zu den 
deutschen Akademien zwar weiterhin gepflegt, es kam jedoch unter seinem Nachfolger, 
Erich Schmid, nur mehr zu einem Treffen von Akademiepräsidenten aus BRD , DDR und 
Österreich, nämlich am 3. Juni 1964. Auf diesem Treffen, über das kein Protokoll 
auffindbar ist, wurde nur über die Frage von DLZ und FuF beraten, die beiden 
Zeitschriften, welche die Akademien gemeinsam herausgaben. Im Jahr 1967 wurde von 
Erich Schmid nochmals der Versuch gestartet, eine gemeinsame Arbeitsbesprechung 
stattfinden zu lassen. Sein dementsprechendes Ansinnen an den „Vorort der deutschen 
Akademien“, die Akademie in Heidelberg, blieb allerdings unbeantwortet.318  
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6.) Schlussbetrachtungen 
 
Die Zusammenarbeit der Akademie der Wissenschaften in Wien mit den im Kartell 
vertretenen deutschen Akademien der Wissenschaften hatte eine wechselhafte 
Geschichte. Eine Konstante war der Wunsch der beteiligten Akademien, in jeder 
Periode, unter unterschiedlichen politischen Verhältnissen und über Staatsgrenzen 
hinweg mit anderen deutschsprachigen Akademien der Wissenschaften 
zusammenzuarbeiten. Das ist sicherlich durch die Konstruktion einer „deutschen 
Kulturnation“, die sich maßgeblich über Sprache definierte, bedingt. Die Protagonisten 
der wissenschaftlichen Zusammenarbeit schufen durch ihre institutionelle und 
wissenschaftliche Zusammenarbeit oftmals erst den Boden für eine „gemeinsame 
deutsche Nation“. Das geschah, indem sie die deutsche Sprache und Geschichte 
sammelten und sie dabei aktiv mitgestalteten. Erst dadurch wurden die Voraussetzungen 
für eine deutsche Nation, die alle Deutschsprachigen umfassen sollte geschaffen und so 
ein deutscher Nationalismus konstruiert, der die Gebietsansprüche im Osten in die 
Vernichtungspolitik des Nationalsozialismus umsetzte. Die Konstruktion von 
Nationalismen hat die moderne, theoretische Literatur an Hand vieler Beispiele 
nachgewiesen.319 Die völkische Ausrichtung im Sinne eines deutschen Nationalismus, 
die sich Akademievertreter auch außerhalb Deutschlands selbst gaben, beeinflusste die 
NS-Politik und arbeitete ihr in ihren Ergebnissen zu.  
In der Geschichte der Zusammenarbeit zwischen den deutschsprachigen Akademien 
wird die völkische Idee von der „deutschen Wissenschaft“ im Bemühen um 
Zusammenarbeit zwischen den deutschsprachigen Akademien immer wieder sichtbar. 
Das wird bereits durch die Gründungsgeschichte des Kartells ab 1892 offensichtlich, in 
der die Wiener Akademie gemeinsam mit der PAW eine führende Stellung einnahm. 
Dass es anfangs zu unterschiedlichen Auffassungen über die geplante Körperschaft 
kam, scheint noch der unterschiedlichen Situation in der Österreichisch- Ungarischen 
Monarchie und dem Deutschen Kaiserreich geschuldet. Die unterschiedlichen 
Vorstellungen einer wissenschaftlichen Zusammenarbeit schlugen sich dabei in der 
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Frage nieder, ob nicht-deutschsprachige Akademien, etwa die Ungarische Akademie in 
Budapest, überhaupt zur Zusammenarbeit  eingeladen werden sollten. Nachdem mit der 
Internationalen Assoziation der Akademien ein Gremium gegründet war, in welchem eine 
Zusammenarbeit mit nicht-deutschsprachigen Akademien zumindest theoretisch 
stattfand, verstärkte sich der Charakter des Kartells als Vertretung der „deutschen 
Wissenschaft“ noch. Die Wiener Akademie wurde dabei bereits am Ende der 
Habsburgermonarchie als „deutsche Akademie“ wahrgenommen.  
Nach dem Ende des ersten Weltkrieges verstärkte sich der deutschnationale Charakter 
des Kartells insgesamt, und der Wiener Akademie im Besonderen. Dabei drückte sich 
der Deutschnationalismus innerhalb der Wiener Akademie während der 
Zwischenkriegszeit in der Weigerung aus, mit anderen Wissenschaftsakademien 
zusammenzuarbeiten. Die Aufnahme der Zusammenarbeit mit anderen Akademien in 
der UAI geschah erst ab 1935, nachdem die UAI auf maßgebliche Forderungen der 
kartellierten Akademien eingegangen war. Die gesamtdeutsche Auffassung vieler 
Akademiemitglieder konnte mühelos in die Politik des Nationalsozialismus integriert 
werden, teilweise deckten sich ihre Ziele einer Neuordnung der europäischen 
Wissenschaft mit der Politik des Nationalsozialismus. Die Idee von einer völkisch- 
gesamtdeutschen Wissenschaft erwies sich noch in der Österreichischen Zweiten 
Republik innerhalb der ÖAW als erstaunlich beharrlich. 
Die konstruierten Brüche, welche nach 1945 in den beteiligten Akademien, vor allem in 
Wien und Berlin vollzogen wurden, änderten nichts am kontinuierlichen Wunsch der 
beteiligten Wissenschafter nach einer deutschsprachigen Zusammenarbeit. Das wird 
sowohl in der Deutschen Akademie der Wissenschaften, als auch in der 
Österreichischen Akademie der Wissenschaften sichtbar, wenngleich die Motive und 
politischen Hintergründe der Protagonisten stark voneinander abwichen. Während in 
Österreich die Vertreter einer konservativ-nationalistischen, gesamtdeutschen 
Geschichtsauffassung die treibende Kraft hinter der Zusammenarbeit waren, war in der 
DDR der Versuch, ein „besseres Deutschland“ auf dem Gebiet der Wissenschaft zu 
schaffen, ausschlaggebend. Während auf die Motive der Vertreter der DAW hier nur 
insofern eingegangen werden kann, als sie in der Sekundärliteratur zu finden waren, 
kann die Arbeit einige neue Beispiele zur Beharrlichkeit einer großdeutschen Idee von 
Wissenschaft innerhalb der ÖAW nach 1945 liefern.  
Die großdeutsche Einstellung maßgeblicher Vertreter der ÖAW zeigte sich in den 
Arbeitsbesprechungen der Präsidenten an mehreren Stellen. Ein Beispiel dafür ist die  
Vertretung der Akademien in den Gremien der internationalen Zusammenarbeit von 
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Wissenschaftsakademien. Der Generalsekretär der ÖAW, Josef Keil, machte sich, 
offenbar stellvertretend für alle deutschsprachigen Akademien, Sorgen um ein 
„einheitliches Vorgehen der deutschen Akademien“. Deren einheitliches Vorgehen sollte 
durch die Arbeitsbesprechungen gewährleistet werden. Dabei knüpfte er inhaltlich an das 
politisch motivierte, nationalistische Verhalten des Kartells und der Wiener Akademie 
nach dem ersten Weltkrieg an. Die Skepsis gegenüber der UAI wird durch die 
wiedergegebenen Aussagen etwa Richard Meisters, aber auch anderer beteiligter 
Präsidenten deutlich. Eine kritische Reflexion der eigenen Rolle während des 
Nationalsozialismus ließen die Protagonisten nach 1945 gänzlich vermissen.  
Ein weiterer Beleg für die Bedeutung, die Fragen der „deutschen Wissenschaft“ in der 
ÖAW zugemessen wurde, ist die Tatsache, dass der Vorstoß für eine stärkere 
Berücksichtigung der deutschen Sprache auf internationalen Kongressen von Seiten der 
ÖAW-Vertreter kam. Das war bereits eine zentrale Forderung des Kartells in der 
Zwischenkriegszeit. Während die Vertreter der westdeutschen Akademien bezüglich 
dieser Forderung nach 1945 sehr verhalten reagierten und dabei auf die Zeit des 
Nationalsozialismus verwiesen, wurde das Verhalten während des Nationalsozialismus 
von den Vertretern der ÖAW nicht reflektiert. Es ist interessant, dass die Vertreter der 
ÖAW in der Ausblendung der NS-Vergangenheit oftmals auf einer Linie waren. Es gab 
eine erstaunliche Übereinstimmung aus Ignoranz der eigenen Vergangenheit von Seiten 
der ÖAW und der Idee eines neu erstandenen sozialistischen Deutschlands auf Seiten 
der Akademien der DDR, die etwa zu einer einhelligen Meinung in Bezug auf die 
Verwendung der deutschen Sprache in den internationalen Wissenschaften führte. Zur 
250 Jahr Feier der DAW 1950 in Berlin entsandte die ÖAW, im Gegensatz zu den 
westdeutschen Akademien, eine große Delegation.320 
Ein weiterer Aspekt, der die großdeutsche Gesinnung vieler Vertreter der ÖAW in den 
Arbeitsbesprechungen zeigt, war der ständige Versuch der Vermittlung zwischen 
Positionen von Vertretern des „Westens“ und des „Ostens“ bezüglich der gemeinsamen 
Herausgabe von Zeitschriften. Die Kompromissvorschläge bezüglich der 
Herausgeberschaft von DLZ und FuF wurden in der Regel vom Präsidenten der 
Österreichischen Akademie, Richard Meister, geäußert. Dabei gestand Meister auch 
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offen ein worum es ging, nämlich darum, einen  „gesamtdeutschen Standpunkt der 
Wissenschaft ohne ideologischen Streit“321 zu gewährleisten. Ein „unpolitischer“ 
Standpunkt bedeutete dabei, wie Meister ausdrücklich in einem Brief vermerkte, eine 
Abwehr des „östliche(n) Standpunkt(es), (der) oft mit einer Letztwilligkeit vertreten 
werde“, die für ihn und Fritz Knoll nicht hinnehmbar war. Dass Meister mit Fritz Knoll 
einen Wissenschafter mit skandalöser nationalsozialistischer Vergangenheit als 
Herausgeber und Redaktor vorschlug, macht auch die Nähe zwischen großdeutschem 
und NS-Gedankengut bis in die 1960er Jahren offensichtlich. Die Idee von der 
unpolitischen Wissenschaft ohne ideologischen Streit hatte die Akademie bereits 
erfolgreich zur Abwehr aller Angriffe nach der Zeit des Nationalsozialismus verwendet.322 
Ein Beispiel für die inhaltliche Kontinuität zu völkisch-deutschnationalen Projekten, die 
durch das Bild von einer großdeutschen Wissenschaft innerhalb der ÖAW befördert 
wurde, ist das Projekt der Inschriften des deutschen Mittelalters. Dabei wurde an die, in 
der Schule der Wiener Geschichtswissenschaft etablierte, gesamtdeutsche Tradition 
angeknüpft, die Österreich als den christlichen deutschen Staat interpretierte, der 
ausgehend von der Habsburgermonarchie eine Sendung im Namen des Deutschtums 
für Mittel und Südosteuropa hätte.323 Diese Vorstellung ließ sich problemlos mit den 
Vorstellungen der NS-Machthaber verbinden. Ausdrücklich wurde auf die „Gründerväter“ 
des Projekts, unter anderem Hans Hirsch, der eine maßgebliche Rolle in der 
Südostdeutschen Forschungsgemeinschaft gespielt hatte, verwiesen. Sogar das Vorwort 
zur Editionsreihe aus dem Jahr 1942 wurde erst nach Intervention von Vertretern der 
DAW überdacht.  
Das berührt bereits die letzte Frage nach der Zusammenarbeit von Wissenschaftern aus 
Ost- und Westdeutschland unter den Bedingungen zweier politisch unterschiedlich 
orientierter Staaten in der behandelten Periode. Die Probleme, welche durch die 
unterschiedliche ideologische Ausrichtung der beiden deutschen Staaten bedingt waren, 
wurden bei der Herausgabe der beiden Zeitschriften am offensichtlichsten. Das 
Mißtrauen zwischen den beteiligten Wissenschaftern äußerte sich im Bemühen, einen 
ausgewogenen Redaktionsausschuss für die gemeinsamen Publikationen zu etablieren, 
das sich über Jahre hinzog. Verschärft wurden die ideologischen Unterschiede durch die 
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zunehmende Politisierung und Repression in der DAW von Seiten der SED. Dies drückte 
sich in der stetig steigenden Anzahl von SED-Mitgliedern in Vorstand und Plenum der 
DAW aus.324 Die Repression innerhalb der Akademie und die Unterdrückung 
abweichender Meinungen werden in den Arbeitsbesprechungen etwa im rigorosen 
Vorgehen gegen Dissidenten wie Kurt Aland sichtbar. Die Zuspitzung des Konflikts 
zwischen DDR und BRD, der im Bau der Berliner Mauer kulminierte, sowie der Tod 
Richard Meisters und das darauf folgende Ausscheiden der ÖAW als verbindendes Glied 
in der gesamtdeutschen Wissenschaftszusammenarbeit, bedeuteten schließlich das 
Ende für das Projekt der Arbeitsbesprechungen der Präsidenten. 
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Abstract: 
 
Die vorliegende Arbeit untersucht die Zusammenarbeit der Österreichischen Akademie 
der Wissenschaften mit Wissenschaftsakademien in der Bundesrepublik Deutschland 
und der Deutschen Demokratischen Republik. Diese Zusammenarbeit fand von 1956-
1964 im Rahmen der sogenannten „Arbeitsbesprechungen der Präsidenten“ statt. In der 
Arbeit wird die Zusammenarbeit der deutschsprachigen Akademien mit der Geschichte 
dieser Zusammenarbeit im sogenannten „Kartell“, von 1893 bis 1945 in einen 
Zusammenhang gestellt. In den Arbeitsbesprechungen gab es immer wieder eine 
Bezugnahme auf diese „traditionelle“ Zusammenarbeit. Das Zustandekommen des 
sogenannten „Kartells“ und die Kontinuität der Themen zwischen Kartell und 
Arbeitsbesprechungen bildet den Hauptteil der Untersuchung der Diplomarbeit. Es wird 
die These aufgestellt, dass die Möglichkeit einer Zusammenarbeit zwischen Akademien 
in Österreich, der BRD und der DDR durch die Beharrlichkeit einer Idee von einer 
unpolitischen, großdeutschen Wissenschaft in der Österreichischen Akademie  möglich 
war. Diese Idee wurde innerhalb der Akademie von einem Kreis national-konservativ 
eingestellter Wissenschafter vertreten. Dabei arbeitete dieser Kreis, wie bereits vor dem 
Anschluss Österreichs an das deutsche Reich, eng mit eindeutig nationalsozialistisch 
gesinnten Wissenschaftern zusammen. Mit dem Aussscheiden der Österreichischen 
Akademie der Wissenschaften aus den Arbeitsbesprechungen 1964, fand diese Form 
der Zusammenarbeit ihr Ende.  
 
The Thesis examines the cooperation between the Austrian Academy of Science and the 
Academies of Science in the German Federal Republic and the German Democratic 
Republic. This cooperation was intensified from 1956 to 1964 through the so called „work 
conferences of the Presidents“. In the paper the connection between the germanophone 
Academies is embedded in the history of the cooperation between the involved 
Academies. This history of cooperation started in 1893 with the foundation of the so 
called „Kartell“ and took a break after the end of the Nazi Regime in 1945. The present 
thesis examines closely the formation of the Kartell in 1893 and its development until 
1945. It does so, because the Kartell was a constant point of reference in the work 
conferences that took place from 1956 to 1964. The main thesis of the paper is, that the 
cooperation from 1956 to 1964 was only possible, because the main actors, especially in 
the Austrian academy of science, were adherents to a nationalist-conservative ideology, 
that was based upon a „non-politcal“ understanding of „German science“. This ideology 
was extremely persistent within the Austrian Academy of Science and framed the history 
of this institution before, during and after Nazi-rule in Austria. When the Austrian 
Academy of Science resigned from the „work conferences“ in 1964, this eventually 
ended this form of cooperation between the german- speaking academies. 
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